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Ein anspruchsloses Lehrmittel zum Gebrauch beim versicherungswissen- 
schaftlichen Unterricht will dieses Werk sein. Es ist hervorgegangen aus 
dem Bedürfnis des Verfassers, seinen Hörern an der Berliner Handels- 
hochschule und in der Vereinigung für staatswissenschaftliche Fortbildung 
eine geeignete Einführung in den Betrieb der Versicherungspraxis zu bieten. 
Insofern kann diese Sammlung vielleicht eine Ergänzung der Lehrbücher 
(„Versicherungswesen* Leipzig 1905 bei Teubner, „Grundzüge des Ver- 
sicherungswesens* Leipzig 1906 ebenfalls bei Teubner und „Arbeiter- 
versicherung* Leipzig 1905 bei Göschen) des Verfassers sein, als die 
Formulare und Aktenstücke eine Illustration der theoretischen Ausführungen 
zu bilden geeignet sind. Auf anderen Gebieten sind solche Formular- 
sammlungen längst eingeführt, beispielsweise auf dem des Handels- wie 
des Prozeßrechts. Bei der Ausbreitung des Interesses an der Ver- 
sicherungswissenschaft schien dem Verfasser die Herausgabe der Sammlung 
auch schon aus dem Grunde angebracht, weil man oft nur mit größter 
Schwierigkeit die verschiedenen Formvisfe örJ^ält, Welche^jlp 'die Versicherungs- 
praxis bequem einzuführen vermögen. " , . */.."* 

Es muß jedoch darauf hingewiesen^ werxJe)i) cfecß.die Sammlung selbst- 
verständlich nur eine Auswahl von Formukjf? enthielt/ Die Beschränkung 
auf die wichtigsten war schon aus räuinlicheh- Gründen erforderlich. Dazu 
kommt, daß naturgemäß jede einzelne Versicherungsanstalt andere 
Formulare besitzt. Maßgebend für die Auswahl war der Wunsch, möglichst 
einfache und für den Laien am leichtesten verständliche Typen zum 

i Abdruck zu bringen. 

o^ Möge die Sammlung dazu beitragen, das Verständnis der Theorie und 

"* Praxis des gesamten Versicherungswesens zu fördern. 

•4 

I Berlin, im Herbst 1907. 

^ A. Manes. 
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Anmeldung 

für die Ortskrankenkasse für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, 



Handelsleute und Apotheker. 



Berliiii den 
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Die nachbezeichnete Person ist am 190 bei dem 

Unterzeichneten in versicherungspflichtige Beschäftigung getreten. 

Vo^ und Zuname 

Geburtsort, -Jahr- und -Tag 

Wohnung (genau) - 

Art der Beschäftigung des Angemeldeten 

Höhe des Arbeitsverdienstes p. Tag p. Woche p. Monat 

Freie Station oder Wohnung? 

Falls Mitglied unserer Kasse gewesen, Nr. des Quittungsbuches 

Eigenhändige Unterschrift des Arbeitgebers (leserlich): 

Qeschäftslokal: Branche: 

Diese Karte ist nur zur Anmeldung einer Person zu benutzen. — Anmeldungen, 
welche unvollständige Angaben enthalten, sind unwirksam. 
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Abschnitt I. 

für den Arbeltgeber zum Nachweis 

über erfolgte Anmeldung nachstehend 

genannter Personen: 



Abschnitt II. 

für den nachstehend Versicherten zum 
Nachweis seiner Mitgliedschaft. 



a 

Ol - - 

a 
c 

Tag des Eintritts in die Beschäftigung: £ Tag des Eintritts in die Beschäftigung: 

N 



Tagesverdienst 



Name des Arbeitgebers: 



Name des Arbeitgebers: 



OQ 



Anmerkung: Dieser Abschnitt ist vom 
Arbeitgeber auszufüllen und zum Nachweis 
der Anmeldung aufzubewahren. 

Man es, Elnfflhrung in die Sozialversicherung. 



Anmerkung: Dieser Abschnitt ist vom 
Arbeitgeber auszufflilen und nach Vorlage 
bei der Kasse dem Versicherten auszuhin- 
digen. Gegen Vorzeigung dieses Abschnittes 
ernllt der Versicherte auf dem Bureau der 
Kasse ein Arzte Verzeichnis ausgehändigt 
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gewesen, 
Nr^ des Mit- 
gliedsbuches 
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I. Krankenversicherung (4). 



4. 



Berlin, den 



190- 



Abtneldunfir ^^ ^'® Ortskrankenkasse fflr den Gewerbebetrieb 

° der Kaufleute» Handelsleute und Apotheker. 

Die nachbenannte Person wird von dem Unterzeichneten hiermit abgemeldet: 



Vor- und Zuname- 



Wohnung (genau). 



Nr. des Quittungsbuches 



Tägl. oder monatl. Arbeitsverdienst ev. freie Station? freie Wohnung? 



Grund der Abmeldung. Austritt aus der Beschäftigung? Tag des Austritts- 
Gehalt über 2000 M. pro Jahr resp. über 6*/5 M. pro Tag? 

Eigenhändige Unterschrift des Arbeitgebers (leserlich): 

Geschäftslokal : Branche : 



Diese Karte ist nur zur Abmeldung einer Person zu benutzen. — Abmeldungen, 
welche unvollständige Angaben enthalten, sind unwirksam. 



'S 

c: 

3 



a> 



.o o 
^^ 

Ca 
•^ c 

CQ 

B 
0) 

•s 



Abschnitt 1. 

für den Arbeitgeber als Nachweis über 

die erfolgte Abmeldung nachstehend 

genannter Person: 



o 



Tag des Austritts aus der 
Beschäftigung : 



Abschnitt II. 

für den nachstehend Versicherten als 
Nachweis seiner bisherigen Mitglied- 
schaft: 



a 
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Tag des Austritts aus der 
Beschäftigung: 



Name des Arbeitgebers: 



Anmerkung: Dieser Abschnitt ist vom 
Arbeitgeber auszufüllen und zum Nachweis 
der Abmeldung aufzubewahren. 



Name des Arbeitgebers: 



Anmerkung: Dieser Abschnitt ist vom 
Arbeitgeber auszufüllen und zum Nachweis 
der Mitgliedschaft dem Versicherten aus- 
zuhfindigen. 
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I. Krankenversicherung (5). 
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I. Krankenversicherung (6 u. 7). 



6. 



Strafanzeige 

gegen d Berlin, den 190 

Georgenkirchstr. 40. 



wohnhaft D. Nr 

Um Angabe dieser Nummer wird gebeten. 



wegen 
Obertretung des § 81 des Reichsgesetzes vom 



15. Juni 1883. 
10. April 1892. 



seinem 

D Vorgenannte, welche in -rr Gewerbebetrieb d 

ihrem 

als gegen Lohn 



beschäftigt und verpflichtet war, , d selbe gemäß 

§ 49 des Reichsgesetzes, betreffend die Krankenversicherung der Arbeiter 

vom -TTT—i — M lor^ri zur unterzeichneten Kasse spätestens am dritten 
10. April 1892 ^ 

Tage nach dem Eintritt in die Beschäftigung anzumelden, hat dieser 

Meldepflicht genügt. 

Das Arbeitsverhältnis dauert seit . 

hat gedauert vom bis wie d 

hiermit als Zeuge benannte wohnhaft 

bekunden wird. 

Es wird auf Grund des § 81 des K.-V.-G. eine Herbeiführung der 
Bestrafung d Schuldigen und um Benachrichtigung von dem Ge- 
schehenen gebeten. 

Der Vorstand 

der 
Ortskrankenkasse für den Oewerbebetrieb der Kaufleute, 

Handelsleute und Apotheker. 

An das 

Königliche Polizei-Präsidium 

Abteilung VI, 



hier. 



7. 



Ortskrankenkasse 

für den Gewerbebetrieb der Berlin NO 190 

Kaufieute, Handelsleute und Apotheker. Bureau: Oeorgenkirch-Straße 40, II. 

Juraal-Nr. Geöffnet Wochentags von 8—2 Uhr. 

Um Angabe obiger Journalnummer wird gebeten. 

Herrn j . 



per Adr. 



Hier. 



Auf Ihren Antrag vom befreien wir Sie von der Mitgliedschaft der 

diesseitigen Kasse vom an auf Grund des § 3 Absatz I Nr. 2 des 

Statuts während der Dauer Ihrer Beschäftigung bei 

Ortskrankenkasse für den Gewerbebetrieb der Kaufieute^ 

Handelsleute und Apotheker. 

Der Vorstand. 



Vorsitzender. Schriftführer. 



I. Krankenversicherung (8). 
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Gezahlte Beiträge und Eintrittsgelder 


Nach dem 
Dez. bis 
z. Jahres- 
abschlufi 
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I. Krankenversicherung (9 u. 10). 



Einnahme - Journal 



Nr. 



9. 



vom 



190 



B 
B 

Z, 

I 

s 
Cd 



Name 
des Zahlers 



Gesamt- 
betrag 
der 
Einnahme 



Die Einnahme besteht in 



Eintritts- 
geldern 

M. 



laufenden Beiträgen 



für ver- 
sicherungs- 
pflichtige 
Mitglieder 

M. 



für 
freiwillige 
Mitglieder 

M. 



Zinsen 

von 

Kapitalien 

M. 



Erstat- 
tungen 

M. 



sonstigen 

Ein- 
nahmen 

M. 



"2" 

"53 
in 



*53o 

US 

X 



G 

b0 



1 



0S 



4> 



42 

N 

u 

4» 



10. 



Ortskrankenkasse für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, 

Handelsleute und Apotheker. 



Hebeliste. 



Firma 



An Beiträgen und Eintrittsgeldern sind laut Aufstellung 



zu zahlen. 

Sie werden ersucht, diesen Betrag binnen drei Tagen an unsere Kasse, 
Georgenkirchstr. 40 Hof 2 Treppen, während der Dienststunden von 8 — 2 Uhr 
zu entrichten. 

Einsendungen per Post sind 5 Pf. Bestellgeld beizufügen. 



Berlin, den 



190 



Betrag erhalten 



Berlin, den 



190 



Stempel 



Kassierer 



Kontrolleur 



]. Krankenversicherung (10 u. 11). 



Hebe-Liste 




Nr. 


— 


fQr die Wc 








Buch-Nummer 


Name 
df^fi Arheitirebers 


■iS 


II 

|5 


Versiche- 
rungs- 
Beltrae 


Summa 


Bemerkungen 


i 



Nach Vorschrift der §§ 51, 52 des Gesetzes, betreffend die Krankenversicherung der 
Arbeiter, vom }o" ft"",', }^ sind die Arbeitgeber verpflichtet, die Beiträge, welche fflr die von 
ihnen beschäftigten Personen zu einer Orlskrankenkasse zu entrichten sind, an den durch das 
Statut vorgeschM ebenen Zahlungsterminen einzuzahlen und ein Drittel der Beiträge aus eigenen 
Mitteln zu leisten. Fenier beshmmt § 55 desselben Gesetzes, daß rückständige Beiträge in 
derselben Weise beigetrieben werden wie Gemeindeabgaben. 

Nach Ausweis unserer Bücher sind Sie mit der Zahlung folgender Beiträge fQr von 
Ihnen beschäftigte Kassen mitglleder in Rückstand gekommen und schulden der Kasse 
an Beiträgen für die Zeit vom ~— — bis . __ M.^ ~ 



zuzüglich Porto und Mahngebü hren 

zusammen M. . 



Indem wir annehmen, daB es nur dieser Erinnerung bedürfen wird, Sie zur Berichtigung 
des obigen Restes zu veranlassen und die jetzt schon zulässige Zwangsvollstreckung ent- 
behrlich zu machen, ersuchen wir Sie, die Zahlung innerhalb 14 Tagen zu leisten, oder unter 
Beifügung dieser Aufforderung bei der Gewerbe-Deputation des Magistrats als Aufsichts- 
behörde etwaige Einwendungen gegen die Zahlungsverpflichtung zu begründen, widrigenfalls 
ohne weiteres die Zwangsvollstreckung beantragt werden wird. 



Ortskrankenkasse 



Der Oeschlftsiahrer 



erhalten. 

Berlin, den ,190- 

Diese Aufforderung Ist bei der Zahlung unbedingt vorzulegen. 

Bei etwaiger Einsendung des Betrages mit der Post mnB das Bestellgeld beigefügt und 

obige Rest-Nr. angegeben werden. 
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I. Krankenversicherung (12). 



12. 



Ortskrankenkasse für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute 

und Apotheken 

Form. C. K.-V. Heb.-Reg. Fol Rest Nr 

A. Antrag auf Beitreibung rückständiger Beiträge 

gegen einen Arbeitgeber. 



Berlin, den- 

Oeorgenklrchstr. 40. 



Die Gewerbe-Deputation ersuchen wir ergebenst, von dem 



190- 



Herrn 

wohnhaft 



Nr. 



— die nachstehend verzeichneten 
Beiträge, welche d selbe für von ihm beschäftigte Kassenmitglieder verschuldet, 
durch Zwangsvollstreckung beitreiben zu lassen. 

Das übliche Erinnerungsschreiben ist am 

durch den Kassenvorstand an den Schuldner erlassen worden. 

Der Vorstand der Ortskrankenkasse 
ffir den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheken 

Geschäftsführer. 



Mit- 

glieder- 

Nrn. 



Name 
der Kassenmitglieder 



Der Beitrag ist 
rückständig 
für die Zeit 



von bis 



Rückständiger 
Betrag an 

Eintritts- 



Beitrag 
M. 



eld 



^: 



Bemerkungen 



Porto u. Mahngebühr 



Berlin, den- 



190 



Nach erfolgter Prüfung an das Voll- 
streckungs-Amt wegen Beitreibung der obigen 
Beitragsrückstände auf Grund des § 55 des 
Reichsgesetzes vom 15. Juni 1883 weiter be- 
fördert. 

Bureau der Gewerbe-Deputation. 



Beitreibungs-Joumal KaufleutC« 

Nr ...^......^^ 



Eingetragen in das Exekutions-Joumal 
Revier Nr 

Berlin, den 190 

Vollstreckungs-Amt. 



Mark 



Pf. 



sind heute von dem Vollziehungsbeamten ab- 
geliefert und sub Nr. in Einnahme 

gestellt. 

Berlin, den 190 

Kasse des Gewerbe-Bureaus. 



1. Krankenverslcherong (13). 
Die obere Hälfte dieses Bons ist vom ArtKitgeber auszufüllen. 
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12 I. Krankenversicherung (13). 

Verhaltungsmaßregeln für erkrankte Mitglieder. 

1. Im Erkrankungsfalle müssen sich die Kassenmitglieder einen Arzneischein 
ausstellen lassen, welcher dem Kassenarzte gegenüber als Nachweis der Mitglied- 
schaft gilt. Nur in besonders dringenden Fällen genügt für die erste Konsulation 
beim Arzt die Vorzeigung des Mitgliedsbuches. 

Der Arzneischein gilt jedesmal für die Dauer von 14 Tagen. Ist die ärzt- 
liche Behandlung in dieser Zeit nicht beendet, so hat sich das Kassenmitglied einen 
neuen Schein zu beschaffen, welcher wieder für 14 Tage gilt usw. 

Die ärztliche Behandlung der Kranken erfolgt, soweit nicht der Zustand des Kranken 
eine Behandlung desselben in seiner Behausung nötig macht, in den Sprechstunden 
der Kassenärzte. 

Die vom Arzt als arbeitsunfähig erklärten Kassenpatienten haben die Arbeits- 
unfähigkeit unter Beifügung des Arzneischeines oder einer besonderen ärztlichen 
Bescheinigung und des Mitgliedsbuches innerhalb 24 Stunden der Kasse anzuzeigen 
und dabei ihre Wohnung genau anzugeben. 

Von einem etwaigen Wohnungswechsel hat der arbeitsunfähige Kranke sofort 
der Verwaltung Anzeige zu machen. 

Der Wiedereintritt der Arbeitsfähigkeit bezw. die versuchsweise Wiederaufnahme 
der Arbeit wird vom Arzte auf dem Krankenschein vermerkt und ist dann vom 
Kassenmitgliede gleichfalls innerhalb 24 Stunden der Kassenverwaltung anzuzeigen. 

Die Auszahlung des Krankengeldes erfolgt wöchentlich für die abgelaufene 
Krankheitswoche gegen die Einlieferung des vom behandelnden Kassenarzte aus- 
gefertigten Krankenscheines. 

2. Die Kassenmitglieder sind verpflichtet, die Anordnungen des Kassenarztes ge- 
wissenhaft zu befolgen. Insbesondere ist es erwerbsunfähigen Mitgliedern nicht gestattet : 

a) ihre Wohnung außerhalb der vom Arzt bestimmten und auf dem Kranken- 
schein angegebenen Ausgehezeit zu verlassen; 

b) öffentliche Lokale und Schankstellen ohne vorherige Erlaubnis des Arztes und 
Kass.-vorst., soweit es sich dabei nicht um Einnahme v. Mahlzeiten handelt, zu besuchen; 

c) den Kassenbezirk ohne Erlaubnis des Kassenarztes und der Kassenverwaltung 
zu verlassen; 

d) einen gewährten Urlaub zum Verlassen des Kassenbezirks ohne weiter 
bewüligten Aufschub zu überschreiten; 

e) gewerbliche Arbeiten noch sonstige ihrer Genesung hinderliche Handlungen 
zu verrichten. 

3. Die Krankenkontrolle wird ausgeübt: 

a) durch vom Vorstande beauftragte Vertrauensärzte und besoldete ständige 
Kontrolleure und Kontrolleurinnen; 

b) vom Vorstand besonders legitimierte Beamte, Kassenmitglieder, oder 
beitragzahlende Arbeitgeber (freiwillige Krankenkontrolle). 

Dem Krankenkontrolleur muß der Zutritt zur Wohnung bis 10 Uhr abends 
ermöglicht werden. 

Der Krankenschein ist dem Kontrolleur auf Verlangen vorzulegen und, falls 
der Kranke die Wohnung verläßt, für den Kontrolleur zurückzulassen, vorausgesetzt, 
daß der Kranke sich nicht zum Arzt oder zur Kasse begibt. 

Dem Krankenkontrolleur ist ferner auf Verlangen jede auf die Krankheit, die 
Mitgliedschaft oder das Wohn- und Arbeitsverhältnis bezügliche Auskunft zu erteilen. 

4. Erkrankte Mitglieder haben sich auf Erforderung des Vorstandes einer 
Nachuntersuchung durch einen Vertrauensarzt innerhalb 3 Tagen nach ergangener 
Aufforderung zu unterziehen. 

5. Kassenmitglieder, die in dringenden Fällen oder aus anderen Gründen bei 
der ersten Konsultation einen Arzt zu Rate gezogen haben, welcher nicht im 
Ärzteverzeichnis aufgeführt ist, haben die Verpflichtung, für fernere Konsultationen 
einen Kassenarzt zu Rate zu ziehen. 



I. Krankenversicherung (13 u. 14). 13 

6. Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Bestimmungen werden mit Ordnungs- 
strafen bis zum dreifachen Betrage des täglichen Krankengeldes für jeden einzelnen 
Obertretungsfall belegt. Die Strafen werden von den eventuell zu zahlenden Unter- 
stützungen in Abzug gebracht. 

7. Gegen die Straffestsetzungen, welche auf Grund vorstehender Bestimmungen 
getroffen worden sind, ist binnen zwei Wochen nach deren Eröffnung Beschwerde 
an die Aufsichtsbehörde zulässig. Die Entscheidung der letzteren ist endgültig. 



14. 
Ortskrankenkasse 

für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, o^fgeiL^cÄ ^^^ 

Handelsleute und Apotheker. 



Journal-Nr.- 



Hier. 



Ihrem Gesuch vom bedauern wir nicht ent- 
sprechen zu können, da nicht zu den im 

§ 13 des Statuts vorgesehenen Heilmitteln und Vorrichtungen, zu deren Lieferung 
die Kasse verpflichtet ist, gehören, auch dem Preise nach viel teurer sind, als die 
von der Kasse zu gewährenden kleineren Heilmittel, wie z. B. Brillen, Bruch- 
bänder pp. 

Nun hat zwar die Kasse den Kreis ihrer Leistungen gemäß § 21 Kr.-Vers.-Ges. 
erweitert und gewährt künstliche Gliedmaßen, Korsetts usw. bis zu einer Preishöhe 
von Mark 50, — , jedoch ist die Bewilligung von künstlichem Zahnersatz in die im 
§13 des Statuts aufgeführten Leistungen weder eingeschlossen, noch daselbst 
genannt. — . . ist der vorliegende Apparat viel teurer als Mark 50, — . 

Sofern ein Fall aus § 18 Inv.-Vers.-Ges. vorliegt, dürfte eventuell die Landes- 
versicherungsanstalt die Beschaffung des 

veranlassen und stellen wir Ihnen anheim, sich dorthin zu wenden. 

Ortskrankenkasse für den Gewerbebetrieb 
der Kaufleute, Handelsleute und Apotheken 



14 



I. Krankenversicherung (15 u. 16). 



Ortskrankenkasse 

für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, 
Handelsleute und Apotheker. 



15. 



Berlin NO., 



.190 



Bureau: Oeorgenkirchstr. 40, II. 
Geöffnet Wochentags von 8—2 Uhr. 



Joumal-Nr.- 



Um Angabe obiger Journal-Nummer wird gebeten. 



ot; 

3 er 

g cq 

.se g 



In Ededigung Ihres Gesuches vom 



werden — - wird — Ihnen zur Anschaffung d 



ein Zuschuß — die Kosten bis zum Höchst- 



betrage von Mk. 



bewilligt. 



Die Anschaffung hat zu erfolgen bei dem- 



Herrn - 
—Straße 



Dieses Schreiben ist dem Lieferanten auszuhandigen und hat als Beleg bei Ein- 
reichung der Liquidation zu dienen. 

Ortskrankenkasse ffir den Gewerbebetrieb 
der Kaufleutet Handelsleute und Apotheker. 



von 



Dafi ich d- 
Herrn 



-bewilligte 



empfangen habe, bescheinigt 



Berlin, den 



190 



Unterschrift des Kassenmitgliedes. 



16. 



(Freie Wahl unter den Kassenärzten.) 
Ortskrankenkasse f. d. Gewerbebetrieb der Kaufleute» Handelsleute u. Apotheker. 



9 



Mitgl.-Nr. 
Klasse — 



Das Mitglied 
ist am 



S^^ 2 oi Behandelnder Arzt Dr. med. 
ÄÄÖ3 Krankheit 

'SS' bßgo Liegt Betriebsunfall vor? — 

^00.5 CO 
•o o g^ 



Krankenheft 



Kr.-B.-Nr. 



—190 erwerbsunfähig gemeldet worden. 



gSQ ^ 



Erlaubnis zum Ausgehen seit vorm. von bis Uhr, nachm. von bis— — Uhr. 

seit vorm. von bis Uhr, nachm. von bis -Uhr. 

Arbeitsfähig vom 190 



•2 ^ 



a> 



S 'S ^^ 
iS o 0^ c 

Q > bflcq 






Ist das Mitglied auf eigenen Wunsch arbeitsfähig geschrieben ?- 
' Bleibt noch — nicht mehr — in Behandlung. 

Dr. med. 



Wohnung: 



I. Krankenversicherung (17 u. 18). 
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17, 



Ortskrankenkasse 
ffir den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker. 



Mitgl.-Nr. 
Kr.-B.-Nr. 
Woche 



Das Kassenmitglied 
war vom 



Das Krankengeld 
vom bis inkl.... 



Beleg-Nr. 
Klasse 



bis erwerbsunfähig. 



Kassenarzt 



Tage ä 



M Pf.— M. Pf. 



Unfallzuschufi 
vom bis inkl — - Tage ä M. Pf. — M Pf. 

in Summa M. Pf. 

am 190- erhalten. 



(Unterschrift) 



Kontroll -Vermerk 



18. 



Kranken- Kontrolle Nr. 



Notizen des Kontrolleurs. 



n) Art der Beschäftigung 
o) Gehalt oder Klasse 
p) Tag der Anmeldung •... 
q) Arbeitszeit? 



a) Buch-Nr b) Hebe-Reg.-Folio Ausgehezeit von 

c) Kranken-Journal Nr 

d) Name des Erkrankten - 

e) Wohnung des Erkrankten 



Datum 



Zeit 



f) Name des behandelnden Arztes. 

g) Wohnung 

h) Art der Krankheit 

i) Betriebsunfall 

k) Tag des Krankheitsbeginnes 

1) Ausgehezeit 

m)Name des Arbeitgebers 



Ol 

s 



Datum! 



Zeit 



Datum Zeit 



Bericht : 



16 I. Krankenversicherung (19 u. 20). 

19. 



Orts kranke nkasse 

für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Berlin NO., den 190 



I5ureau: ueorKenKircnstr. 4U, ii. 

Handelsleute und Apotheker. oeöffnet Wochenugs von 8-2 uhr, 



Kr.-Joum. Nr- 
Joum. VI. Nr.- 



Auf Ihr Schreiben vom teilen Ihnen ergebenst mit, daß 

wir beschlossen haben, Ihnen wegen Übertretung der Verhaltungsmaßregeln für 
erkrankte Mitglieder gemäß § 24 des Statuts, eine Strafe von 

Mk 

aufzuerlegen, welche wir von Ihrem Krankengelde für die Zeit vom 

bis in Abzug bringen werden. 

Letzteres wird Ihnen an unserer Kasse nach Abzug der Strafe gegen Ein- 
reichung dieses Schreibens ausgezahlt werden. 



Ortskrankenkasse 
für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker, 

Rendant. 



20. 
Ortskrankenkasse 

für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker. 

Aufnahmeschein 

Kranken-Journal Nr. 



Das Mitglied wohnhaft ?cm 

Straße bedarf der Aufnahme in ein Krankenhaus, -^oo 

x: c 
« o 
Jts > 



D 



wird ergebenst ersucht, d aufzunehmen. 5 ä 

Die oben bezeichnete Kasse zahlt die Kosten mit 2,50 Mark pro Tag ^S 

^ je 

vom Tage der Aufnahme bis zum Ablauf der Woche vom o o 

«^ 

NB. Falls amtlich festgestellter Betriebsunfall vorliegt, erlischt die Kassenpflicht Sc 
mit dem Ablauf der 13. Woche vom Tage des Unfalls an gerechnet. ^o 

Der Vorstand« 
Zur Beachtung ! Die Entlassung aus dem Krankenhause ist sofort im Kassenlokal anzuzeigen. 



an gerechnet. 



I. Krankenversicherang (21). 17 

21, 

Ortskrankenkasse ffir den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute 

und Apotheker. 

Ärztliches Attest journ.-Nr 

zur Begrfindung einer Aufenthaltsverändening - Badekur - Hellstättenbehandlung 

I. a) Name des Kranken - 

b) Wohnung 

c) Buchnummer 

IL a) Vorgeschichte der Krankheit 



b) Strikte Diagnose 

c) Hatte Mitglied schon Landaufenthalt und wann? 

d) Inwiefern ist durch die Krankheit in Rücksicht auf die Art der Arbeit 
Erwerbsunfähigkeit bedingt? 

e) Seit wann ist Mitglied erwerbsunfähig? 

III. a) Ist die Aufenthaltsveränderung zur Genesung dringend erforderlich? 

b) Ist nach Beendigung der Aufenthaltsveränderung der Eintritt völliger 
Genesung oder wesentlicher Besserung zu erwarten? 

c) Bedarf das Mitglied während der Aufenthaltsveränderung ärztlicher 
Behandlung oder Arznei? 

d) Wie lange ist Aufenthaltsveränderung nötig? 

e) Angabe der Gründe, warum eine Zeit von drei Wochen überschritten 
werden muß? (§ 25 der Geschäftsanweisung) 

f) Wohin soll sich das Mitglied begeben? 

g) Halten Sie den Ort der Aufenthaltsveränderung für geeignet? 

h) Befindet sich das Mitglied in besonders dürftigen Verhältnissen? 

i) Wird die Aufenthaltsveränderung wegen besserer Unterkunft und Ver- 
pflegung gewünscht? 

k) Gedenkt der Kassenpatient die Aufenthaltsveränderung gelegentlich 

eines von seinem Arbeitgeber bewilligten Uriaubs zu nehmen?^ 

rv. Ist anzunehmen, daß der Patient in jedem Falle noch längere Zeit 
erwerbsunfähig bleibt, eventl. wie lange? 

• ^ Der Unterzeichnete befürwortet auf Grund der obigen Erklärung die 
Genehmigung einer Aufenthaltsveränderung — Badekur — Heilstätten- 
behandlung — und versichert, daß dieselbe dringend erforderlich ist. 

Berlin, den 190 

(Unterschrift des Arztes) 

(Wohnung) 

Manes, Einfflhrung in die Sozialversicherung. 2 
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22. 



Ortskrankenkasse 

für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Berlin NO., den 190 

, , . , , . . , , Georgenkirchs tr. 40. 

Handelsleute und Apotheker. 



Journ.-No. 



Kranken-Joum.-No An 

Um Angabe obiger Journal-Nummern wird gebeten. 



Infolge Ihres Gesuchs vom gestatten wir 

Ihnen hiermit die nachgesuchte Aufenthaltsveränderung für die Dauer Ihrer 

mit Erwerbsunfähigkeit verbundenen Krankheit, jedoch nicht über 

Wochen hinaus, und gewähren Ihnen für diese Zeit, so lange Sie sich außer- 
halb des Gemeindebezirks Berlin aufhalten, als Krankenunterstützung das 
einfache Krankengeld. 

Diese Genehmigung zur Aufenthaltsveränderung gilt aber nur für den 
Fall, daß Sie sich ausdrücklich verpflichten, auf jede weitere Unterstützung 
durch die Kasse während Ihrer Abwesenheit von Berlin zu verzichten und 
daß Sie sich den Anforderungen des gegenwärtigen Schreibens unterwerfen. 

Das Krankengeld wird Ihnen nach Rückkehr gezahlt gegen Vorlegung 
dieses Schreibens und einer Bescheinigung der Gemeindebehörde des Ihnen 
genehmigten Aufenthaltsortes, aus welcher hervorgehen muß, wie lange Sie 
sich außerhalb des Kassenbezirks zur Wiederherstellung Ihrer Gesundheit 
aufgehalten haben. 

Vor Ihrer Abreise müssen Sie ein Formular zur Ausfüllung für die 
Gemeindebehörde im Kassenlokal erheben und Ihre neue Adresse angeben. 

■ 

Wenn Sie zur Zeit Krankenunterstützung beziehen, müssen Sie bei 
Erhebung des Formulars für die Gemeindebehörde das vom Kassenarzt bis 
zum Abreisetage ausgefüllte Krankenscheinheft zurückliefern. 

Die Mitglieder unserer Kasse haben bei Reisen zu Kur- und Erholungs- 
zwecken auf den deutschen Eisenbahnen bei Fahrten in der 3. Wagenklasse 
50 Prozent Preisermäßigung. 

Bescheinigungen zur Erlangung ermäßigter Fahrkarten sind bei der 
Kassenverwaltung zu erheben. 

Ortskrankenkasse für den Gewerbebetrieb 
der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker. 

I. A.: 
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Ortskrankenkasse 23. 

für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, 

Handelsleute und Apotheker. 

Berlin NO., den 190 

Georgenkirchstraße 40. 
Journal-Nr. 

Krankenjoumal-Nr.- 



Um Angabe obiger Jouraalnummer wird gebeten. 

An 



Auf Ihr Gesuch vom gereiche Ihnen zum Bescheide, 

daß wir gegen Ihren Aufenthalt in der Heilanstalt nichts 

einzuwenden haben. 

Für die Dauer Ihres Aufenthaltes in dieser Anstalt übernehmen wir im 

Falle der Erwerbsunfähigkeit, jedoch nicht über Wochen hinaus, die 

Kurkosten bis zur Höhe von Mk pro Tag. 

Als Überweisung in eine Anstalt im Sinne des § 14 des Kassenstatuts 
ist diese Genehmigung nicht anzusehen. 

Diese Genehmigung gilt aber nur für den Fall, daß Sie sich ausdrücklich 
verpflichten, auf jede weitere Unterstützung durch die Kasse während der 
Zeit des Aufenthalts in obiger Heilanstalt zu verzichten und daß Sie sich 
den Anforderungen des gegenwärtigen Schreibens unterwerfen. Die während 
Ihrer Abwesenheit von Berlin hier einzuliefernde Krankenscheine müssen von 
dem dirigierenden Arzte der Anstalt ausgestellt und von der Anstalt abge- 
stempelt sein. 

Sollten Sie länger als die oben bestimmte Zeit ohne unsere Erlaubnis 
von Berlin fernbleiben, so würden Sie sich die wegen Übertretung der Vor- 
schriften für Erkrankte angedrohten Nachteile zuziehen, auch würden wir 
uns veranlaßt sehen, die Kassenleistungen auf das in einem solchen Falle 
gesetzlich zulässige Maß herabzusetzen. 

Für den Fall, daß die Anstalt den Ihnen bewilligten Betrag nach 
Beendigung der Kur bei uns erheben soll, haben Sie diesen Bewilligungs- 
schein sofort nach erfolgter Aufnahme der Anstaltsverwaltung abzuliefern 
und ist in diesem Falle eine von Ihnen und der Anstaltsverwaltung zu unter- 
zeichnende entsprechende Mitteilung sofort zu unserer Kenntnis zu bringen. 
Um Aufnahme müssen Sie sich selbst bemühen. 

Die Mitglieder haben bei Reisen zu Kur- und Erholungszwecken, welche auf Kosten der Kasse 
unternommen werden, auf den deutschen Eisenbahnen bei Fahrten in der 3. Wagenklasse 

50 Proz. Preisermäßigung. 
Bescheinigungen zur Erlangung ermäßigter Fahrkarten sind bei der Kassenverwaltung zu 

erheben. 

Ortskrankenkasse 

für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker. 



Vorsitzender. Schriftführer. 

2* 
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24. 



Freie Wahl unter den Kassenärzten. 
Ortskrankenkasse f. d. Gewerbebetrieb d. Kaufleute, Handelsleute u. Apotheken 

^IJI S:^' Krankenheft Kr..joum 



2 c 2 



^ c ^;| fflr Angehörige im Krankenhause Verpflegter. 

g .-öä Das Mitglied 



S^JS'^ *^* *"* untergebracht 

I N ^ > E« wird um AusfflUung dieses Scbelnes civcbenst ersucht. 

1*1 g| Der Vorstand. 

«w .'S « Der Erkrankte ist am aufgenommen. 

"^sS^c*! ^^' Erkrankte befindet sich noch im Krankenhause am 

'S'C'S+-'" Der Erkrankte ist entlassen am _ 

i|rt Berlin, den 190- 

^ «CO 

MM •■ "^ "P. 



« o 'S 'S; (Stempel) (Unterschrift der Krankenhaus- Verwaltung 

Q >U4 bO oder des Krankenhaus-Arztes). 



Ortskrankenkasse f. d, Gewerbebetrieb d. Kaufleute, Handelsleute u. Apotheker. 

Kr.-B.-Nr Beleg-Nr 

Woche Woche 



Das Kassenmitglied 



war vom bis im 

Krankenhause erwerbsunfähig 



ist entlassen am 



(Stempel der Krankenhaus- Verwaltung). (Unterschrift der Krankenhaus- Verwaltung 

oder des Krankenhaus-Arztes). 



Quittung. 

Die Angehörigen-Unterstützung für die Zeit 

vom bis inkl « Tage h M. = M. 

Unfallzuschuß für die Zeit vom bis inkl i» M. 

in Summa M 

am 190— erhalten. 



(Unterschrift). 
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25. 



Ortskrankenkasse 

für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, 
Handelsleute und Apotheker. 



Berlin NO., den- 
Qeorgenkirchstraße 40. 



190 



Journal-Nr .- 



Herrn Dr. 



Wir bitten Sie höflichst, das untenstehend näher bezeichnete Kassen- 
mitglied, welches angewiesen ist, sich Ihnen vorzustellen, einer Untersuchung 
zu unterziehen und uns mitzuteilen, wie lange noch ungefähr die Unfähigkeit 

d Erkrankten in Beruf der Erwerbstätigkeit nachzugehen, 

andauern wird. 



Ortskrankenkasse für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, 

Handelsleute und Apotheker. 

I. A.: 



Mitgl.-Nr. 
K.-J.-Nr._ 
Name: 



Wohnung: 

Krankheit : 

Arbeitsunfähig seit; 
Arzt: Dr 



Bericht des Arztes: 

Berlin, den 190 



Ausgehzeit:- 



(Frelkouvert nebst Bon anbei.) 



26. 



Hebereg. 

Gesundschreibung. 

Kranken-Journal-Nr. 

Mitglieds-Nr 

Name des Mitgliedes 

Wohnung des Mitglieds . 

Krank vom 

Gestorben am 

Bemerkungen : 



bis 
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27. 



Ortskrankenkasse 

für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Berlin NO., den 190 

Handelsleute und Apotheker. gu^au^, i^ÄÄ t-2 uhr. 

Joumal-Nr. 

Um Angabe vorstehender Journalnummer wird gebeten. 

Herrn 

Auf Grund des § 12 des Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes vom 30. Juli 1900 hat 

d in Ihrem Betriebe am angeblich verunglückte 

einen Anspruch auf den in 

zit. Paragraphen genannten Mehrbetrag zum Krankengelde (Unfall-Zuschuß). 

Unter Hinweis auf die Bekanntmachung des Reichsversicherungsamtes vom 30. Sep- 
tember 1885 ersuchen wir Sie deshalb ergebenst, falls Sie einen Betriebsunfall für vorliegend 
erachten, anliegenden Revers gefälligst auszufüllen, zu unterzeichnen und an uns umgehend 
zurückzusenden, anderenfalls event. Hinderungsgründe anzugeben. 

Sollte der — die — Verietzte während der Dauer der durch den Unfall hervorgerufenen 
Erwerbsunfähigkeit seinen Lohn weiter beziehen oder einen Zuschuß zum Krankengelde von 
Ihnen erhalten, so wollen Sie uns gefl. davon in Kenntnis setzen. 

Falls Ihnen femer bekannt ist, daß der — die — Verietzte noch einer anderen Kasse 
angehört, erbitten ebenfalls baldgefällige Nachricht. 

Ortskrankenkasse für den Gewerbebetrieb 
der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker. 

Der Geschäftsführer. 



28. 
Ortskrankenkasse 

für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheken 

Joum.-Nr. Kb. 

Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes*) vom 30. Juni 1900 

ich 

erkläre ^^ hiermit, daß der am 

den ~ 190 in "^'"^"^ Betriebe verunglückt ist und bevoll- 

unserem ^ 

ich 

mächtige j- hierdurch die Ortskrankenkasse für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handels- 

leute nnd Apotheker, von der 5. bis zur 13. Woche den sogenannten Unfallzuschuß ^) den p 
für ^^^^^ Rechnung zu zahlen. 

unsere ^ 

Berlin, den 190 

Unterschrift: 

Vom Geschäftsinhaber bezw. von den zur Zeichnung 
der Firma berechtigten Personen zu unterschreiben. 

1) § 12 Abs. 1 des Gewerbe-Uufallversicherungsgesetzes lautet: 

Vom Beginn der fünften Woche nach Eintritt des Unfalls bis zum Ablauf der dreizehnten Woche 
ist das Krankengeld, welches den durch einen Betriebsunfall verletzten Personen auf Orund des 
Krankenversicherungsgesetzes gewährt wird, auf mindestens zwei Drittel des bei der Berechnung 
desselben zu Grunde gelegten Arbeitslohnes zu bemessen. Die Differenz zwischen diesen zwei 
Dritteln und dem gesetzlich oder statutengemäß zu gewährenden niedrigeren Krankengelde ist der 
beteiligten Krankenkasse (Gemeinde-Krankenversicherung) von dem Unternehmer desjenigen 
Betriebes zu ersetzen, in welchem der Unfall sich ereignet hat. Die zur Ausführung dieser Be- 
stimmmung erforderlichen Vorschriften erläfit das Reichsversicherungsamt. 

2) Derselbe beträgt für die Klasse I für den ArbeitsUg Mk. 0.833, 

. - , H . - . - 0,66«, 

- . . ni . . . . 0,50, 

„ - - IV , . . . 0^3 

. . , V . . . . 0,166. 
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29. 
Ortskrankenkasse 

für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Berlin NO.,den 190 

Bureau; Qeorgenkirchstr. 40, II. 

Handelsleute und Apotheker. Geöffnet wochentags von 8—2 uhr. 

JoumaUNr. 

Um Angabe vorstehender Journalnummer wird gebeten. 

An 
den Vorstand 

der 

Berufsgenossenschaft, Sektion 



Der am im Betriebe der Firma 

verunglückte 

z. Zt. wohnhaft 

wird seit dem wegen 

von uns mit einem Krankengelde von Mk. pro Krankheitstag unter- 
stützt. — ist am an 

verstorben und haben wir den Hinterbliebenen ein Sterbegeld von Mk 

ausgezahlt. Genannte Krankheit — der Tod — ist nach dem Gutachten 

des behandelnden Arztes, Herrn Dr , eine Folge des 

Unfalles vom 

Indem wir Ihnen hiervon Kenntnis geben, melden wir gleichzeitig unsere 
eventl. Erstattungsansprüche aus § 25 ff. G.-U.-V.-G. an mit dem Antrage 
auf Überweisung von Rentenbeträgen — des Sterbegeldes aus § 15 G.-U.-V.-G 

Wir ersuchen ferner um baldgefl. Nachricht, ob wir den Verletzten in 
Fürsorge behalten sollen oder ob dortseits und eventl. mit welchem Tage 
die weitere Unterstützung übernommen wird. 



Ortskrankenkasse für den Gewerbebetrieb 
der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker. 

Rendant: 
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90. 



Sterbe -Reg. Np. 



Buch-Nr. 

Klasse : Krankheit 

.-Journ.-Nr . 



Für das Mitglied geb. den 

zu gestorben den wurde heute die standes- 
amtliche Bescheinigung eingereicht und sind d , 

legitimiert durch die Kosten der Beerdigung 

in Höhe des statutenmäßigen Sterbegeldes von Mk 

zu zahlen. 

Berlin, den 



Ortskrankenkasse 

für den 
Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker. 

Geschäftsführer. 



Mk.. 



In Worten 

(laut Anlage zurückerhalten) erhalten zu haben, bescheinige und verpflichte 
mich hierfür die Beerdigung zu besorgen. Gleichzeitig erkenne hiermit an, 
daß ein eventueller Anspruch auf Beerdigungskosten an eine Berufsgenossen- 
schaft in Höhe des vorstehenden Betrages nach § 8 des Unfallversicherungs- 
gesetzes auf die Kasse übergegangen ist. 

Berlin, den 



Daß vorstehende Unterschrift von d 



wohnhaft eigenhändig vollzogen worden 

ist, wird hierdurch amtlich bescheinigt. 

, den 
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31. 



Ortskrankenkasse 
ffir den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker. 



c 2 






e *■ ** 

g .-«S 
»-^5 c « « 

- I N *^ 2 

OOO 3 o « 

*- o a^!> CO 




— *^ Ä •- 3 

^ «Sc» 
_r t- o 

« O «>^ 



Mitgl.-Nr.. 
Klasse 



Sch wangeren-Unterstfitzung Schwange ren- 

(Anspruch besteht 6 Wochen) Reg.-Nr 



Das Mitglied 
ist am 



Beschwerden erwerbsunfähig gemeldet worden. 
Behandelnder Arzt Dr. med 



190 wegen Schwangerschafts- 



Erlaubnis zum Ausgehen seit 



seit. 



vorm. von. 
vorm. von 



bis 



_Uhr, nachm. von bis Uhr 

bis Uhr, nachm. von bis Uhr 






Erwerbsunfähig bis inkl. den 



.190 



Ist das Mitglied auf eigenen Wunsch erwerbsfähig geschrieben. 
Bleibt noch — nicht mehr — in Behandlung. 

Dr. med 



Ortskrankenkasse 
ffir den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheken 



Schwang.-Reg.-Nr. 
Woche 



Das Kassenmitglied 



Beleg-Nr.. 



Klasse. 



Kontroll -Vermerk 



war wegen Schwangerschafts - Beschwerden 
vom bis 



erwerbsunfähig. 



Kassenarzt 



Die Schwangerschafts-Unterstützung 
vom bisinkl = ^Tageä_ 



JVl.— 



M. 



am 



190 erhalten. 



Unterschrift. 
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Verhaltungsmaßregeln für erkrankte Mitglieder. 

1. Im Erkrankungsfalle müssen sich die Kassenmitglieder einen Arzneischein 
ausfüllen lassen, welcher dem Kassenarzte gegenüber als Nachweis der Mitglied- 
schaft gilt. Nur in besonders dringenden RUen genügt für die erste Konsultation 
beim Arzt die Vorzeigung des Mitgliedsbuches. 

Der Arzneischein gilt jedesmal für die Dauer von 14 Tagen. Ist die ärztliche 
Behandlung in dieser Zeit nicht beendet, so hat sich das Kassenmitglied einen 
neuen Schein zu beschaffen, welcher wieder 14 Tage gilt usw. 

Die ärztliche Behandlung der Kranken erfolgt, soweit nicht der Zustand des 
Kranken eine Behandlung desselben in seiner Behausung nötig macht, in den Sprech- 
stunden der Kassenärzte. Arbeitsunfähige Kranke dürfen an Sonntagen den Kassen- 
arzt nur in dringenden Fällen aufsuchen. 

Die vom Arzt als arbeitsunfähig erklärten Kassenpatienten haben die Arbeits- 
unfähigkeit unter Beifügung des Arzneischeines oder einer besonderen ärztlichen 
Bescheinigung und des Mitgliedsbuches innerhalb 24 Stunden der Kasse anzuzeigen 
und dabei ihre Wohnung genau anzugeben. 

Änderungen der Ausgehezeit haben erst Gültigkeit, wenn sie zur Kenntnis der 
Kasse gelangt sind. Von einem etwaigen Wohnungswechsel hat der arbeitsunfähige 
Kranke sofort der Verwaltung Anzeige zu machen. 

Der Wiedereintritt der Arbeitsfähigkeit bezw. die versuchsweise Wiederaufnahme 
der Arbeit wird vom Arzte auf dem Krankenschein vermerkt und ist dann vom 
Kassenmitgliede gleichfalls innerhalb 24 Stunden der Kassenverwaltung anzuzeigen. 

Die Auszahlung des Krankengeldes erfolgt wöchentlich für die abgelaufene 
Krankheitswoche gegen die Einlieferung des vom behandelnden Kassenarzte aus- 
gefertigten Krankenscheines. 

2. Die Kassenmitglieder sind verpflichtet, die Anordnungen des Kassenarztes 
gewissenhaft zu befolgen. Insbesondere ist es erwerbsunfähigen Mitgliedern nicht 
gestattet: 

a) ihre Wohnung außerhalb der vom Arzt bestimmten und auf dem Kranken- 
schein angegebenen Ausgehezeit zu verlassen; 

b) alkoholartige Getränke ohne ärztliche Verordnung zu genießen; 

c) öffentliche Lokale und Schankstellen ohne vorherige Erlaubnis des Arztes 
und des Kassenvorstandes zu besuchen; 

d) den Kassenbezirk ohne Erlaubnis des Kassenarztes und der Kassenverwal- 
tung zu verlassen; 

e) einen gewährten Urlaub zum Verlassen des Kassenbezirkes ohne weiter be- 
willigten Aufschub zu überschreiten; 

f) gewerbliche Arbeiten noch sonstige ihrer Genesung hinderliche Handlungen 
zu verrichten. 

3. Die Krankenkontrolle wird ausgeübt: 

a) durch vom Vorstande beauftragte Vertrauensärzte und besoldete ständige 
Kontrolleure und Kontrolleurinnen; 

b) vom Vorstand besonders legitimierte Beamte, Kassenmitglieder, oder beitrag- 
zahlende Arbeitgeber (freiwillige Krankenkontrolle). 

Dem Krankenkontrolleur muß der Zutritt zur Wohnung bis 10 Uhr abends 
ermöglicht werden. 

Der Krankenschein ist dem Kontrolleur auf Verlangen vorzulegen und, falls 
der Kranke die Wohnung verläßt, für den Kontrolleur zurückzulassen, vorausgesetzt, 
daß der Kranke sich nicht zum Arzt oder zur Kasse begibt. 

Dem KrankenkontroUeuT ist ferner auf Verlangen jede auf die Krankheit, die 
Mitgliedschaft oder das Wohn- und Arbeitsverhältnis bezügliche Auskunft zu erteilen. 

Erkrankte Mitglieder haben sich auf Erforderung des Vorstandes einer Nach- 
untersuchung durch einen Vertrauensarzt innerhalb 3 Tagen nach ergangener Auf- 
forderung zu unterziehen. 



I. Krankenversicherung (31 u. 32). 27 

Der letzte Tag der Erwerbsunfähigkeit unterliegt noch der KontrollausQbung. 

5. Kassenmitglieder, die in dringenden Fällen oder aus anderen Gründen bei 
der ersten Konsultation einen Arzt zu Rate gezogen haben, welcher nicht im Ärzte- 
verzeichnis aufgeführt ist, haben die Verpflichtung, für fernere Konsultationen einen 
Kassenarzt zu Rate zu ziehen. Sie haben jeder Aufforderung der Kassenverwaltung, 
sich in die Behandlung eines Kassenarztes zu begeben, innerhalb 3 Tagen nach- 
zukommen. 

6. Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Bestimmungen werden mit Ordnungs- 
strafen bis zum dreifachen Betrage des täglichen Krankengeldes für jeden einzelnen 
Übertretungsfall belegt. Die Strafen werden von den eventuell zu zahlenden Unter- 
stützungen in Abzug gebracht. 

7. Gegen die Straffestsetzungen, welche auf Grund vorstehender Bestimmungen 
getroffen worden sind, ist binnen zwei Wochen nach deren Eröffnung Beschwerde 
an die Aufsichtsbehörde zulässig. Die Entscheidung der letzteren ist endgültig. 



32^ 

Ortskrankenkasse 



für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker. 

lllll Mitgl.-Nr Wöchnerinnen-UnterstützUflg Wöchnennnen- 

OciS^i Klasse . * Reg.-Nr.- 

i'i"J Das Mitglied 

"C ■** "S i* IfcJ 

äSöSts ^^* ^^"* Geburtsurkunde am 190 

1 Bft^ I n der Wo hnung entbunden und 

•2 °^i22 ^^ Krankenhause 

§£3-bflc erhält bis 190 Wöchnerinnen-Unterstützung. 

QSc^S^ Die Kassenverwaltung. 



Ortskrankenkasse 
für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker. 

Wöchn.-Reg Beleg-Nr 

Woche Klasse 



Das Mitglied 



hat Wöchnerinnen-Unterstützung für die Zeit 

vom bis inkl = Tage ä M. = - M. 

erhalten. 

Berlin, den 190 



Unterschrift. 
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33. 



Ortskrankenkasse 
ffir den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker. 

OeorgenkirchstraBe 40, IL 

Krankheitsbescheinigung. 

(§ 31 des Invalidenversicheningsgesetzes.) 

Kranken- Joum. Nr 



Der in '■ 

geboren im Jahre zu , Kreis 

Provinz (Mitglied der unterzeichneten Ortskrankenkasse), war 

vom 190 bis zum 190--krank 

und erwerbsunfähig. 

Der Erkrankte hatte sich die Krankheit weder vorsatzlich noch bei Begehung eines 
durch strafgerichtliches Urteil festgestellten Verbrechens oder durch schuldhafte Beteiligung bei 
Schlägereien oder Raufhändeln oder durch Trunkfälligkeit zugezogen ; er war von Beginn der 
Krankheit der Invaliden Versicherungspflicht unterworfen und hatte berufsmäßig und nicht 
lediglich vorübergehend Lohnarbeit verrichtet. 

Berlin, den 190 Ortskrankenkasse 

für d^ Gewerl)ebetrieb der 

Siesrcl 

Kaufleute, Handelsleute tt. Apotheker 

LA.: 



Sehr geehrter Herr Doktor! — ^^ 



Nachdem unser Kassenmitglied 

von Ihnen wieder arbeitsfähig geschrieben wurde, gestatten wir uns, Sie höflichst zu ersuchen, 
uns angebogene Karte gefl. recht bald ausgefüllt zurückzusenden. 

Im Voraus bestens dankend, begrüßen wir Sie 

Hochachtungsvoll 

Ortskrankenkasse fflr den Gewerbebetrieb 
der Kaufleute, Handelsleute und Apotheker. 



Kr.-J. Nr Alter. 

Das Mitglied war arbeitsunfähig vom bis Tage 

wegen 

(Angabe der genauen Diagnose) 

Beruf 

Die Krankheit ist zurückzuführen auf: 

Unfall 

Tuberkulose 

Geschlechtskrankheit 

Alkoholismus 



(Das Zutreffende ist 2u unterstreichen). 



IL Unfallversicherung. 



Tiefbau-Berufsgenossenschaft. l^ 



Aktenzeichen Wilmersdorf bei Berlin, den 190 

Bei Antworten gemiigst anzugeben. 

An 



zu 



D. 



soll nach Mitteilung d 



am 190 in Ihrem Betriebe 



einen Unfall erlitten haben. 



Da uns bisher eine Nachricht Über diesen Unfall von Ihnen 
nicht vorliegt, so ersuchen wir Sie ergebenst, umgehend die 
vorschriftsmäßige Unfall-Anzeige bei uns (sowie, falls noch nicht 
geschehen, bei der für den Unfallsort zuständigen Polizeibehörde) 
einzureichen unter Angabe der Gründe, aus denen die Meldung 
bisher unterlassen ist 

Beiliegendes Lohnnachweisungsformular wollen Sie ausgefüllt 
gleichzeitig zurücksenden. 

Sollte eine andere Berufsgenossenschaft zuständig sein, so 
genügt kurze entsprechende Mitteilung. 

Der Vorstand der Tiefbau-Benifsgenossenschaft« 
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IL Unfallversicherung (2). 



Tiefbau-Benifsgenossenschaft. 

Vertrauensmann : 



2, 



Betriebsunternehmer : 

(Name, Stand, Firma, Betriebssitz 
[Ort, Straße, Hausnummer. 



iebssitz r 
ner.]) J 



-; Nr. des Genossenschaftskatasters 

(vergl. Mitgliedssdidn) 

Vertrauensmannsbezirks u. 
Katasters desselben. 



11 



*9 



f» 



ff 



Unfall -Anzeige 



an die OrtspolizeibehOrde zu. 

Kreis (Amt etc.)- 



Zur Beachtung. 

Bei Vermeidung der gesetzlichen Strafe ist von jedem in einem versicherten 
Betriebe vorkommenden Unfall, durch welchen eine in demselben beschäftigte 
Person getötet wird oder eine Körperverletzung erleidet, welche eine völlige oder 
teilweise Arbeitsunfähigkeit von mehr als drei Tagen oder den Tod zur Folge hat, 
von dem Betriebsunternehmer Anzeige zu erstatten: 

1. bei der Ortspolizeibehörde, in deren Bezirke sich der Unfall ereignet 
hat oder — bei Unfällen auf der Reise — der erste Aufenthalt nach 
dem Unfälle genommen wird, und 

2. bei dem Vorstand der Tiefbau-Berufsgenossenschaft, Wilmersdorf bei 
Berlin, Babelsbergerstr. 16. 

Die Anzeige muß binnen drei Tagen nach dem Tage erfolgen, an welchem 
der Betriebsunternehmer von dem Unfall Kenntnis erlangt hat. 

Für den Betriebsunternehmer kann derjenige, welcher zur Zeit des Unfalls 
den Betrieb oder den Betriebsteil, in welchem sich der Unfall ereignete, zu leiten 
hatte, die Anzeige zu erstatten; im Falle der Abwesenheit oder Behinderung des 
Betriebsunternehmers ist er dazu verpflichtet. 

Für jede verietzte oder getötete Person ist ein besonderes Anzeige-Formular auszufüllen. 



Fragen: 

1. Wochentag, Datum, Tageszeit und Stunde des Unfalls. 

2. a) Bezeichnung (Gegenstand) des Betriebes und 

b) Betriebsteil (Betriebszweig), in welchem der Verletzte den Unfall eriitt? 

Öiöf^lichst nach der Bezeichnung (Ziffer) des Gefahrentarifs, wo ein solcher vorhanden ist) 
nfallstelle (Ort, Straße, Hausnummer usw.) 

3. a) Vor- und Zuname, Wohnort, Wohnung der getöteten oder verietzten 

Person (bei minderjährigen Personen auch ; des Vaters oder Vormundes). 

b) Im Betriebe beschäftigt als (Art der Beschäftigung, Arbeitsposten)? 

c) Tag, Monat, Jahr der Geburt (wenn unbekannt, ungefähre Angabe des 
Lebensalters) ? 

d) Ledig, verheiratet, verwitwet? 

4. a) Genaue Bezeichnung der Art der Verletzung und der verletzten Körper- 

teile (rechts und links zu unterscheiden). 

b) Ist der Verletzte durch den Unfall getötet? 

c) Wird die Verietzung voraussichtlich den Tod, oder 

d) eine (irgendwelche) Beeinträchtigung der Erwerbs-(Arbeits-)fähigkeit von 
mehr als 13 Wochen zur Folge nahen? 

(Wenn möglich nach den Angaben des Arztes.) 

5. a) Ist für die Heilung gesorgt durch Aufnahme in ein Krankenhaus (genaue 

Bezeichnung desselben)? oder durch anderweitige ärztliche Behandlung 
(zu Hause usw.)? Name, Wohnort und Wohnung: a) des behandelnden, 
b) des zuerst zugezogenen Arztes? 
b) Arbeitet der Verletzte trotz der Verletzung weiter? 



Antworten : 



II. Unfallversicherung (2 u. 3). 
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Fragen: 

6. a) Gehört der Verletzte einer Krankenkasse an? (Genaue Bezeichnung und 

Sitz der Kasse.) 
b) Bezieht der Verletzte schon Unfall-, Invaliden- oder Altersrente? 

7. Veranlassung und Hergang des Unfalls. Hier ist eine möglichst ein- 
gehende Schilderung des lAfalls zu geben. Insbesondere ist die Arbeits- 
stelle (zum Beispiel: Werkstätte, Wald, Feld, Stall usw.), wo, sowie die 
Arbeit (Maschine usw.), bei welcher sich der Unfall ereignet hat, genau 
zu bezeichnen, geeigneten Falls unter Beifügung einer erläuternden 
Zeichnung. Zur Erleichterung der Unfalluntersuchung und zur Vermei- 
dung von Irrtümern ersucht der Genossenschaftsvorstand in den neben- 
stehenden Angaben zum Ausdruck zu bringen, ob dieselben auf eigener 
Kenntnis beruhen oder aus der Mitteilung von Augenzeugen herrünren, 
oder aber nur die Darstellung des Verletzten über den Unfall enthalten. 

8. a) Augenzeugen des Unfalls? 

b) Anderweiuge Personen, die zuerst von dem Unfall Kenntnis erhalten haben. 

(Vor- und Zuname, Stand, Wohnort, Wohnung.) 

9. Etwaige Bemerkungen (z. B. Angabe und Vorkehrungen zur Verhütung 
ähnlicher Unfälle. War der Verletzte schon vor dem Unfälle ganz oder 
teilweise erwerbsunfähig? und anderes mehr. 



Antworten : 



(Ort). 



-, den. 



Name des die Anzeige erstattenden Unter- 
nehmers oder Betriebsleiters. 



Wir ersuchen unsere Mitglieder, diese den Verhältnissen der Tiefbau-Berufs- 
genossenscbaft angepaßten Formulare von uns zu beziehen. Preis pro Stück 2 Pf. 
Das Porto hat Besteller zu tragen. 



Tiefbau - Berufsgenossenschaft. 



3. 



Nr.. 



Es wird gebeten, in der Antwort 
vorstehende Nr. anzugeben. 



Wilmersdorf bei Berlin, den. 



190 



An 



zu 



Für den Arbeiter. 



190 zu 



., verunglückt am 
vermag 



der betr. Arbeitgeber nicht, eine den gesetzlichen Anforderungen genügende 
Lohnnachweisung aufzustellen. 

Wir bitten daher Sie als den zuständigen Vertrauensmann ergebenst, 
den Jahresarbeitsverdienst, welchen eine gleichartige versicherte Person in 

der Zeit vom 190 bis 190 in 

einem (benachbarten) gleichartigen Betriebe bezogen hat, zu ermitteln und 
in den Vordruck auf der Rückseite einzutragen. Auch wäre uns eine Mit- 
teilung darüber erwünscht, welche Anzahl von Arbeitstagen dort die übliche 
Betriebsweise im Jahre ergibt. 

Der Verletzte war mit 



beschäftigt und hat in der Zeit vom 
?5 Arbeits- A??5 

in stunden 



.190 bis 



190 



_ Mark verdient. 
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II. Unfallversicherung (3). 



(Gleichartige Arbeiter aus demselben Betriebe haben in der Zeit vom 
190 bi§ 190 ?5 Arbeits- J?i5!L_ 

stunden 



190 ?5 
in 



Mk. verdient.) 



Für Ihre gefälligen Bemühungen sprechen wir Ihnen zugleich unseren 
verbindlichen Dank aus. 

Der Vorstand der Tiefbau -Berufsgenossenschaft 



Nachweisung 

der Löhne, welche versicherte Personen derselben Art in der Zeit vom 
bis 190 bezogen haben. 

Ohne Abzug der Beiträge für Krankenkassen sowie für die Invaliditüts- und Altersversicherung. 



Doppel- 
woche 



Zahl der ganzen, 

halben oder viertel 

Tagewerke<sciiiditen) 

(Oberstnnden kommen 

dabei nicht 

in Anrechnung.) 



Gesamter 

Arbeitsverdienst 

einschliefilich 

Oberstunden 

Mk. 



Für Tantiemen, 
Gewinnanteile, 
freie Wohnung, 

Naturalien usw. s. 

außerd.anzurech. 

Mk. 



Bemerkungen. 

(Name der gleichartigen 
versicherten Person und 

Bezeichnung des 
gewählten Betriebes.) 



1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 



vom 



bis 



Zusammen 



Die übliche Betriebsweise ergibt im Jahre 



Arbeitstage. 



Vorstehende Lohnnachweisung habe ich auf Grund meiner Ermittelungen aufgestellt. 

— , den 190 

(Unterschrift): _^_^ 



Vertrauensmann für den Bezirk der Tiefbau-Berufsgenossenschaft. 



■1 



II. Unfallversicherung (4 u. 5). 
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4. 



An 



In der Unfallversicherungssache des 



übersenden wir Ihnen anliegend ein Lohnnach- 

weisungsformular zur Ausfüllung und bitten um gefällige Rück- 
sendung binnen längstens 8 Tagen. 

Der Vorstand der Tiefbau-Berufsgenossenschaft. 



5. 





npr Arhpffpr 








welcher am 


IQO einen Unfall erUft. haf seif Hern 


in fnpinpm R<*friphp fnlgPtiHp 


Löhne erhalten. 


Ohne Abzug der Beiträge für Krankenkassen sowie für die Invaliditäts- und Altersversicherang. 






Zahl der ganzen, 


Gesamter 


Für Tantiemen, 






Doppel- 


halben oder viertel 


Arbeitsverdienst 


Gewinnanteile, 






Tagewerke(Schichten) 


einschließlich 


freie Wohnung, 


Bemerkungen. 




woche 


(überstunden kommen 
dabei nicht 


Überstunden 


Naturalien usw. s. 
außerd.anzurech. 








in Anrechnung.) 


Mk. 


Mk. 




1 
2 
3 
4 


vom bis 




















5 
6 
7 












8 












9 












10 












11 












12 












13 












14 












15 












16 












17 












18 












19 












20 












21 












22 












23 












24 












25 












26 








1 
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Zusammen 


1 1 1 


Ich versichere hierdurch, daß obige Lohnnachweisung mit meinen Büchern und Auf- 


zeichnungen übereinstimmt. 


, den - 190 


Der Betriebsunternehmer. 


Vor- 


ti. Zuname): 




(Sl 


land): . . 



M a n e s , Einführung in die Sozialversicherung. 



M 



IL Unfallversicherung (5). 



In jedem Falle sind die Löhne des Verletzten anzugeben; war derselbe 
in dem Betriebe vor dem Unfälle nicht ein volles Jahr von dem Unfälle 
zurückgerechnet beschäftigt, so sind außerdem nachstehend die Löhne nach- 
zuweisen, welche gleichartige versicherte Personen im Betriebe in der Zeit 
vom 190 — bis 190 bezogen haben. 



Ohne Abzug der Beiträge für Krankenkassen sowie für die Invaliditäts- und Altersversicherung. 





Doppel- 
woche 


Zahl der ganzen, 
halben oder viertel 
Tagewerke(Schichten) 

(Oberstunden kommen 

dabei nicht 

in Anrechnung.) 


Gesamter 

Arbeitsverdienst 

einschließlich 

Oberstunden 

Mk. 


Für Tantiemen 

Gewinnanteile, 

freie Wohnung, 

Naturalien usw.s. 

au6erd.anzurech. 

Mk. 


Bemerkungen. 

(Namen der gleich- 
artigen versicnerten 
Personen.! 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 


vom bis 












Zusammen 











Ich versichere hierdurch, daß obige Lohnnachweisung mit meinen 
Büchern und Aufzeichnungen übereinstimmt. 



, den 



_ 190— 



Der Betriebsunternehmer. 



(Vor- und Zuname):- 
(Stand): 



II. Unfallversicherung (6 u. 7). 35 

6. 



Aktenzeichen 

An 



ZU über 



Der Unfall, welchen der 



am in dem Betriebe 

erlitten haben soll, ist bei 

unserer Berufsgenossenschaft angemeldet worden. 

In der Annahme, daß wir Entschädigung zu leisten haben/ 
stellen wir gemäß § 64 des Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes den 
Antrag, die Unfalluntersuchung vorzunehmen, und ersuchen um bald- 
gefällige Zusendung der Verhandlungen, eventuell in Abschrift. 

Wir gestatten uns hierbei zu bemerken, daß die Aussage des 
Verletzten allein zur „Feststellung" des Unfalls nicht genügt, und 
daß von der Ortspolizeibehörde des Unfallorts die Vernehmung auch 
der außerhalb ihres Amtsbezirks wohnenden Beteiligten (im Requi- 
sitionswege) zu veranlassen ist. 

Der Vorstand 
der Tiefbau -Berufsgenossenschaft. 

Benutzung des anliegenden Formulars wird ergebenst anheimgestellt. 



7. 



Verhandelt , den 190 



Zur Untersuchung des Unfalls, welcher d 
im Betriebe 



am - 190 betroffen haben soll, war auf heute Termin 

anberaumt. 

Von den rechtzeitig in Kenntnis gesetzten Beteiligten waren erschienen: 



Zeuge. 
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II. Unfallversicherung (7). 



Es wurde Nachstehendes ermittelt und zu Protokoll genommen: 



A. Zur Person. 



Fragen: 

1. a) Vor- und Zuname des Verletzten. 

b) Datum und Ort (Kreis) der Geburt 

c) Staatsangehörigkeit. 

d) Genaue Bezeichnung, der Wohnung. 

e) Gegenwärtiger Verbleib. 

f) Falls der Verletzte noch minderjährig ist: Name, Stand und Wohnung 
des Vaters oder der Mutter bezw. des Vormundes. 

2. Ist der Verletzte verheiratet? 
Wenn ja: a) Wie heißt die Ehefrau? 

b) Wo wohnt dieselbe? 

c) Wann ist sie geboren? 

3. Hat der Verietzte eheliche oder denselben gesetzlich gleichberechtigte 
Kinder, welche das 15. Lebensjahr noch nicht zurückgele^ haben? 

Wenn ja: Name, Geburtstag und Aufenthalt derselben. ^^ 

4. Hat der Verunglückte Verwandte (Eltern, Großeltern oder elternlose Enkel 
unter 15 Jahren), deren Lebensunterhalt ganz oder überwiegend von dem- 
selben bestritten worden ist? (Bezeichnung derselben unter genauer An- 
gabe der Vor- und Zunamen, des Aufenthalts und des Verwandschafts- 
Verhältnisses). 

5. Höhe der von dem Verietzten etwa bezogenen Unfall- oder Invalidenrente; 
Bezeichnung der Berufsgenossenschaft oder Versicherungsanstalt, welche 
die Rente gewährt. 



Antworten : 



B. Zur Sache. 



6. Zeit des Unfalls: 

Wochentag, Datum, Tageszeit, Stunde. 

7. Art der Verletzung (möglichst genaue Angabe der beschädigten Körper- 
teile). 



Veranlassung und Hergang des Unfalls. 
1. Aussage des Verletzten: 



2. Aussage der Zeugen: 



IL Unfallversicherung (8 u. 9). 
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Aktenzeichen : 



8. 



An 



zu 



Zur Festsetzung der Unfallsentschädigung für 

bedürfen wir der nachstehend bezeichneten standesamtlichen Urkunden bezw. amt- 
lichen Nachweise: 

1. der Heiratsurkunde des Verletzten, 

2. der Geburtsurkunden derjenigen Kinder des Genannten, welche das 15. Lebens- 
jahr noch nicht zurückgelegt haben, 

3. der Sterbeurkunde des Verstorbenen 

oder an Stelle von 1—3: 
einer amtlichen, d. h. mit Siegel und Unterschrift versehenen Erklärung über die 
vorstehend erbetenen Personennamen und Daten. 
Wir ersuchen daher ergebenst, uns voraufgeführte, nach § 145 des Gewerbe- 
unfallversicherungsgesetzes gebühren- und stempelfreie Schriftstücke gefälligst mit 
möglichster Beschleunigung zugehen zu lassen. 

Der Vorstand der Tiefbau-Berufsgenossenschaft. 



9. 



Aktenzeichen: 



Joum.-Nr. 



An 
den prakt. Arzt 



Herrn 



zu 



Der- 



.will am 



bei 



seiner Arbeit einen Unfall eriitten haben und an den Folgen desselben von Ihnen 
zuerst behandelt worden sein. VTir ersuchen daher ergebenst um gefällige Zusen- 
dung eines Attestes darüber: 

1. wann Sie der Genannte zum erstenmale konsultiert hat, 
wie der objektive Befund damals war, 

welche Angaben der Verletzte über die Ursache seines Leidens — event. 
auch über Zeitpunkt, Veranlassung und Hergang des Unfalles — gemacht 
hat, und 

ob diese Angaben dem Befunde zu entsprechen schienen. 
Sollte sich der Verletzte zur Zeit inoch in Ihrer Behandlung befinden, so bitten 
wir auch um gefällige Mitteilung über den jetzigen Befund und das ev. einzu- 
schlagende Heilverfahren sowie darüber, ob und in welchem Grade der Genannte 
erwerbsbeschränkt ist. 

Ihre Honorarliquidation wollen Sie dem Attest gefälligst beifügen. 



2. 
3. 



4. 



38 IL Unfallversicherung (10 u. 11). 

Nr 10. 



An 
den prakt. Arzt Herrn Dr. 



zu 



Der will sich am. 



bei seiner Arbeit einen seitigen bruch zugezogen 

haben. 

Als erstbehandelnden Arzt ersuchen wir Sie ergebenst um einen gefälligen 
Bericht über die Lage des Falls, unter Berücksichtigung folgender Fragen: 

Wann erfolgte die erste Untersuchung nach dem angeblichen Unfälle? 

Welche Angaben machte Patient damals über die Entstehung seines Leidens, 
die ausgestandenen Schmerzen und die Dauer der nachfolgenden Arbeit? 

Wie war der objektive Befund (Größe des Bruchs, Schmerzhaftigkeit, Weite 
und Beschaffenheit der Bruchpforte, Schwellung und Rötung der darüber liegenden 
Haut, Einklemmungserscheinungen, Reponierbarkeit usw.)? 

Handelte es sich um einen frischen Bruch? Zutreffenden Falls: 

Ist derselbe durch gewaltsame Erweiterung der vorher 'normalen Bruchpforte 
entstanden, oder bei Gelegenheit der Arbeit infolge vorhandener Bruchanlage aus- 
getreten bezw. damals zuerst wahrgenommen worden? 

Ist auf der anderen Seite ein Bruch oder Bruchanlage vorhanden? 

Ihre Liquidation für das Attest wollen Sie gefälligst mitsenden. 

Der Vorstand 
der Tiefbauberufsgenossenschaft. 



U 

Nr 

An 



zu 



Hierdurch ersuchen wir Sie ergebenst, den in einem bei uns ver- 
sicherten Betriebe am verunglückten, seinem Personen- 
stande nach näher bezeichneten 

welcher 

sich auf unsere Anordnung Ihnen binnen Tagen vorstellen wird, 

von Ihnen behandelt wird in 

bezüglich der angeblich erlittenen Verletzung und seines körperlichen Zu- 
standes gefälligst recht bald — am Entlassungstage — untersuchen und 
uns hierunter Ihr Gutachten über den objektiven Befund zugehen lassen zu 
wollen. Wir bitten insbesondere auch die auf der dritten und vierten Seite 
dieses Formulars enthaltenen Fragen geneigtest eingehend zu beantworten, 
sowie den Gebrauch medizinisch - technischer Ausdrücke und Fremdwörter 
tunlichst zu vermeiden. 



IL Unfallversicherung (11). 
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Falls Sie die Abgabe von Formulargutachten grundsätzlich ablehnen, 
so bitten wir, bei Ausstellung des freien Gutachtens die in diesem Formu- 
lare gestellten Fragen berücksichtigen zu wollen. 

Der Vorstand der Tlefbau-Berufsgenossenschaft. 

Anmerkung. Die Herren Arzte werden gebeten, die Bestellung des Verletzten in die 
Sprechstunde aus praktischen Rücksichten selber zu übernehmen. Eine Postkarte fügen wir 
zu diesem Zwecke bei. 



NB. Die Richtigkeit der hier gemachten Angaben wollen Sie durch Befragen der verletzten 

Personen feststellen oezw. vervollständigen. 



Fragen: 

1. Vor- und Zuname, Wohnort des Verletzten. 

2. Geburtsort, Geburtstag (Jahr und Monat) desselben. 

3. Familienstand desselben. 

4. Hierher gemeldete Folgen des angeblichen Unfalles. 
5. 

6. Darstellung der Art und der Folgen der Verletzung sowie des körper- 
lichen Zustandes des Verletzten. 

a) Nach den Angaben des Verletzten. 

b) Nach dem Untersuchungsbefund des Arztes (erste und letzte Unter- 
suchung). 

c) Kurz zusammenfassende Aufzählung derjenigen Unfallsfolgen, welche 
die Erwerbsbeschränkung verursachen. 

7. Befindet oder befand der verletzte sich in Ihrer Behandlung? 

Seit wann bezw. während welcher Zeit? 

Bei welchem Arzt und zu welcher Zeit hat er sich sonst wegen der 
Unfallsfolgen in Behandlung befunden? 

8. Erstreckt bezw. erstreckte sich die Ihrerseits ausgeführte Behandlung des 
Verletzten nur auf die Folgen obigen Unfalls? 

9. Halten Sie die Angaben oes Verletzten zu 6 a nach Ihrem Befunde für 
wahrscheinlich oder nur für möglich oder für unwahrscheinlich? und aus 
welchem Grunde? 

10. Sind an dem Verletzten schon vor dem Unfall vorhanden gewesene Ge- 
brechen durch Sie festgestellt worden? bezw. welche? und sind dieselben 
in ihrem Bestehen oder ihrer weiteren Entwickelung durch die Unfalls- 
folgen nachweisbar beeinflußt? bezw. in welcher Weise? 

11. Ist das Heilverfahren schon beendet event. an welchem Tage? oder wie 
lange wird es noch andauern? Wenn es noch nicht beendet ist: welche 
Mittel erscheinen Ihnen zur Erhöhung der Arbeitsfähigkeit bezw. zur 
gründlichen Heilung angemessen? In welcher Zeit versprechen dieselben 
voraussichtlich einen Erfolg? 

12. Wenn sich der Verletzte in einer Heilanstalt befindet: soll er in derselben 
verbleiben? Wenn er außerhalb einer solchen z. Z. behandelt wird: em- 
pfehlen Sie seine Wiederaufnahme in eine Heilanstalt (in welche?), etwa 
auch zur Nachbehandlung in ein medico- mechanisches Institut? sofort 
oder zu welchem späteren Zeitpunkt? 

13. Bis zu welchem Tage war der Verletzte völlig arbeitsunfähig? oder ist er 
es etwa noch jetzt? 

14. Kann der Verletzte in seiner Wohnung mit häuslichen oder anderen 
leichteren gewerblichen Arbeiten, als Korbmachen, Strohflechten, Wolle- 
zupfen, Zigarrenmachen u. a. m. sich beschäftigen? seit wann? oder Boten- 

fänger-, Wächter-, Aufseherdienste verrichten? seit wann? oder leichtere 
agelöhnerarbeiten (landwirtschaftliche) oder solche, welche nicht lang an- 
dauerndes Gehen und Stehen bedingen, ausführen? seit wann? oder end- 
lich ohne, jede Gefahr für sein Leben und seine Gesundheit diejenige 
Arbeit, bei welcher ihn der Unfall betroffen hat, oder eine ähnliche 
dauernd verrichten? seit wann? 

Es kommt nicht darauf an, ob der Verletzte an seinen Wohnort oder auch anderswo 
Gelegenheit zur Ausübung obiger Arbeiten findet, sondern darauf, ob er kCrperlich 
zu deren Verrichtung imstande ist 

15. Wieviel Prozent Einbuße an seiner vor dem Unfälle vorhanden gewesenen 
Arbeitsfähigkeit hat der Verletzte erlitten? 



Antworten: 
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n. Unfallveisichenuig (12). 



Antworten 



Fragen: 

16. Steht diese Schädigung mit den Folgen des Unfalls in ursächlichem Zu- i 
sammenhang? In welchem Prozentsatz wird die z. Zt voiiiandene Arfoeits- 
fahiglceit durch die zu 10 erwähnten Gebrechen beeinflußt? 

17. Wird sich die Erwerbsfähiglceit wieder heben? In welchem Grade? In 
welcher Zeit etwa? Ist Aussicht vorhanden, daß der Verletzte wieder in I 
den Zustand seiner Erwert>sfähigkeit vor dem Unfälle tritt? Wann ist ' 
eine erneute ärztliche Untersuchung erforderlich? 1 

18. Was ist sonst zu bemerken? > 

a) Ist bei dem Verletzten beabsichtigte Täuschung oder Übertreibung an- : 
zunehmen ? | 

b) Ist sein Verhalten während des Heilverfahrens demselben nachteilig { 
gewesen? 

c) Ist außerdem noch Beachtenswertes, welches in vorstehenden Fragen 
nicht vorgesehen ist, mitzuteilen? 



den 



19. 



Unterschrift: 



Gebühien: 



Mk. 



Nr.. 



An 



12, 



Vorbescheid. 

(Gemiß § 70 des Oewerbe-Unfallversicheningsgesetzes.) 



Aus Anlafi des 



im Betriebe d 



zugestoßenen Unfalls, bei welchem Sie eine 

erlitten haben, sollen 

zugebilligt werden: _ 



-folgende Entschädigungen 



Der Berechnung der vorstehenden Renten ist ein Jahresarbeitsverdienst 
von Mk. zu Grunde gelegt. 



Die Festsetzung des Grades der durch den Unfall herbeigeführten 
Einbuße an Erwerbsfähigkeit ist auf Grund d Gutachten — d behan- 
delnden Arzte — 



erfolgt. 
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Die Rente — ist (sind), wie folgt, berechnet: 

Vollrente = 2/3 des Jahresarbeitsverdienstes = Mk., 

daraus die Rente 

für Proz. Einbuße an Erwerbsfähigkeit = Mk. jährlich 

oder Mk. monatlich 

für Proz. Einbuße an Erwerbsfähigkeit ^^ Mk. jährlich 

oder Mk. monatlich 



Sie sind befugt, Sich auf die vorstehenden Mitteilungen innerhalb zweier 
Wochen zu äußern. Auch können Sie innerhalb dieser Frist Ihre Einwen- 
dungen bei der zuständigen unteren Verwaltungsbehörde, d. i 

zu Protokoll geben. 

Sofern Sie keine Einwendungen machen, wird Ihnen nach Ablauf der 
vorbezeichneten Frist unser Bescheid, gegen den die Berufung auf schieds- 
gerichtliche Entscheidung zulässig ist, zugehen. 

Wir haben heute durch Vermittelung der Kaiserlichen Oberpostdirektion 
Berlin die für Ihren Wohnort zuständige Postanstalt zur Zahlung der Rente 
angewiesen. Die Anweisung wird nach Verlauf von einigen Tagen bei der 

Postanstalt eingehen, und können Sie den Ihnen für die Zeit vom 

bis noch zustehenden Rentenbetrag von 



-Mark alsdann in Empfang nehmen. 



Die entgültige Abrechnung der Rente erfolgt bei Zustellung des be- 
rufungsfähigen Bescheides. 

Vorstehender Vorbescheid (§ 70 Abs. 1 des Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes) wird zu- 
gleich als Bescheid (§75 a.a.O.) genehmigt, falls gegen den Vorbescheid Einspruch gemäfi 
§ 70 Abs. 2 a. a. O. nicht erhoben wird. 



Der Entschädigungsausschufi 
des Vorstandes der Tiefbau-Berufsgenossenschaft. 



$ 
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13. 

U. R. Nr 

An 



Vorbescheid. 

(Oemäfi § 70 des Oewerbe-Unfallversicheningsgesetzes.) 

Wir teilen Ihnen mit, daß Sie Unfallrente wegen Ihres seitigen 

bruchs von unserer Berufsgenossenschaft nicht erhalten können, da der 



Bruch nicht infolge eines „ Betriebsunfalls ** ausgetreten ist. 

Nach den Entscheidungen des Reichsversicherungsamtes ist der Austritt eines 
bruchs nur dann als Betriebsunfall anzusehen und als solcher zu ent- 



schädigen, wenn der Bruch plötzlich durch die gewaltsame Erweiterung bezw. Zer- 
reißung der Bruchpforte entsteht. In solchem Falle treten aber anerkanntermaßen 
so unerträgliche Schmerzen auf, daß eine Fortsetzung der Arbeit unmöglich ist. 



Sie haben nun nach dem behaupteten Unfälle Ihre Arbeit zunächst nicht 
unterbrochen, sondern 



Hieraus geht mit Bestimmtheit hervor, daß es sich bei Ihnen nicht um eine 
gewaltsame Entstehung Ihres Bruchs handelt, daß also dem oben Ausgeführten zu- 
folge ein Betriebsunfall nicht vorliegt. 

Sie sind befugt, sich auf die vorstehenden Mitteilungen innerhalb zweier 
Wochen zu äußern. Auch können Sie innerhalb dieser Frist Ihre Einwendungen bei 

der zuständigen unteren Verwaltungsbehörde, d. i 

zu Protokoll geben. 

Sofern Sie Einwendungen nicht machen , wird .Ihnen nach Ablauf der vor- 
bezeichneten Frist unser Bescheid, gegen den die Berufung auf schiedsgerichtliche 
Entscheidung zulässig ist, zugehen. 

Vorstehender Vorbescheid (§ 70 Abs. 1 des Gewerbe - Unfall Versicherungsgesetzes) wird zu- 
gleich als Bescheid (§ 75 a. a. O.) genehmigt, falls gegen den Vorbescheid Einspruch gemäß 

§ 70 Abs. 2 a. a. O. nicht erhoben wird. 

Der Entschädigungsausschufi 
des Vorstandes der Tiefbau-Berufsgenossenschaft. 
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Nr y- 

An 



Vorbescheid. 

(Gemäß § 70 des Oewerbe-Unfallversicherungsgesetzes.) 

Wir benachrichtigen Sie, daß Ihnen aus Anlaß des Unfalles, welchen 

Sie am . in dem Betriebe 

- - . - ^erlitten haben sollen, 

Rente von unserer Berufsgenossenschaft nicht gewährt werden kann, da die 
Voraussetzungen des § 9 des Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes nicht ge- 
geben sind. 

Nach dem Gutachten des Arztes, der Sie behandelt hat, sind die noch 
vorhandenen Unfallsfolgen so geringfügig, daß sich daraus eine nennens- 
werte Herabsetzung Ihrer Arbeitsfähigkeit oder eine wirtschaftlich in Betracht 
kommende Einbuße für Sie nicht mehr ergibt. 

Sie sind befugt, sich auf die vorstehenden Mitteilungen innerhalb zweier 
Wochen zu äußern. Auch können Sie innerhalb dieser Frist Ihre Einwen- 
dungen bei der zuständigen unteren Verwaltungsbehörde, d. i 

- zu Protokoll geben. 

Sofern Sie Einwendungen nicht zu machen haben, wird Ihnen nach 
Ablauf der vorbezeichneten Frist unser Bescheid, gegen den die Berufung 
auf schiedsgerichtliche Entscheidung zulässig ist, zugehen. 

Vorstehender Vorbescheid (§ 70 Abs. 1 des Gewerbe -Unfallversicherungsgesetzes) wird zu- 
gleich als Bescheid (§ 75 a. a. O.) genehmigt, falls gegen den Vorbescheid Einspruch gemäfi 

§ 70 Abs. 2 a. a. O. nicht erhoben wird. 

Der Entschädigungsausschufi 
des Vorstandes der Tiefbau-Benifsgenossenschaft. 
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15. 

Nr 



An 



Einschreiben 
gegen Rückschein. 



Bescheid. 

Ihre Rentenansprüche aus dem Unfälle, welchen Sie am 
in dem Betriebe des 



erlitten haben sollen, weisen wir aus den Ihnen unterm 

mitgeteilten und im Nachstehenden nochmals angeführten Gründen zurück. 

Nach unseren Ermittelungen, sowie nach dem ärztlichen Befunde sind 
die noch vorhandenen Unfallsfolgen so geringfügig, daß sich daraus eine 
nennenswerte Herabsetzung Ihrer Arbeitsfähigkeit oder eine wirtschaftlich 
in Betracht kommende Einbuße für Sie nicht ergibt. 

Bei solcher Sachlage ist aber nach den Bestimmungen des Gewerbe- 
Unfallversicherungsgesetzes keine Rente zu gewähren. 

Gegen diesen Bescheid ist die Berufung auf schiedsgerichtliche Ent- 
scheidung zulässig. Die Berufung ist bei Vermeidung des Ausschlusses 
innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Bescheides bei dem Schieds- 
gericht für Arbeiterversicherung 



mittelst eines in Reinschrift und Abschrift einzureichenden Schriftsatzes zu 
erheben. In dem Schriftsatze ist der Gegenstand der Berufung unter An- 
gabe der für die Entscheidung maßgebenden Tatsachen und der Beweis- 
mittel zu bezeichnen; auch ist anzugeben, daß die Berufung sich gegen 
einen Bescheid der Tiefbau-Berufsgenossenschaft richtet, oder es ist der 
Bescheid selbst beizulegen. 

Der Entschädigungsausschufi 
des Vorstandes der Tiefbau-Berufsgenossenschaft, 
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16. 



Verfügung zu Nr. 



1. Auf Grund des vom Entschädigungsausschusse beschlossenen Vor- 
bescheides Blatt der Akten, gegen welchen 

Einwendungen nicht erhoben sind, ist Ausfertigung des Bescheides 
abzusenden. 

Einschreiben I Rfickschein I 
Vor Abgang zur Reg. I. 



2. Benachrichtigung an untere Verwaltungsbehörde, siehe Abdruck. 

3. Zählkarte fertigen. 

4. Registratur la zur Notiz. 

5. Mit Rückschein nach 14 Tagen event. 

Wilmersdorf, den 190— 

bei Berlin. 

^^"'nnw Mr"- ^ "^ Besc heide Dcr Vorstand. 



17. 

Aktenzeichen: 

An 

d 

in 



Wir haben beschlossen, zum Zweck möglichst schneller und gründ- 
licher Beseitigung der Folgen Ihres Unfalles vom 190_ 

Sie zur Fortsetzung des Heilverfahrens d 



zu überweisen, und geben Ihnen deshalb auf, binnen Tagen nach Em- 
pfang der vorliegenden Anordnung sich in der vorbezeichneten Heilanstalt 
zur Aufnahme zu melden. 

Während der Dauer Ihrer Behandlung in der Anstalt erhalten Sie 
selbst nach den Bestimmungen des Gewerbe - Unfallversicherungsgesetzes 
keine Rente, Ihre Angehörigen dagegen eine Versorgungsrente gemäs §§ 22 
und 16 ff. des angegebenen Gesetzes. 

Sie haben dieser Aufforderung pünktlich nachzukommen, den ärzt- 
lichen Anordnungen in der Anstalt Folge zu leisten und dürfen gegen den 
Willen des Arztes nicht eigenmächtig die Heilanstalt verlassen. 

Sollten Sie sich diesen Anordnungen ohne gesetzlichen oder sonst 
triftigen Grund entziehen, so wird Ihnen der Schadensersatz auf Zeit ganz 
oder teilweise versagt werden. 

Reisekosten und einen Rentenvorschuß können Sie gegen beiliegende 
Quittung nach Vollzug derselben auf dem für Ihren Wohnort zuständigen 
Postamt in Empfang nehmen. 
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18, 

Nr 

An 



Anlagen zu 

1 Aktenheft. 



Der 



ist von uns heute Ihrer Anstalt zur Weiterbehandlung wegen seiner am 

eriittenen Verletzung überwiesen worden. 

Die Kosten der Verpflegung und Behandlung aus Anlaß des bezeichneten 
Unfalls verpflichten wir uns zu tragen. 

Von dem Tage der Aufnahme pp. wollen Sie uns gefälligst umgehend 
unter Benutzung des Formulars — Anlage I — Mitteilung machen. 

Bei der Entlassung bitten wir: 

1. dem Verletzten, falls derselbe noch nicht völlig wieder hergestellt 
ist, einen Vorschuß von Mark für unsere Rechnung zu zahlen, 

2. uns sofort eine Benachrichtigung vermittelst der Postkarte — An- 
lage II — zukommen zu lassen und 

3. uns mit möglichster Beschleutiigung ein von dem behandelnden Herrn 
Arzte auf beiliegendem Attestformular ausstellendes Gutachten zu 
übersenden (nebst der Kostenrechnung). 

Ein Arztattest (Unsere Akten) fügen wir gegen baldige Rückgabe bei. 

Der Vorstand der Tiefbau-Berufsgenossenschaft. 



19^ 

Anlage I. 

Aktenzeichen Nr 

Der verletzte ist am 



in unserer Anstalt zur stationären (ambulanten) Behandlung eingetroffen. 

Voraussichtliche Dauer der Behandlung ^Wochen. 

Während der ambulanten Behandlung Proz. Erwerbsbeschänkung. 

Das (Die) übersandte Attest (Akten) senden wir anbei zurück. 

(Unterschrift) 



An 
den Vorstand der Tiefbau-Berufsgenossenschaft 

zu 

Wilmersdorf bei Berlin, 

Babelsberger Straße 16. 
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Benifsgenossenschaft Nr. 64. 



20. 



Aktenzeichen- 






Anweisung an die Post 

zu einmaligen Zalilungen. 



Vorname, Name, Stand, Wohnort (Kreis 

oder Amt, Regierungsbezirk, Staat) und 

Wohnung des Empfängers: 



1. Kosten des Heilverfahrens 

2. Renten an Verletzte 

3. Kosten für d. Unterbringung von Verletzten in Invalidenhäusem usw. 

4. Abfindungen an verletzte Inländer 

5. Abfindungen an verletzte Ausländer 

6. Sterbegeld 

7. Renten an Witwen und Witwer Getöteter 

8. Renten an Kinder und Enkel Getöteter 

9. Renten an Verwandte aufsteigender Linie Getöteter 

10. Abfindungen an Witwen im Falle der Wiederverheiratung .... 

11. Abfindungen an ausländische Hinterbliebene Getöteter bei Aufgabe 
ihres Wohnsitzes im Deutschen Reiche 

12. Renten an Ehefrauen (Ehemänner) in einer Heilanstalt untergebrachter 
Verletzter 

13. Renten an Kinder und Enkel 

14. Renten an Verwandte aufsteigender Linie in einer Heilanstalt unter- 
gebrachter Verletzter 

15. Kur- und Verpflejgungskosten 

16. Fürsorge für Verßtzte innerhalb der gesetzlichen Wartezeit (§ 76 c 
des K. V. G.) 



Mark 



Vermerk über etwaigen Verzicht auf Be- 
glaubigung der Unterschrift des Empfängers: 



in Worten; 



Summe 



Wilmersdorf, den 



190 _ 



Der Vorstand der Tiefbau-Berufsgenossenschaft. 

(Siegel.) (Unterschrift.) 



n 
n 

9 

n 

9 

n 

9 

9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 



Mark 



Name der zahlenden Postanstalt: 



(Vermerke der O. P. D.) 
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II. Unfallversicherung (21 u. 22). 



Aktenzeichen- 



21 



Joum.-Nr. 



An 



in; 



Aktenzeichen- 



Den liquidierten Betrag von 



M. haben wir heute 



zur Zahlung angewiesen. Derselbe kann in einigen Tagen 
bei der dortigen Postanstalt gegen Quittung auf anliegendem 
Formulare abgehoben werden. Unfallsache: 



Der Vorstand der Tiefbau-Benifsgenossenschaft. 



22 



An 



Hierdurch benachrichtigen wir Sie, daß wir Ihnen heute 
— M. zur Zahlung angewie- 



sen haben, welchen Betrag Sie in einigen Tagen bei der für 
Ihren Wohnort zuständigen Postanstalt abheben können. 

Quittung über den Empfang des Geldes ist auf anliegendem 
Formulare zu leisten. 

Falls Sie in einem Landbestellbezirk wohnen, wird Ihnen 
der Betrag in der nächsten Zeit durch den Postbriefboten zuge- 
stellt werden. Sie wollen die Quittung ausgefüllt halten. 

Jede Veränderung Ihres Wohnsitzes müssen Sie sofort 
hierher anzeigen. 



Der Vorstand der Tiefbau-Benifsgenossenschaft. 
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23. 



Beruf s - Genossenschaft Nr. 64. 



Post- Auf gabestempel. V-/ • U- Nummer 




Postvermerk. 



Quittung über einmalige Zahlungen. 



Mark Pf, 



in Worten Mark' Pf, 

habe ich aus der Postkasse erhalten. 

(Des Empfängers Wohnort:) , den 190— 

(Des Empfängers Vor- und Zuname:) 

(Des Empfängers Stand:) 



Es wird hierdurch unter Beidrückung des Dienstsiegels bescheinigt*), 
daß vorstehende Unterschrift von dem in dem vorbezeichneten Orte wohn- 
haften Empfängers selbst vollzogen worden ist. 

_, den 190— 



(Dienstsiegel.) (Unterschrift.) 



Anmerkungen. 

*) Es genügt die Bescheinigung eines bei der Zahlung nicht beteiligten, zur Führung 
eines öffentlichen Siegels berechtigten Beamten (Bezirksvorsteher, Beamte der Armenpflege, 
Schiedsmann, Geistliche, Standesbeamte, Steuereinnehmer, Gemeinde-(Guts-)Vorsteher, Polizei- 
beamte, Kontrollbeamte der Versicherungsanstalt u. s. w.) unter Beidrückung des Dienstsiegels. 

Der Beglaubigung der Unterschrift bedarf es nicht, 

a) wenn die Quittung selbst von einer öffentlichen Behörde oder einem zur Führung 
eines öffentlichen Siegels berechtigten Beamten unter Beidrückung des Dienst- 
siegels vollzogen ist, 

b) wenn die Berufsgenossenschaft oder die Behörde, welche die Anweisung aus- 
gestellt hat, bei der Ausstellung der Anweisung auf die Beglaubigung der Unter- 
schrift verzichtet hat. 

Man es, Einführung in die Sozialversicherung. 4 



50 
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24- 



Berufsgenossenschaft Nr. 64. 
E.R 






Anweisung an die Post zu laufenden monatüclien Zalilungen. 



I. Vorname, Name, Stand, Wohnort 
(Kreis oder Amt, Regierungsbezirk, 
Staat) und Wohnung des Empfängers. 

II. zu zahlende Renten: 

a) einmalig sofort: 

b) fortlaufend am Ersten jeden Mo- 
nats für — ^ 



III. Angabe der Bescheinigungen, mit 
welchen die Quittungen versehen 
sein müssen: 



Wilmersdorf, den 



a) für die Zeit vom 



19- 



in Worten 
b) vom 1. 



19- 



Mk. 



bis 
Pf.. 



19- 



Mk. 



ab monatlich 



Pf., in Worten 



Angabe etwaiger Kürzungen: 



Die Quittungen sind von einem bei der Zahlung 
nicht beteiligten, zur Führung eines öffentlichen 
Siegels berechtigten Beamten (Bezirksvorsteher, Be- 
amte der Armenpflege, Schiedsmann, Geistliche, 
Standesbeamte, Steuereinnehmer, Gemeinde-(Guts-) 
Vorsteher, Polizeibeamte, Kontrollbeamte der Ver- 
sicherungsanstalt u. s. w.) unter Beidrückung des 
Dienstsiegels mit einer Bescheinigung zu versehen, 
welche ergibt: 

a) daß die Quittung von der zu I genannten Person 
eigenhändig vollzogen worden ist, 

b) daß die zu IIb genannte — Person am Ersten 

des Monats nocn am Leben war—, 

c) daß die zu IIb genannte Witwe des Verun- 
glückten seit dem Tode ihres Ehemannes sich 
nicht wieder verheiratet hat. 

19--- 



Der Vorstand der Tiefbau- Berufsgenossenschaft. 



Name der zahlenden Postanstalt : 



(Siegel.) 



(Unterschrift.) 



(Vermerke der O. P. D.) 



Vermerke der Postanstalten. 



Eingangsvermerk 



zogen nach 



Der Zahlungsempfänger ist ver- Die Rente ist ge- ' Unterschrift des 



zahlt bis Ende Postamtsvorstehers 
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25. 
Berufsgenossenschaft Nn 64. 

Postvermerk. 



Post- Auf gabestempel. ^y • U- Nummer 




Rentenquittung, f) 

Mark Pf., 



in Worten .— Mark Pf., 

habe ich für den Monat (das Vierteljahr) 190 — aus 

der Postkasse erhalten. 



(Des Empfängers Wohnort:) , den 190- 

*) (Des Empfängers Vor- und Zuname :) 

(Des Empfängers Stand:) 



Es wird hierdurch unter Beidrückung des Dienstsiegels bescheinigt,**) 

1. daß vorstehende Unterschrift von dem in dem vorbezeichneten Orte 

wohnhaften Empfänger selbst vollzogen worden ist, 
2.***) daß : 



am 1. : 190 am Leben gewesen ist. 

3.****) daß diejenige Person, von welcher vorstehende Unterschrift vollzogen 
ist, seit dem Tode ihres Ehemannes sich nicht wieder verheiratet hat. 

, den 190— 



(Dienstsiegel.) (Unterschrift.) 



Anmerkungen. 

t) Der Beglaubigung der Unterschrift bedarf es nicht, wenn die Quittung selbst von 
einer öffentlichen Behörde oder einem zur Führung eines öffentlichen Siegels berechtigten Be- 
amten unter Beidrückung des Dienstsiegels vollzogen ist. 

*) Zu vollziehen von dem Rentenberechtigten, sofern zu seinen Händen zu zahlen ist, 
andernfalls von derjenigen Person, zu deren Händen an seiner Statt zu zahlen ist (Vormund, 
Pfleger u. s. w.) 

**) Es genügt die Bescheinigung eines bei der Zahlung nicht beteiligten, zur Führung 
eines öffentlichen Siegels berechtigten Beamten (Bezirksvorsteher, Beamte der Armenpflege, 
Schiedsmann, Geistliche, Standesbeamte, Steuereinnehmer, Gemeinde-(Guts-)Vorsteher, Polizei- 
beamte, Kontrollbeamte der Versicherungsanstalt u. s. w.) unter Beidrückung des Dienstsiegels. 

***) Auszufüllen mit dem Namen des Rentenberechtigten, soweit an seiner Statt zu 
Händen einer anderen Person (Vormund, Pfleger u. s. w.) zu zahlen ist, anderenfalls zu 
durchstreichen. 

****) Die Bescheinigung 3 ist nur abzugeben, wenn Witwenrente gezahlt wird, anderen- 
falls zu durchstreichen. 

Sofern die Quittung nicht von der entschädigungsberechtigten Witwe, sondern von einer 
anderen Person (Vormund, Pfleger u. s. w.) vollzogen ist, anstatt der Worte .daß diejenige 
Person, von welcher vorstehende Unterschrift vollzogen ist*, anzugeben, .daß die Witwe N. ^^■ 
(namentlich zu bezeichnen)- 

4* 
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n. Unfallversidiemng (26). 



26« 



Verffigung zu Nr. 




1. Retentakten sind zu bilden aus 
den vorhandenen Berufsakten _ 
einer Abschrift 



2. Dann gehen die zu vervollständigenden Akten mit 
nachstehendem Antrage 



An 
das Schiedsgericht für Arbeiterversicherung 

zu 



In der Unfallversicherungssache 

des 



betreff, den Unfall vom 



beantragen wir gemäß § 88 Abs. 3 und § 90 
^bs. 1 des Gewerbe -Unfall -Vers. -Ges. er- 
gebenste die bisherige Rente von monatlich 
M. für Proz. Erwerbsbeschrän- 
kung auf eine solche für Proz mit mo- 
natlich (vierteljährlich) M. herab- 
zusetzen, aufzuheben und im Wege der einst- 
weiligen Verfügung anzuordnen, daß die 
fernere Rentenzahlung bis zur rechtskräftigen 
Entscheidung über unseren Antrag nach dem 
beantragten Prozentsatze erfolge eingestellt 
werde. 



Gründe 



•Abschrift dieses Antrages und unsere Akten fügen wir bei. 



3. Not. im Berufungsregstr. 



Wilmersdorf, den 



190. 



Der Vorstand. 
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Nr 27^ 

An 



Veränderungsanzeige über RentenbezQge. 

(§87 des Qewerbe-Unfallverslcherungsgesetzes). 



Der Rentenempfänger. 



.verzogen. 



bezieht an Stelle seiner bisherigen Rente vom ab eine 

monatliche vierteljährliche Rente von Mk. für Proz. Erwerbs- 
unfähigkeit, 
bezieht vom ab keine Rente mehr. 

Der Vorstand der Tiefbau-Berufsgenossenschaft 



Aktenzeichen ^' 

An 



Auf den am- hier eingegangenen Antrag auf 

Erhöhung der Ihnen durch für Proz. Erwerbs- 
beschränkung gewährten Rente teUen wir Ihnen mit, daß eine erneute Prüfung 
Ihres Entschädigungsanspruches nur dann erfolgen kann, wenn durch ein ärztliches 
Zeugnis oder sonst in geeigneter Weise glaubhaft gemacht wird (Bescheinigung 
des Gemeindevorstehers oder auch glaubwürdiger Privatpersonen), daß in Ihrem 
Zustande seit der Rentenfeststellung eine mit dem Unfälle in ursächlichem Zusammen- 
hang stehende wesentliche Veränderung (Verschlimmerung) eingetreten ist. 

Dte Beibringung des ärztlichen Zeugnisses bezw. der Bescheinigung muß Ihnen 
hiernach überlassen bleiben. 

Der Vorstand der Tiefbau-Berufsgenossenschaft 
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IL Unfallversicherung (29). 



29. 



Berufsgenossenschafl Nr. 64. 
E.R 






Anweisung an die Post 
zur Einstellung von Rentenzahlungen. 



1 



Die Anweisung vom 

Mark Pf. monatlicher (vierteljährlicher) Rente an 



zur Zahlung von 



zu. 
für 



kommt mit Ablauf des Monats 

vom 



Für den Monat (das Vierteljahr) 
noch der Betrag von Mark 



190- in Wegfall. 
190_ ist nur 



Pf. zu zahlen. 



Der Zahlungsempfänger wohnt seit*) 
dortigen Bezirk. 

Wilmersdorf, den 



190— im 



190 



Der Vorstand der Tiefbau - Berufsgenossenschaft. 



(Siegel.) 



(Unterschrift.) 



Name der zahlenden Postanstalt : 



*) Nur auszufüllen, wenn der Empfänger seit dem Be- 
stehen der Eingangs bezeichneten Zahlungsanweisung 
in einen anderen Ober-Postdirektionsbezirk verzogen ist. 



(Vermerke der O. P. D.) 
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30. 

Allgemeiner Knappschafts - Verein zu Boctium. 

(Inhaber hat bei Neu - Anlegungen die Knappschafts - Satzungen zu beanspruchen.) 

Der geboren 

am J . wohnhaft zu 

bis zum als 

auf -_ beschäftigt, ist hinsichtlich seiner Taug- 
lichkeit zur Bergarbeit zu untersuchen. 

Zeche Schacht 

den 19_ 

(Unterschrift des Betriebsführers, Revierssteigers) 



Auf der Zeche zu leistende Unterschrift des zu Untersuchenden: 



Ich versichere durch eigenhändige Unterschrift, daß ich wissentlich nichts 
verschwiegen habe, was zur Beurteilung meines Gesundheitszustandes von 
Wert ist. Es ist mir bekannt, daß ich durch unrichtige Angaben den All- 
gemeinen Knappschafts-Verein und die Zeche hinsichtlich der Kranken- und 
Unfallversicherung schädigen kann. 

Beim Arzt zu leistende Unterschrift des Untersuchten: 



Der ist heute von mir ärztlich unter- 
sucht, gesund und arbeitsfähig (arbeitsunfähig) (das nicht Zutreffende 

ist zu durchstreichen) im Sinne der Satzungen befunden worden. Etwaige 
Fehler? Brüche, Krampfadem, Verkrümmungen, Erscheinungen von Anämie etc. 

Trachom ist vorhanden. 

Die Annahme kann erfolgen. 

, den 190 



Der zuständige Knappschafts-Arzt : 
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31 



den 190- 



Antrag 

des Unfallinvaliden 



zu 



auf Gewährang einer Unfallrente bezw. Er- 
höhung derselben. 



Ich bin am- 

auf Zeche 

verletzt. 

Seit dem - 



haben sich die Folgen der Verletzung ver- 
schlimmert und bitte ich daher um eine ander- 
weitige Festsetzung meiner Unfallrente. 



Die Verschlimmerung besteht in: 



An Der Knappschaftsarzt: 

den Vorstand der Sektion II 
der Knappschafts-Benifsgenossenschaft 

Bochum. 

32. 



Allgemeiner Knappschafts-Verein zu Bochum. 

(In jedem Falle dem Boten zur Aushändigung an den Revier-Knappschaftsarzt vollständig 

ausgefüllt mitzugeben.) 

Der Bergarbeiter wohnhaft zu 

in der Behausung des ist heute Vor- (Nach)- mittag — Uhr beschädigt. 

Die Beschädigung besteht 

1 _ ■ ■ _ _ _ _■ _ 

Der Beschädigte befindet sich 



Um schleunigen Besuch des Beschädigten und Anfertigung des Verletzungsberichts ersuche 
ich ergebenst. 

Zeche , den 190 — 



An 

den Knappschaftsarzt ^^' Betriebsffihrer; 

Herrn Dr. 

zu 
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33. 



Ärztlicher Bericht 

über den Bergmann 

aus 



A. Befund bei der Aufnahme am 

1. Körpergewicht: 

2. Lungen (Tuberkelbazillen?): 

3. Herz: 

4. Verdauungsorgane: 

5. Central-Nervensystem : 

6. Haut: 

7. Gelenke: 

B. Befund bei der Entlassung: _ 

1. Körpergewicht: 

2. Lungen (Tuberkelbazillen?): 

3. Herz: 

4. Verdauungsorgane: 

5. Central-Nervensystem: 

6. Haut: 

7. Gelenke: 

8. Besondere Bemerkungen: 

9. Schlufigutachten : 

Der . ist wegen 

(Diagnose der Krankheit) 

im hiesigen Kurorte behandelt 



und am .geheilt* — .gebessert* — 

.ungeheilt' entlassen worden. 

den 190— 



Dr. med». 



34. 

Unfallakten-Nr Letzte Knappschafts-Gesch.-Nr 

Mitteilung 

an den Vorstand des Allgemeinen Knappschafts -Vereins 

über 

Festsetzung, Minderung, Aufhebung, Einstellung oder Ablehnung einer 

Unfallrente. 

Für den am '. verletzten Bergmann 



zu Straße Nr. 



wird vom 190— ab die Unfallrente auf jährlich 

M. für Proz. Erwerbsverminderung festgesetzt, gemindert, aufgehoben, 

eingestellt, abgelehnt. 

Gründe (nur bei Einstellungen oder Ablehnungen auszufüllen): 



Die Akten sind weggelegt. Bescheid ist nicht erteilt. 

Bochum, den 190 — 

Verwaltungsdirektor. 
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35. 



^ den 190- 



Der Bergmann 



zu erlitt am 



auf Zeche einen Betriebs -Unfall, 

bestehend in 



Die Erwerbsfähigkeit ist jetzt nach Ablauf von vier Wochen nicht 
wieder hergestellt 

Der Knappschafts -Arzt: 



36. 



Bochum, den 190 — 



Ihr Anspruch auf 



für die Zeit vom bis 



ist anerkannt. — Die Auszahlung des Krankengeldes wird im Zahltermine 

am zu oder auch gegen 

Vorzeigung dieser Karte und zwar innerhalb 8 Tagen nach Zustellung der- 
selben auf unserm Knappschafts-Zweigbureau zu 

Vorm. 8—10 Uhr erfolgen. 

Ffir den Vorstand des Allgemeinen Knappschafts - Vereins 

Die Verwaltung: 

Gesch. -Nr. 
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37. 



Rentenzeichen: 



U 



Konzept 



Mitteilung 

über anderweitige Festsetzung der Unfallentschädigung. 



In der Unfallentschädigung des Unfall-Invaliden - 

der Unfall-Waise — , _ 

geboren am , ist eine Änderung eingetreten. 



der Unfall-Witwe — 
Klasse, Nr , 



ab 



Die Änderung besteht darin, daß vom 



An Abteilung IX. 



Reinschrift entnommen: 



Bochum, den 



Abteilung 



190— 



Rentenzeichen: 



U 



Mitteilung 

über anderweitige Festsetzung der Unfallentschädigung. 



In der Unfallentschädigung des Unfall-Invaliden - 

der Unfall-Waise — , _ 

geboren am , ist eine Änderung eingetreten. 



der Unfall-Witwe — 
Klasse, Nr. _ . , 



Die Änderung besteht darin, daß vom 



ab 



Bochum, den 



190- 



An Abteilung IX. 



Abteilung 
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38. 



Allgemeiner Knappschafts -Verein Zahlstelle 

zu Bochum. 

Bericht 

über den Tod eines Knappschafts - Mitgliedes infolge einer in der Berufs- 
arbeit erlittenen Beschädigung. 

, den 190— 



Der unter Nr. der Klasse (Bochumer -Essener -Mülheimer Rolle) einge- 
schriebene Bergmann — Berginvalide 

zuletzt beschäftigt gewesen auf Zeche Schacht 

als wohnhaft zu 



Straße Nr. im Kurbezirke des Dr. ist 

am 190 — infolge einer in der Berufsarbeit am 190 — 

erlittenen Beschädigung, bestehend in gestorben. 

1. Der Verstorbene ist geboren am 18 zu 

Kreis Provinz (bei Ausländem Staat). 

2. Hinterläßt Witwe (Vor- und Zuname derselben) 

und Kinder unter 14 Jahren. 

3. Das Begräbnis wird von besorgt. 

4. Der Verstorbene gehörte zur (in Buchstaben) Lohnklasse. 

5. Besondere Bemerkungen (z. B. ob reichsges. Invaliden- oder Altersrente bezogen wurde) 

Der Knappschafts-Alteste : 



Wenn der Verunglückte keine Witwe und keine Kinder hinterläßt, ist anzugeben, 
ob er bedürftige Eltern oder Geschwister hinterläßt und wo dieselben wohnen. 



Verffigung. 

Zu 1 gesch. 1. Das Sterbegeld beträgt M 



Hiervon sind — anzuweisen — durch das Zweigbureau gezahlt — 

M. für — an 

M. für — an 

Zu 2 gesch 2. Der gesamte Betrag ist bei der Knappschafts-Berufsgenossenschaft 

zur Erstattung anzumelden — vgl. anl. Kopie — (Vordr. IV 125). 

Zu 3 gesch 3. An — laut Kopie. 

Zu 4 gesch. 4. Anmelde- Verzeichnis ist nachzutragen, 

A. V. Nr 

Zu 5 gesch 5. Rolle und Verzeichnis der Verunglückten sind zu berichtigen. 

Zu 6 gesch 6. Vordruck 11 62 ist auszufertigen. 

Zu 7 erl. 7. An Abt. IX. 

8. 

Bochum, den 190 — 

Ffir den Vorstand 
des Allgemeinen Knappschafts-Vereins. 

Die Verwaltung. 
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39. 



Allgemeiner Knappschaftsverein 

zu Bochum. Bochum, den 190 

.Fernsprechanschluß Nr. 177. 

An 
Laufende Nr. des Anmeldebuches. 

Gesch.-Nr dcH Vorstand der Sektion II 



der Knappschafts-Berufs- 
genossenschaft 

Bochum. 



Den Hinterbliebenen des am auf 

Zeche verletzten Bergarbeiter 

von — Unf.-Akt. Nr — zahlen wir 

vom 19 ab monatlich: 

a) Witwenrente — M. 

b) Kindergeld für Kinder ä M. = M. 

Von diesem Tage ab erheben wir Anspruch auf die 

Unfallrente, soweit sie niedriger ist als die Witwenrente und 
das Kindergeld, andernfalls in Höhe genannter Beträge. 
Wir bitten um Überweisung. 



Für den Vorstand 
des Allgemeinen Knappschafts-Vereins. 

Die Verwaltung. 
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II. Unfallversicherung (40). 



40. 



Gesch. - Nr. 



XX. 



Aktenzeichen- 



Verfg, 

1. An Abt. VIII zur Prüfung der vorseitigen 
Rentenberechnung. 

2. Die Witwe des am 190 



Entscheidung der Verwaltung, im Bergbaubetriebe tötlich verletzten 



-_, vom / 190 - 



Die Witwe 



wird mit Wirkung vom 



190- 



als rentenberechtigt anerkannt; die Witwen- 
rente von Mk. und Kindergeld für 

— Kinder je Mk. monatlich wird 

gewährt unter dem Vorbehalt, 

a) daß seitens der Sektion 2 der Knapp- 
schafts-Berufsgenossenschaft ein entschä- 
digungspflichtiger Betriebsunfall aner- 
kannt wird, 

b) daß kein AusschlieBungsgrund nach § 8 
des Gewerbe - Unfall - Versicherungsge- 
setzes festgestellt wird. 

Bochum, den 190- 



Vorstehende Entscheidung der Verwaltung 

ist von dem Geschäftsausschusse 

am 190- bestätigt 

worden. 



geborene 
zu 



beantragt die Gewährung einer Witwen- 
rente. 

Die Witwenrente beträgt monatlich 

Mk., das Kindergeld für 

Kinder je Mk , zu- 

Mk., zahlbar vom 

ab. 



sammen 



Dem Geschäfts-Ausschuß 



vorzulegen. 

Es dürfte zu entscheiden sein: 
Die Witwe ■ 



Bochum, den 



190- 



wird mit Wirkung von 

190— als rentenberechtigt anerkannt; die 
oben angegebene Rente wird gewährt unter 
dem Vorbehalt, 

a) daß seitens der Sektion 2 der Knapp- 
schafts - Berufsgenossenschaft ein ent- 
schädigungspflichtiger Betriebsunfall 
anerkannt wird, 

b) daß kein Ausschließungsgrund nach 
§ 8 des Gewerbe-Unfall-Versicherungs- 
gesetzes festgestellt wird. 

Bochum, den 190 



Abteilung XX. 



Abteilung XX. 
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A. Ermittelung des Dienstalters. 

ist eingeschrieben: 



zur I. stand. Klasse Nr. 



am 



zur II. B.-Abt. am 



sodaß sich bis zum 31. März 1899 ein Dienstalter von Jahren 

ergibt. Vom Dienstalter geht ab die Zeit 

der früheren Invalidität vom bis « Jahre 

Löschung 
Beurlaubung 






I» 

» 





n 



mithin verbleibt ein Dienstalter von Jahren 

gleich — — Beitragswochen. 



Hierzu kommen die in der unständigen Klasse § 80,^ anrechnungs- 
fähigen 52 Beitragswochen, sodaß sich das Dienstalter bis zum Inkraft- 
treten dieser Satzungen am 1. April 1899 auf 

berechnet. 

Nach dem Inkrafttreten der Satzungen sind hinzuzurechnen 
a) in der Zeit vom bis 



Beitragswochen 



— - Wochen 



b) für anrechnungsfähige Krankfeierzeiten in der Zeit vom 
bis 



c) für anrechnungsfähige Militärdienstzeit die Zeit vom - 
bis 



Dienstalter 
Von dem Dienstalter geht nach dem 1. April 1899 ab die Zeit 



Beitragswochen. 



der früheren Invalidität vom 
, Löschung 
Beurlaubung 
Fehlzeiten 



bis 



if 

n 



n 



n 



= Wochen 



n 
n 
m 



bleibt Gesamt-Dienstalter Beitragswochen. 



Bemerkungen : 



B. Berechnung der Witwenrente. 

Die Witwenrente beträgt nach § 20,^ der Satzungen Vs der Berginvalidenrente. 

Die Berginvalidenrente setzt sich zusammen aus: 

1. Grundbetrag M. 110.— 

2. Beitragswochen zu Pf M 

Zusammen M jährlich. 

^3 vom Jahresbetrage der Berginvalidenrente . . — M. ^ Witwenrente jährlich 

oder M monatlich 

zahlbar ab . 

Der abgerundete Betrag für mehr als 2250 Beitragswochen ist . M 

Kindergeld beträgt für jedes Kind M 

. war beitragsfreies Mitglied ; die Witwenrente beträgt daher nach 

§ 25 der Satzungen monatlich 10.— M. 

Richtig: 
Bochum, den 190 — Bochum, den 190 
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41. 



Mitgliederklasse 

Nr.— 



Rentenzeichen- 



U 



18 



Personalbogen 

zur Festellung der von der Berufsgenossenschaft ffir den Allgemeinen 
Knappschaftsverein geleisteten Zahlungen und der schwebenden Ersatzansprüche. 



Name:- 



Vomame:- 



Verletzt am- 
Dienstalter . 



-ten 



Wochen ; 



M. 



Geburtstag und Jahr: 
Geburtsort: 



18 auf Zeche :- 

rente 



Mk.; Kindergeld je 



Kinder: 1.. 
2.- 
3.. 

4.. 



geb.- 



» 




9.- 
10.- 
11- 
12- 



-geb. 



1» 



Unfallrenten 

1. vom 

2 

3. . 

4. . 



M. 



■ 
» 



5. vom 

6. . 

7. . 

8. y, 



M. 



» 



10. vom 

11. . 

II : 

14. . 



M. 






Knappschaft- 
licne Lei- 

Zeitraum!! ''*""g«" 



Rente 
M. 



Kinder- 
geld 



"DleTBerufs^ 

genossen- 

schaft zahlt 

für den 
Knappschafts- 
verein 



Rente 
M. 



Kinder- 
geld 

M. 



"Bleibt un- 
mittelbare 
Zahlung 
an die 
Renten- 
berechtigten 

Rente 



M. 



Kinder- 
geld 

M. 



Leistung für 

welche noch 

Ersatz zu 

fordern ist 



Hiervon sind gedeckt: 



Durch 
Überweisung 



Rente 
M. 



Kinder- 
geld 

M. 



Rente 
M. 



Kinder- 
geld 

M. 



Durch 
Aufrechnung 



Rente 
M. 



Kinder- 
geld 

M. 



II. Unfallversicherung (42). 
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42. 


Schiedsgericht r^ . ^ ^ 

ö Dortmund, den 

ffir Arbeiterversicherung 


190 


des 




Allgemeinen Knappschafts - Vereins 




in Bochum. 




Es wird gebeten, am Anfang aller weiteren 
Schriftstücke das nachstehende Aktenzeichen 

anzugeben. 

I 





In der Unfallversicherungssache de 



in 

hat der 

gegen den Bescheid des Sektionsvorstandes vom 

190 die Berufung angemeldet. 

Dem Sektions-Vorstande lasse ich beifolgend eine Abschrift der 
Berufung mit der Aufforderung ergebenst zugehen, die auf den 
streitigen Entschädigungsanspruch bezüglichen Akten und Vorver- 
handlungen binnen einer Frist von zwei Wochen, eventuell unter 
Beifügung einer in zwei Exemplaren ausgefertigten Gegenschrift 
(§ 9 der Verordnung vom 22. November 1900) nach hier einzusenden. 



Der Schiedsgerichts - Vorsitzende; 



An 

den Vorstand der Sektion 2 der 
Knappschafts - Benifsgenossenschaft 

in 

Bochum^ 

Gegen Rückschein! 

Man es, Einführung in die Sozialversicherung. 



66 II. Unfallversicherung (43). 

43, 



Schiedsgericht 

ffir Arbeiterversicherung 

des 

Allgemeinen Knappschafts - Vereins 

in Bochum. 



Dortmund, den 190 



Es wird gebeten, am Anfang aller weiteren 
Schriftstücke das nachstehende Aktenzeichen 

anzugeben. 

I 



In Ihrer Berufungssache gegen den Vorstand der Sektion II 
der Knappschafts - Berufsgenossenschaft ist ein Termin zur Beweis- 
aufnahme und weiteren mündlichen Verhandlung auf 

, den 190 , mittags Uhr 



im Geschäftslokale der Knappschafts-Berufsgenossenschaft in Bochum, 
Albertstraße Nr. 18, anberaumt worden. 

Im Falle Ihres Ausbleibens wird nach Lage der Akten ent- 
schieden} werden.'g Dabei wird Ihren Ansprüchen, soweit sie be- 
gründet sind, die gebührende Berücksichtigung von Amts wegen 
zuteil werden. Wird Ihr Erscheinen als erforderlich erachtet, so kann 
Ihnen eine Reiseentschädigung zugebilligt werden. 



Der Schiedsgerichts -Vorsitzende. 

Beglaubigt. 
Der vereidigte Protokollführer. 



An 



in 

Einschreiben. 
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44. 



Öffentliche Sitzung 

des 

Schiedsgerichts für Arbeiter- 
versicherung 

des 

Allgemeinen Knappschafts-Vereins 

in Bochum. 



Anwesend : 

1. als Vorsitzender: 

Der Geheime Bergrat und Oberbergrat 
aus Dortmund. 

2. als Beisitzer und zwar: 

a) aus der Zahl der Arbeitgeber: 

der 



der 



b) aus der Zahl der Arbeitnehmer: 
die Knappschaftsältesten: 
Bergmann 



und 



Bergmann 



3. als vereidigter Protokollführer: 
der Schiedsgerichts -Sekretär - 
aus Dortmund. 



Verhandelt 



Bochum, den 190 



In der Unfallversicherungssache de 



zu , Berufenden 

gegen den Vorstand der Sektion II der Knapp- 
schafts-Berufsgenossenschaft, wegen 



erschienen im heutigen Termine zur münd- 
lichen Verhandlung nach Aufruf der Sache: 
1. seitens de. ... Berufenden: 



2. für den Sektionsvorstand : 

aus Bochum 

durch General-Vollmacht legitimiert. 

Aus dem Inhalt der Verhandlung ist zu 
bemerken : 

Das Sachverhältnis und der auf den strei- 
tigen Anspruch bezügliche Inhalt der Akten 
wurde vorgetragen. 

Demnächst verhandelten die Parteien nach 
Maßgabe ihrer Schriftsätze. 



Das Gericht zog sich zur Beratung zurück. 

Es wurde hierauf — der Beschluß — die Entscheidung — öffentlich wie folgt ver- 
kündet : 



V. 



w. 



o. 
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45. 

Entscheidung 

des 

Schiedsgerichts für Arbeiterversicherung 

des Allgemeinen Knappschaftsvereins zu Bochum. 



In Sachen 



de 



Klägers, 



wider 
den Allgemeinen Knappschaftsverein zu Bochum, 

Beklagten, 

hat das für den genannten Verein errichtete Schiedsgericht in der Sitzung vom 

190 — , an welcher Teil genommen haben 

1. als Vorsitzender: - 



2. als Beisitzer und zwar, 
a) aus den Arbeitgebern : 



b) aus den Arbeitnehmern :. 



nach mündlicher Verhandlung für Recht erkannt: 



J 
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46. 



Umschlag zu J.-Nr. I 



zu der Verfügung des Reichs-Versicherungsamts vom 190 

Nr. la , betreffend die Rekursanmeldung de 



gegen das Urteil des Schiedsgerichts vom 190 . 



Verfügung. 

1. Die Akten des Schiedsgerichts in dieser Sache sind zu foliieren 
und auf ihre Vollständigkeit zu prtifen. 

2. Abschrift des vorwähnten Urteils ist anzufertigen. 

3. Sodann sind die Akten — Heft — 

und 

die Abschrift des Urteils kurzer Hand an das Reichs-Versiche- 

rungsamt abzusenden. (Reichs - Dienstsache.) 



Dortmund, den 190 

Z. K Nr 

mundiert Der Schiedsgerichts-Vorsitzende. 

abg 



III. Alters- und Invaliden- Versicherung. 



Vorderseite. 



1 



Bescheinigung 

fiber die Endzahlen aus der Aufrechnung der 
Quittungskarte Nr. ?^0^^^?1 



für d 

boren am 



zu 



Kreis (Amt) 



(Name der Anstalt, welche 

auf der aufgerechneten Karte 

verzeichnet ist.) 



Versicherungsanstalt ; 



ge- 



Dlese Bescheinigung ist sorgfältig aufzubewahren. 



Rflckseite. 



Zahl der Wochen 


I 
, für welche Beiträge entrichtet sind in i 

Lohnklasse: ' 


II 


III 


IV 


V 


Dauer bescheini 
vom 


gter Krankheiten 
1 bis einschließlich 




Dauer militärisch 
vom 


er Dienstleistung 
bis einschließlic 


:h 


- - 


















1 


1 

1 










1 
1 








) 





















Berlin, den 190- 



Landesversicherungsanstalt Berlin. 
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2. 



Antrag auf J-Rente> 

Name de Versicherten: 



Vorgänge nicht vorhanden — beigefügt. 

Vorkarten liegen — nicht — bei. 

(falls sie nicht beiliegen) sie lauten — nicht — auf Vers.-Anst Berlin. 







Renten-Registrator. 



Krankenfürsorge-Akten nicht vorhanden — beigefügt. 



-0- 



Quittungskarten Nr. 1 bis beigefügt. 



Akten sind geprüft. 
1. Rechtmäßige Versicherung liegt — nicht — vor — ist zweifelhaft. 



2. Versicherter ist nicht mehr — noch beschäftigt. 



3. Anwartschaft ist gewahrt — erloschen. 

4. Wartezeit ist — nicht — erfüllt. 

100 Pflichtbeiträge — Beiträge auf Grund der Berechtigung zur Selbstver- 
sicherung sind — nicht — nachgewiesen. 

Ob die Wartezeit erfüllt ist, erscheint zweifelhaft — hängt ab von der Fest- 
stellung, wann der Versicherungsfall eingetreten ist. 

5. § 15 Abs. 2 Satz 2 (Invalidität durch Betriebsunfall) 
§ 48 (Ruhen der Rente) 

§ 54 (Schadensersatzanspruch) 

kommt — nicht — möglicherweise in Betracht. 

Unfallakten liegen — nicht — bei. Unfallrentenverfahren schwebt. 

6. Versicherter ist volljährig — minderjährig — geschäftsfähig — geschäfts- 
unfähig — ; gesetzlicher Vertreter ist — nicht — bekannt. 

7. Bedenken aus § 146 (nachträgliche Entrichtung von Beiträgen) liegen — 
nicht vor - 

8. Sonstige Bedenken — bestehen nicht 



-0 



Renten-Expedient 



F. 209 an die- 



Ber.-Genossenschaft heute ab -0— 



Registr. IV zur Beifügung von Vorgängen. 
Arbeitgeber: 



Renten-Expedient. 



-0— 



Vorgänge nicht vorhanden — beigefügt. 

(Akten ) 



-0— 



72 



III. Alters- und Invalidenversicherung (2). 



Ermittelungen. 



Erforderlich ist 



heute ab 



a) Einforderung d.Qu.-Karten 
von der L.-V.-A 



b) Einforderung d. vorletzten 
Qu.-Karte von d 



c) Einforderung der Unfall- 
akten von der 



Ber. - Genossensch. 



dl Anfrage an d Arbeit- 
geber 



F. 511 



n 



-0 



e) Einforderung fehlender 
Schriftstücke von d. Ver- 
sicherten — Antragsteller 



f) Vernehmung d Ver- 
sicherten-Antragsteller üb. 



(Falls Zusatz erforderlich, ist 
bes. Verf.-Entwurf vorzulegen.) 



F. 793 



-0 



F. 8 
Termin 
am 





Erinnerung nach 
F. 80 heute ab 



F. 


187 


n 




F. 


.171 









F. 


357 









Mit Antwort pp. 
vorgelegt 



-0 







-0 



-0 
.0 
-0 

-0 



-0 



i| 



nicht erschienen: 

nochmals vorgeladen 

(unter einschreiben!) 

Termin am 





Verhandlung 
beigefügt 







zua — b — c — d — e: 



Nach Fristnotierung der ärztlichen Abteilung vorgelegt 



Renten-Registrator. 



.0 



Wieder vorgelegt. Kein Eingang. 



Erinnerung s. o, 



Renten-Registrator. 



-0 
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Auszug aus den Unfallakten. 




Arztliche Abteilung. 



Liegt ein Zusammenhang des gegenwärtigen 
Leidens mit einem Betriebsunfall vor? 



Ist durch den Betriebsunfall allein schon Er- 
werbsunfähigkeit im Sinne des Invalidenver- 
sicherungsgesetzes herbeigeführt? 

bezw. um wieviel Prozent ist die Erwerbs- 
fähigkeit durch den Unfall beschränkt? 



vorübergehend erwerbsunfähig seit 



dauernd erwerbsunfähig seit 



Nachrevision durch den Kontrollbeamten 
nach 



Arztliche Nachuntersuchung 



nach- 



Berlin, den 







Journal-Nr. II 







V. 



Formular-Gutachten vom Kreisarzt — Vertr.-Arzt für 

Leiden Hn. 

ist einzufordern. 



B., d.- 
Vorstand: 



-0 



1. Akten sind geheftet 

2. F. 121 mit F. 429 und Akten- 
an Dr 



heute ab. 



3. Weggelegt bis zum Eingange des Gutachtens ev. auf 8 Tage. 



Gutachten ist nicht eingegangen. 



1. Erinnerung nach F. 80 an Dr.- 
heute ab. 



2. Weggelegt bis zum Eingange des Gutachtens ev. auf 8 Tage. 



1. Gutachten notiert 

2. Mit Gutachten vorgelegt. 



-0 







Renten-Registrator. 







-0 



Renten-Registrator. 



-0 
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III. Alters- und Invalidenversicherung (2). 



Bewilligung der Rente. 

Anhörung der Besitzer ist erfolgt — nicht erforderlich. 
Begutachtung des Ruhens der Rente ist erfolgt. 



Renten-Expedient 



V. 



1. Ärztliches Gutachten des Dr 
ist zu bezahlen. 

2. Es ist festzusetzen 

K- Rente vom 



vom 



J - Rente vom 



-ab bis 
- ab bis 



vorübergehend erwerbsunfähig seit — 
dauema erwerbsunfähig seit 



Arbeiteinstellung — ärztl. Gutachten vom 
Tag der Antragstellung (§ 41 Abs. 1) 
Iß ' 



gemäß §41 Abs. 

unter Berücksichtigung des § 48 Abs. 1 Ziffer 1—2 — 3 — 4 

gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2. 
>ie A- Rente kommt zum Ruhen. 
Die K- Rente kommt in Wegfall 

3 Die Armendirektion 

erhält 



4. Nachrevision durch Kontrollbeamten nach 

5. Nachuntersuchung nach 



6. Wegen Umwandlung der K- in J-Rente nach 6 Monaten vorzulegen. 

B., d. 



Vorstand. 



I. (von der Renten -Registratur auszuführen) 

1. F. 720 beigefügt 

2. Arztliches Gutachten vom 

ist zur Bezahlung notiert 

3. Fristen zur Kontrolle — Nachunter- 

suchung 

Umwandlung notiert 

IL (von der Renten-Expedition auszuführen) 

1. Ansprüche eines Armenverbandes sind 
lt. Liste nicht angemeldet 

2. Qu. - K. aufgerechnet, Ersatztat- 
sachen eingetragen, Aufrechnungsbe- 
scheinigung beigefügt 

3. Form. 219 — 516 — 517 gefertigt und 
beigefügt 

4. Verfügungsentwürfe zu 

a) de— Rentenbescheide-- mit Be- 
rechnung und Zahlungsanw. nach 
F. 158-414 — 95 — 421 

b) der Überweisung an die Arm.-Dir. 

nach F. 439 

nebst Zahlungsanw. nach F. 95 — 
421—93 — 422 

c) der Einnahme - Ordre nach F. 291 

nebst Zahlungsanweisung 

F. 95 — 421 

d) der Wegfallanweisung nach F. 22 
-428 

für die Kanzlei angefertigt une vorgelegt 





III. Die Eintragung in die Rentenliste ist erfolgt 



IV. (von der Kanzlei auszuführen) 

1. Reinschriften zu II 4a — b — c — d 
sowie Abschrift de- - Rentenbescheide 
(II 4a) mit Überschrift .Abschrift für 
die untere Verwaltungsbehörde* ge- 
fertigt und heute abgesandt, zu a mit 



zu b mit 







2. F. 219 mit - - Bd. Akten an die Arm.- 
Dir. heute ab 





3. F. 516 — 517 
die 



heute ab 
4. Qu.-Karte 
sehen 



mit Bd. Akten an 

— Berufsgenossenschaft 

- mit Dienststempel ver- 
^0 



5. Abschrift der Pflegschaftsbestallung für 
die Akten gefertigt 

V. Für die Statistik notiert 

VI. Qu.-Karte entwertet ^0 

VIL (Das Unzutreffende ist von dem Expedi- 
enten zu streichen). 

Wiedervorgelegt. 

Weggelegt auf 2 Monate (vom Tage der 
Absendung des Rentenbescheides ab). 



Journal-Nr. II 



-0 
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Ablehnung. 

a) Versicherung ist nicht zu Recht erfolgt, d) Erwerbsunfähigkeit liegt nicht vor. 
e) Erwerbsunfähigkeit ist nicht dauernd und 

b) Anw artschaft ist nich t ge wahrt: S?crnichf26 Wo^i^^iTiani^ ~ "'° 

sind nicht 47-20-40 Beitragswochen *^ Erwerbsunfäh igltejt -^vortb ergehend seit 
nachgewiesen. Eine neue Wartezeit ist . . j,,,^», o;«^« n^r«lKL,«*«ii »i^^k^j 

nachdem Erlöschen der Anwartschaft nicht- " ,« ^K Ar2 HS""*'" 

^""*"- Unfallrente ist vom ab in 

c) Wartezeit ist nicht erfüllt: Höhe von also in einem die 

nur Beitragswochen. J.-Rente übersteigenden Betrage bewilligt. 

Ärztliches Gutachten liegt — nicht — vor. 

Anhörung der Beisitzer ist erfolgt — nicht erforderlich. 



Renten-Expedient. 



V^ 

1. Ärztliches Gutachten des Dr vom ist zu bezahlen. 

2. Anspruch auf J — K — Rente wird abgelehnt. 

Dauernd erwerbsunfähig seit 

B., d. 

Vorstand. 



I. (in der Rentenregistratur auszuführen). 
Ärztliches Gutachten vom ist 

zur Bezahlung notiert 

II. (in der Rentenexpedition auszuführen). 

1. Qu.-K. aufgerechnet. Aufr.-Besch. beigefügt 

2. F.220 — 517 gefertigt und beigefügt 

3. Verfügungsentwurf nach F. 372 — 778 — 614 für 

für die Kanzlei gefertigt und vorgelegt 

III. (in der Kanzlei auszuführen). 

1. Reinschrift des ablehnenden Bescheides ge- 
fertigt und mit heute abgesandt 

2. F. 2^ mit ^ Bd. Akten an die Armendirektion 

zu heute abgesandt 

3. F. 517 mit Bd. Unfallakten an die 

Ber.-Genossenschaft heute abgesandt 

4. Reinschrift des F. 778 vor der Absendung mit 

F. 443 versehen 

5. Abschrift des ablehnenden Bescheides für die 

untere Verw.-Beh. beigefügt 

6. Qu.-Karte - mit Dienststempel versehen 

IV. Für die Statistik notiert 

V. Qu.-Karte entwertet 

IV. (Das Unzutreffende ist von dem Expedienten zu streichen). 
Wiedervorgelegt. 
Weggelegt auf 2 Monate (vom Tage der Absendung des Rentenbescheides ab). 
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Rentenzeichen: 

3i 



Invalidenrente. 



J. I 18 

An 



I. Bescheid. 



zu 

Berlin. 



Gemäß § 112 Absatz 4 des Invalidenversicherungsgesetzes 
vom 13. Juli 1899 wird Ihnen der Bescheid erteilt, daß der von 
Ihnen angemeldete Anspruch auf Invalidenrente (§ 15 Absatz 2 
a. a. O.) anerkannt worden ist. 

Sie erhalten vom 1 ab 

eine jährliche Invalidenrente, die nach der umstehenden Berechnung 

Mark Pfennig, 

in Worten (Betrag zu wiederholen) beträgt. 

Die Rente wird Ihnen in Monatsbeträgen vo n Mark 

Pfennig im voraus nach Ausfüllung eines der beifolgenden 




Quittungsmuster am 1. eines jeden Monats durch die Postanstalt 
Ihres Wohnorts (Wohnung) ausgezahlt werden. Der für die Zeit 

vom bis 1 

zu zahlende Betrag beläuft sich auf 

Mark Pfennig 

und kann einige Tage nach Empfang des Bescheides bei der 
Post erhoben werden. 

Gegen diesen Bescheid kann gemäß § 114 des Gesetzes inner- 
halb eines Monats nach der Zustellung die Berufung bei dem 
Schiedsgericht für Arbeiterversicherung Stadtkreis Berlin zu Berlin, 
Lützow-Straße 111/112 eingelegt werden. 

Anlagen: Aufrechnungsbescheinigungen 

Die in Quittungskarte Nr befindlichen Marken 

konnten bei der Renten- 



berechnung nicht berücksichtigt werden, da dieselben für eine 
Zeit nach Eintritt Ihrer dauernden Erwerbsunfähigkeit verwendet 
sind. Der Erstattung des Wertes dieser Marken an die an der 
Beitragsleistung Beteiligten wird nach Rechtskraft des Bescheides — 
jedoch nicht vor Ablauf von zwei Monaten — auf Antrag näher 
getreten werden. 



III. Alters und Invalidenversicherung (3). 
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IL Berechnung, 

Die Jahresrente setzt sich zusammen aus: 

1. 50,00 Mark Reichszuschuß (§35), 

2. „ Grundbetrag (§ 36 Absatz 2 und 3, § 40 Absatz 1), 

3. „ Rentensteigerung (§ 36 Absatz 4 und 5, § 40 Absatz 1), 

Mark, abgerundet gemäß § 38 auf 
Mark. 



zusammen 



Der Grundbetrag (Ziffer 2), dessen Berechnung stets 500 Beitrags- 
wochen zu Grunde zu legen sind, ergibt sich wie folgt: 



In Rechnung gezogene Beitragswochen 



1. 



Summe 



in Lohnklasse I 

in Lohnklasse II (einschließlich Doppelmarken) 

in Lohnklasse III 

in Lohnklasse IV 

in Lohnklasse V 

für die Dauer bescheinigter Krankheiten (§ 40) 

für die Dauer militärischer Dienstleistungen (§ 40) 

Ergänzungswochen in Lohnklasse I (§ 3ö Absatz 3) 



Anzahl 
2. 



anzurechnen 

Pfennig') 

3. 



Spalte 3 

Mark 
4. 




*) Die Zahlen in Spalte 3 ergeben sich bei Teilung der Grundbeträge (Lohnklasse I : 
60 Mark, Lohnklasse II: 70 Mark, Lohnklasse III : 80 Mark, Lohnklasse IV: 90 Mark, 
Lohnklasse V : 100 Mark) durch 500. 



Die Rentensteigerung (Ziffer 3) berechnet sich wie folgt: 



Überhaupt nachgewiesene Beitragswochen 



I. 



in Lohnklasse I 

in Lohnklasse II (einschließlich Doppelmarken) 

in Lohnklasse III 

in Lohnklasse IV 

in Lohnklasse V 

für die Dauer bescheinigter Krankheiten (} 40) 

für die Dauer militärischer Dienstleistungen (§ 40) 



Summe . . 




Steigerungs- 
satz für jede!Spalte 2 mal 



Beitrags- 
woche in 
Pfennig 



3 
6 
8 
10 
12 
6 
6 



Spalte 3 

Mark 

4. 
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III. Alters- und Invalidenversicherung (3). 



HL Zahlungsanweisung zu laufenden Zahlungen. 

Versicherungsanstalt Nr. 3. 



I. Vorname, Name, Stand, Wohnort 
(Kreis oder Amt, Regierungsbezirk, 
Staat) und Wohnort des Empfängers : 



in Berlin, 



-Straße Nr. 



II. zu zahlende Renten: 
a) einmalig sofort: 



a) für die Zeit vom 



19 



Mark 



bis 
Pf-, 



in Worten (Betrag wiederholen). 



b) fortlaufend am Ersten jedes Mo- 
nats für 



b) vom 1. 



Mark 



wiederholen). 

Angabe etwaiger Kürzungen: 



19 — ab monatlich 



Pf., in Worten (Betrag zu 



III. Angabe der Bescheinigungen, mit 
welchen die Quittungen versehen 
sein müssen: 



Die Quittungen sind von einem bei der Zahlung 
nicht beteiligten, zur Führung eines öffentlichen 
Siegels berechtigten Beamten (Bezirksvorsteher, Be- 
amte der Armenpflege, Schiedsmann, Geistliche, 
Standesbeamte, Steuereinnehmer, Gemeinde- (Guts-) 
Vorsteher, Polizeibeamte, Kontrollbeamte der Ver- 
sicherungsanstalt u. s. w.) unter Beidrückung des 
Dienstsiegels mit einer Bescheinigung zu versehen, 
welche ergibt: 

a) daß die Quittung von der zu 1 genannten 
Person eigenhändig vollzogen worden ist, 

• b) daß die zu IIb genannte Person- am 

Ersten des Monats noch am Leben war- 



Berlin, den 



19 



Der Vorstand der Landes - Versicherungsanstalt Berlin. 



Geschäfts-Nr. 



-0_. 
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Antrag auf A.-Rente. 



Name de Versicherten: 



Vorgänge nicht vorhanden — beigefügt. 

Vorkarten liegen — nicht — bei. 

(falls sie nicht beiliegen) sie lauten — nicht — auf Vers.-Anst. Berlin 





Renten - Registrator. 



Krankenfürsorge-Akten nicht vorhanden — beigefügt. 



-0 



Quittungs-Karten Nr. 1 bis beigefügt. 







Akten sind geprüft. 
1. Rechtmäßige Versicherung liegt — nicht — vor — ist zweifelhaft 



2. Versicherter hat das 70. Lebensjahr vollendet. 

3. Anwartschaft ist gewahrt 

4. Wartezeit ist — nicht — erfüllt 

für die 3 Jahre vor dem Inkrafttreten der Versicherungspflicht ist ver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung — nicht — nachgewiesen, 
für die ersten 5 Jahre nach dem Inkrafttreten der Versicherungspflicht sind 
— 200 Beitragswochen nachgewiesen. 

5. Versicherter bezieht — keine — Invalidenrente. 

6. § 48 (Ruhen der Rente) 

§ 113 Abs. 4 (Herbeiführung der Feststellung einer Unfallrente) 
kommt — nicht — möglicherweise in Betracht 

Unfallakten liegen — nicht — bei. Unfallrentenverfahren schwebt 

7. Bedenken aus § 146 (nachträgliche Entrichtung von Beiträgen) liegen — 
nicht — vor. _ 

8. Sonstige Bedenken — bestehen nicht 



Journal Nr. II 

Renten- Expedient 
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in. Alters- und Invalidenversicherung (4). 



Registratur IV zur Beifügung von Vorgängen. 
Arbeitgeber: 



-0 



Vorgänge nicht vorhanden — beigefügt. 

(Akten 







Ermittelungen. 



Erforderlich ist 



heute ab 



Einforderung der Qu.- Karten von der 
L - V. - A. 

Einforderung der vorletzten Qu.-Karte 

von d 



F. 187 



Frist 

14 

Tage 



Erinnerung nach 
F. 80 heute ab 



Mit Antwort pp. 
vorgelegt 



t; 

o 

i > 

i| c 



.0 



F. 171 



-0 



Einforderung der Unfallakten von der 
Ber. - Genossenschaft 



F. 357 



-0 



I bfl ! 
' So . 

II c 

■ E 

I Vi I 



-0 



-0 



Einforderung fehlender Schriftstücke ; F. 793 
von dem Versicherten — Antragsteller ji 



<U I 















i| a> 



-0 



Vernehmung des Versicherten — An- 
tragstellers über 

(Falls Zusatz ertorderlich, ist bes. 

Verf.-Entwurf vorzulegen.) 







F. 8 
Termin 

am 





nicht erschienen; 

nochmals vor- 
geladen 

(unter einge- 
schrieben!) 

Termin am 





Verhandlung 
beigefügt 







Wieder vorgelegt. Kein Eingang. 



Renten-Registrator. 







Erinnerung s. o. 



Auszug aus den Unfallakten. 



III. Alters- und Invalidenversicherung (4). 
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Erforderlich 

Nachgewiesen 

Die Wartezeit ist erst am 



Bewilligung der Rente. 

Beitragswochen 

Beitragswochen 



-190— erfüllt. 



Anhörung der Beisitzer ist erfolgt — nicht erfordert. 
Begutachtung des Ruhens der Rente ist erfolgt. 



Renten-Expedient 







V. 



1. A-Rente ist festzusetzen . 
unter Wegfall der J-Rente 
unter Berücksichtigung des 

des 

2. Die Armendirektion 

erhält 



41 Abs. 3 

48 Abs. 1 Ziffer 1—2—3-4. 



B. d.- 



190 



Vorstand. 



I. (in der Renten-Registratur auszuführen) 
F. 720 beigefügt 

(in der Renten-Expedition auszuführen) 

1. Ansprüche eines Armenverbandes sind 
lt. Liste nicht angemeldet 

2. Qu.-Karte — aufgerechnet, Ersatztat- 
sachen eingetragen, Aufrechnungsbe- 
scheinigung beigefügt 

3. F. 219—516 — 517 gefertigt und bei- 
gefügt 

4. Verfügungs-Entwürfe zu 

a) dem Rentenbescheide mit Berech- 
nung und Zahlungsanweisung nach 
F. ß7-15 

b) der Überweisung an die Armen- 
Direktion nach 

F. 439 nebst Zahlungsanweisung 
nach F. 15-11 

c) der Wegfallanweisung nach F. 97 
für die Kanzlei gefertigt und vorgelegt 



III. Die 'Eintragung in die Rentenliste ist er- 
folgt 

Man es, Einfahrung in die Sozialversicherung. 



IV. (in der Kanzlei auszuführen) 

1. Reinschriften zu II 4 a— -b— c sowie Ab- 
des Rentenbescheides (II 4 a) mit Über- 
schrift »Abschrift für die untere Ver- 
waltungsbehörde" gefertigt und heute 
abgesandt, zu a mit 

zu b mit 



2. F. 219 mit- 
Armen-Dir.- 



3. F. 516-517 mit- 



-Bd. Akten an die 
-heute ab 


-Bd. Akten an die 



Berufs-Genossenschaft 

heute abgesandt 



4. Qu.-Karte 
versehen — 



mit Dienststempel 



T 



5. Abschrift des Taufscheins für die Akten 
gefertigt 



V. Qu.-Karte — entwertet 

VI. Für die Statistik notiert 



-0 



-_0 



VII. (Das Unzutreffende ist von dem Expe- 
dienten zu streichen) 
Wiedervorgelegt. 

Weggelegt auf 2 Monate (vom Tage der 
Absendung des Rentenbescheides ab). 

6 
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Ablehnung. 

a) Versicherang ist nicht zu Recht erfolgt c) In den vorgesetzlichen 3 Jahren ist ver- 
sicherungsjnlichtige Beschäftigung nicht 

berafsmäßig ausgeübt und in den ersten 
6 Jahren nach dem Inkrafttreten der 
Versichemngspflicht sind nicht 200 Bei- 

b) Wartezeit ist nicht erfüllt tragswochen nachgewiesen, 
erforderlich Beitragswochen Die Wartezeit beträgt also 1200 Bei- 
nachgewiesen Beitragswochen tragswochen. 



Anhörung der Beisitzer ist erfolgt — nicht erforderlich. 



Renten-Expedient. 



-0 



V^ 

Ansprach auf A-Rente wird abgelehnt 
B. , d 

Vorstand. 



I. (in der Renten- Expedition auszuführen) 

1. Qu.-Karte — aufgerechnet. Aufr.-Besch. 

beigefügt 

2. F. 220—517 gefertigt und beigefügt 

3. Verfügungsentwurf nach F. 244—652 . _0 

für die Kanzlei gefertigt und vorgelegt 

II. (in der Kanzlei auszuführen) 

1. Reinschrift des ablehnenden Bescheides 

geferdigtund mit heute abgesandt 

2. F. 220 mit — Bd. Akten an die Armen - 

Direktion zu ^ heute abgesandt 

3. F. 517 mit Bd. Unfallakten an die 

Berafsgenossenschaft heute 

abgesandt 

4. Abschrift des ablehnenden Bescheides für 

die untere Verwaltungsbehörde beigefügt — 

5. Qu.-Karte — mit Dienststempel versehen 

III. Für die Statistik notiert 

IV. Qu.-Karte — entwertet 

V. (Das Unzutreffende ist von dem Expedienten zu streichen) 
Wiedervorgelegt. 
Weggelegt auf 2 Monate (vom Tage d. Absendung d. Rentenbescheides ab). 
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Altersrente. 

Rentenzeichen : 
A. I 18 

An 
d- .-. 



zu 

Berlin. 
I. Bescheid. 



Gemäß § 112 Absatz 4 des Invalidenversicherungsgesetzes vom 
13. Juli 1899 wird Ihnen der Bescheid erteilt, daß der von Ihnen 
angemeldete Anspruch auf Altersrente anerkannt worden ist. 

Sie erhalten vom 1 ab eine 

jährliche Altersrente, die nach der umstehenden Berechnung 

Mark Pfennig, 

in Worten (Betrag zu wiederholen) beträgt. 

Die Rente wird Ihnen in Monatsbeträ gen vo n Mark 

P fennig im voraus nach Ausfüllung eines der beifolgenden 

Quittungsmuster am 1. eines jeden Monats durch die Postanstalt 
\3>^Ihres Wohnorts (Wohnung) ausgezahlt werden. Der für die Zeit 

vom bis 1 zu zahlende 

Betrag beläuft sich auf 

Mark - Pfennig 

und kann einige Tage nach Empfang dieses Bescheides bei der 
Post erhoben werden. 

Gegen diesen Bescheid kann gemäß § 114 des Gesetzes 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung die Berufung bei 
dem Schiedsgericht für Arbeiterversicherung Stadtkreis Berlin zu 
Berlin, Lützow-Straße 111/112 eingelegt werden. 

Aufrechnungsbescheinigungen liegen bei. 



II. Berechnung. 

Die Jahresrente setzt sich zusammen aus: 

1. 50.00 Mark Reichszuschuß (§35), 

2 „ von den Versicherungsanstalten usw. 

aufzubringender Teil (§ 37, 40), 

zusammen Mark, abgerundet gemäß § 38 auf 

Mark. 

6* 
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Der Betrag unter Ziffer 2 berechnet sich, wie folgt: 
Es sind , also weniger als 400 Beitragswochen nachgewiesen, des- 
halb sind gemäß § 192 für die fehlenden Wochen Beitrage in der- 
jenigen Lohnklasse anzurechnen, die dem durchschnittHchen Jahresarbeits- 
verdienst während der dem Inkrafttreten des Gesetzes usw. unmittelbar 
vorangegangenen drei Jahre (§ 190 Absatz 2 Satz 1) entspricht. Als Jahres- 
arbeitsverdienst sind 

für das Jahr Mark, 



zusammen . . . 



nachgewiesen. Der durchschnittliche Jahresarbeitsverdienst in jenen drei 
Jahren stellt sich mithin auf 



sodaß gemäß § 102 für die an 400 Wochen die Lohnklasse ^ 
gebend ist. 



Demgemäß ergibt sich: 



Teilt man die Summe der Spalte 4 durch die Summe der Spalte 2, so ergibt 
sich der oben unter Ziffer 2 angegebene Betrag .Mark. 
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IIL Zahlungsanweisung zu laufenden Zahlungen. 

Versicherungsanstalt Nr. 3. 



I. Vorname, Name, Stand, Wohnort 
(Kreis oder Amt, Regierungsbezirk, 
Staat) und Wohnort des Empfängers: 



in Berlin, 



Straße Nr. 



II. zu zahlende Renten: 
a) einmalig sofort: 



a) für die Zeit vom 



19- 



Marlc 



bis 
Pf., 



in Worten (Betrag wiederholen). 



b) fortlaufend am Ersten jedes Mo- 
nats für 



b) vom 1. 



Marie 



wiederholen). 

Angabe etwaiger Kürzungen: 



19— ab monatlich 



Pf., in Worten (Betrag zu 



III. Angabe der Bescheinigungen, mit 
welchen die Quittungen versehen 
sein müssen: 



Die Quittungen sind von einem bei der Zahlung 
nicht beteiligten, zur Führung eines Öffentlichen 
Siegels berechtigten Beamten (Bezirksvorsteher, Be- 
amte der Armenpflege, Schiedsmann, Geistliche, 
Standesbeamte, Steuereinnehmer, Gemeinde- (Guts-) 
Vorsteher, Polizeibeamte, Kontrollbeamte der Ver- 
sicherungsanstalt u. s. w.) unter Beidrückung des 
Dienstsiegels mit einer Bescheinigung zu versehen, 
welche ergibt: 

a) daß die Quittung von der zu 1 genannten 
Person eigenhändig vollzogen worden ist, 

b) daß die zu IIb genannte Person am 

Ersten des Monats noch am Leben war 



Berlin, den 



19- 



Der Vorstand der Landes - Versicherungsanstalt Berlin. 



Geschäfts-Nr. 



-0— . 
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Landes - Versicherungsanstalt Berlin. 

Der Vostand. Berlin S.O., den 190. 

Am Köllnischen Park 8. 

Geschäfts - Nr. 



Es wird ersucht, in der Beantwortung dieses 
Schreibens oben vermerkte Nummer anzugeben. 



D zu 



geboren am zu ^ 



hat hier den Antrag auf Invalidenrente gestellt. 

Es liegt die Vermutung nahe, daß die Invalidität durch einen 
Unfall herbeigeführt ist, welchen der Genannte im Betriebe des 

erlitten hat. 

Wir ersuchen den Genossenschaftsvorstand ergebenst, uns vor 
der Anweisung der dortseitig eventuell festzusetzenden Unfallrente 
Nachricht zugehen zu lassen, in welcher Höhe und von wann ab 
für den p. eine Unfallentschädigung fest- 
gestellt wird, damit wir in der Lage sind unseren Ersatzanspruch 
gemäß § 113 Abbsatz 2 des Invalidenversicherungsgesetzes vom 
13. Juli 1899 wirksam geltend zu machen. 



Beglaubigt. 



An 



den Vorstand 
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Landes - Versicherungsanstalt Berlin. 

Der Vorstand. Berlin S. O., den 190— 

Am Köllnischen Park 8. 



Geschäfts - Nr 0- 



Es wird ersucht, in der Beantwortung dieses 
Schreibens oben vermerkte Nummer anzugeben. 



D 



hat einen Antrag auf Invalidenrente gestellt und dabei angegeben, 

bei Ihnen — vom bis 

in Arbeit gestanden zu haben — noch in Arbeit zu stehen. 

Zur Klarstellung des Sachverhaltes ist es von Wichtigkeit 
zu erfahren, 

1. innerhalb welches Zeitraumes (Beginn und Ende) d 

Genannte bei Ihnen beschäftigt worden ist, — ob und 
seit wann d Genannte bei Ihnen beschäftigt wird, 

2. welche Arbeiten bei Ihnen verrichtet hat, 

3. was dafür an Lohn erhalten hat — erhält und ob 

bezw. bis wann der gezahlte Lohn den Leistungen ent- 
sprochen hat — noch entspricht — oder ob bezw. seit 
wann — bis wann bei der Lohnbemessung andere Rück- 
sichten (etwa Mitleid, langjährige frühere Dienstleistungen 
oder dergleichen) mitbestimmend gewesen sind, 

4. ob und zutreffendenfalls von wann ab ungefähr ein er- 
hebliches Nachlassen der Arbeitsfähigkeit von Ihnen 
bemerkt worden ist, 

5. ob die Entlassung d wegen Arbeits- 
unfähigkeit oder aus welchem Grunde sonst erfolgt ist. 

Im Interesse d Antragsteller wird unter Hinweis auf 

die Vorschriften des § 161 des Invalidenversicherungsgesetzes vom 
13. Juli 1899 um gefällige recht baldige Auskunft über vorstehende 
Fragen ersucht. 



Beglaubigt 



Portopflichtige Dienstsache. 

frei! 

An 



Geschäfts-Nr. II 0— Str. Nr. 
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8. 



V. 



I. Urschrift nebst Akten mit der Bitte um Rückgabe an den 
Königlichen Kreisarzt 

Herrn 

Dr. 



mit dem Ersuchen ergebenst übersandt, ein Gutachten nach 
Maßgabe des anliegenden Formulars abzugeben. 

Ein mit Briefmarke versehener Briefumschlag nebst 
Benachrichtigungsschreiben ist zur Benutzung beigefügt, des- 
gleichen ein mit Adresse und Briefmarke versehener Brief- 
umschlag zur Rücksendung der Akten hierher. 

Die Untersuchung ersuchen wir, wenn angängig, in 
Ihrer Wohnung vorzunehmen. 

De - Rentenempfänger etwa entstehende Fahrkosten 

werden auf Antrag ersetzt werden. 

Der Festsetzung der Gebühren für das Gutachten wird 
das Gesetz vom 9. 3. 1872 bezw. die Königliche Verordnung 
vom 17. 9. 1876 zugrunde gelegt werden. Liquidation er- 
suchen wir beizufügen. 

Berlin, den 190 

II. Nach 14 Tagen. 



Der Vorstand 
der Landes-Verslcheningsanstalt Berlin. 



Beglaubigt. 



Geschäfts-Nr. II 
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9. 

Landes- Versicherungsanstalt Berlin. 

Arztliches Gutachten zur Erlangung der Invalidenrente. 

I. Vor- und Zuname des Antragstellers 

(bei Frauen ist auch der Geburtsname anzugeben) . . 

Stand: ' 

Geburtstag und -Ort: 

Wohnung: 



IL Anamnese (mit besonderer Berücksichtigung der Erblichkeit). 

Angaben des Antragstellers über Entstehung seines Leidens sowie seine 
gegenwärtigen Klagen. 

(Die Krankheiten sind tunlichst deutsch zu bezeichen.) 



III. Objektiver Befund: (Der objektive Befund ist so eingehend zu gestalten, 
daß aus ihm eine Nachprüfung der Diagnose und bei späteren 
Nachuntersuchungen die Feststellung ermöglicht wird, ob in dem 
Gesundheitszustand des Rentenempfängers eine Änderung ein- 
getreten ist.) 

a) Allgemeinbefinden, Ernährungs- und Kräftezustand, geistige Funktionen. 



b) Kann Antragsteller seine Angelegenheiten selbst besorgen? (§ 1910 
Bürgert. Ges.-Buch). 



Vernein endenfalls ist eine Verständigung mit ihm möglich? (§ 1910 
Bürgert. Ges.-Buch). 

c) Befund an den einzelnen Organen. 

(Bei Krankheiten, bei denen der Umfang der einzelnen Körperteile 
für die Diagnose oder für die zukünftige Feststellung, ob sich 
eine Besserung im Gesundheitszustande des Rentensuchers ein- 
gestellt hat, von Wichtigkeit ist, sind die Maße des Umfanges der 
Extremitäten bezw. des Brustkorbes beim Ein- und Ausatmen an- 
zugeben.) 
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IV. Diagnose. (Falls fremdsprachliche Ausdrücke gewählt werden, ist die 
Bezeichnung der Krankheit in deutscher Sprache in Klammem 
zu setzen.) 

V. Beurteilung der Erwerbsfähigkeit: 

a) Ist die Erwerbsfähigkeit soweit beeinträchtigt, daß Antragsteller nicht 
imstande ist, durch eine seinen Kräften und Fähigkeiten entsprechende 
Tätigkeit, die ihm unter billiger Berücksichtigung seiner Ausbildung 
und seines bisherigen Berufes zugemutet werden kann, ein Drittel 
desjenigen zu erwerben, was körperlich und geistig gesunde Personen 
derselben Art mit ähnlicher Ausbildung in derselben Gegend durch 
Arbeit zu verdienen pflegen?*) 

b) Im Falle der Bejahung von a: 

1. Wird dieser Zustand ein dauernder sein? 

oder 
ist mit einiger Wahrscheinlichkeit Wiederherstellung eines höheren 
Grades der Erwerbsfähigkeit in absehbarer Zeit zu erwarten und 
in welcher Zeit? 

2. Seit wann — falls möglich, ist der Tag zu bezeichnen — besteht 
der unter Va bezeichnete Grad der Erwerbsfähigkeit? 

(worauf stützt sich diese Annahme?) 

3. Seit wann — falls möglich, ist der Tag zu bezeichnen — ist die 
Aussicht auf Wiedererlangung der Erwerbsfähigkeit geschwunden? 

(worauf stützt sich diese Annahme?) 

4. Kann durch ein Heilverfahren und bejahendenfalls durch welches, 
die Wiederherstellung ausreichender Erwerbsfähigkeit im Sinne der 
Frage Va auf längere Zeit erwartet werden? 

5. Liegt ein Zusammenhang des gegenwärtigen Leidens mit einem 
Betriebsunfall vor? 



Bejahendenfalls: Ist durch den Betriebsunfall allein schon Erwerbs- 
unfähigkeit im Sinne der Frage Va herbeigeführt? 
bezw. inwieweit — in Prozenten ausgedrückt — ist die Erwerbs- 
fähigkeit durch den Unfall beschränkt? 

6. Liegt Verdacht vor, daß Antragsteller sich sein Leiden vorsätzlich 
zugezogen hat? 



*) Invalidität im Sinne des Invalidenverstcherungsgesetzes liegt daher noch nicht dann 
vor, wenn der Rentensucher in seinem bisherigen Beruf nicht mehr den oben angegebenen 
Betrag erwerben kann, sondern erst dann, wenn er unter billiger Berücksichtigung seiner Aus- 
bildung und bisherigen Berufstätigkeit auf dem gesamten wirtschafüichen Erwerbsgebiet diesen 
Arbeitsertrag nicht mehr erzielen kann. 
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7. Welches ist die Hauptursache? '. 



Welches sind die Nebenursachen 

der gegenwärtig bestehenden Erwerbsunfähigkeit? 



Welche unter der Nebenursachen kommt als die wesentlichste in 
Betracht? 

c) Im Falle der Vereinung von a: 

1. besteht die Gefahr, daß die gegenwärtige Erkrankung späterhin 
zu dauernder Erwerbsunfähigkeit führen wird? 

2. Kann dem durch ein Heilverfahren und bejahendenfalls durch 
welches vorgebeugt werden? 

VI. Ist ein Zusammenhang der Erkrankung mit einer Geschlechtskrankheit 
anzunehmen ? Zutreffendenfalls 

hat Angestellter gelitten (oder leidet er noch) 

1. an Tripper? wie oft und wann? Bestanden Komplikationen seitens 
der Blase, Niere, Gelenke, Herz etc.? oder — bei Frauen — be- 
stehen Erkrankungen des Geschlechtsapparates, die auf gonorrho- 
ische Infektion hindeuten? 

2. an weichem Schanker? bestehen Vereiterungen von Drüsen? 

3. an Syphilis? was für Kuren hat er durchgemacht? (Jod, Queck- 
silber) und wie oft? Befand er sich in Behandlung von Ärzten 
oder von anderen Personen? 

VII. Wann erscheint eine Nachuntersuchung erforderlich? 

VIII. Besondere Bemerkungen über den vorliegenden Fall und seine Be- 
urteilung. 



Berlin, den 



Unterschrift des Arztes: 



Wohnung : 



*) Die als Hauptursache bezw. Nebenursache der Erwerbsunfähigkeit anzusehenden 
Krankheiten sind so genau zu bezeichnen, daß ihre Einordnung in die amtliche Gruppierung 
der Invaliditätsursachen — s. das angeheftete Blatt — im Verwaltungsbureau ohne Schwierig- 
keiten erfolgen kann. In Fällen, die zu Zweifeln Anlaß geben können, ist die Hinzufügung 
der aus der Anlage sich ergebenden Gruppennummem erwünscht. 
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Statistische Zusammenstellung der Ursachen der Invalidität. 

(Aufgestellt vom Reichs -Versicherunesamt.) 

1 a) Entkräftung. 

Ib) Blutarmut und Krankheiten des Blutes (auch Pseudoleukämie). 

1 c) Altersschwäche. * 

2 a) Gelenkrheumatismus. 

2 b) Gicht (hamsaure Diathese). 

3) Muskelrheumatlsmus. 

4) Tuberkulose der Lungen (Lungenschwindsucht).*; 

5) Tuberkulose anderer Organe (auch Skrofulöse).*) 
6 a) Krebs, und zwar unter Angabe des Sitzes. 

6b) Andere bösartige Geschwülste (Sarkom usw.).*) 

6 c) Gutartige Geschwülste, ausschließlich Ziffer 22 b.*) 
7a) Syphilis.*) 

7b) Tripper (Gonorrhöe).*) 

7c) Infektions- und parasitäre Krankheiten (auch Wurmleiden, Strahlenpilzkrankheit), aus- 
schließlich Ziffer 2a, 4, 5, 7 a und 7 b. 
7d) Alkoholvergiftung. 
7e) Bleivergiftung. 

7 f) Sonstige Vergiftungen, 
7 g) Zuckerkrankheit. 

7 h) Sonstige, nicht unter Ziffer 1 bis 7 g entfallende Allgemeinleiden (auch Fettsucht, Knochen- 
erweichung, Bronzekrankheit Myxödem). 

8) Geisteskrankheiten. 

9) Krankheiten des Gehirns und seiner Häute (auch Gehirnschlag), ausschließlich Ziffer 8. 
10 a) Epilepsie. 

10b) Sonstige funktionelle Neurosen, ausschließlich Ziffer 28b (auch Neurasthenie, Hysterie, 
Veitstanz, Schüttellähmung, Basedow'sche Krankheit). 

11) Krankheiten des Rückenmarks. 

12) Krankheiten peripherer Nerven oder Nervenbezirke (auch Migräne und Ischias). 

13) Krankheiten der Augen. 

14) Krankheiten der Ohren (auch Taubstummheit). 
15 a) Krankheiten der Nase und ihrer Nebenhöhlen. 

15 b) Krankheiten des Kehlkopfes, der Luftröhre und der Luftröhrenäste (auch Bronchitis). 

16) Krankheiten des Brustfelles. 

17) Krankheiten der Lunge (auch Lungenerweiterung, Emphysem, Asthma), ausschließlich 

Lungentuberkulose — siehe Ziffer 4. 

18) Krankheiten des Herzens und der Hauptschlagader (Aorta). 

19 a) Krankheiten der Schlagadern (Arterien), ausschließlich Ziffer 18. 

19b) Krankheiten der Blutadern (Venen), einschließlich Krampfadern, Hämorrhoiden und 

Krampf aderbruch. 
19 c) Krankheiten der Lymphgefäße und Lymphdrüsen. 
20) Krankheiten des Magens. 

21 a) Krankheiten d. Darmes (ausschließlich Wurmleiden u. Hämorrhoiden) u. d. Bauchfelles. 
21b) Krankheiten der Leber, Gallenblase, Bauchspeicheldrüse und Milz. 

22 a) Krankheiten der Mundhöhle, des Rachens und der Speiseröhre. 

22 b) Kropf. 

23 a) Unterleibsbrüche (auch Bauchbräche). 

23 b) Senkung der Baucheingeweide (auch Wanderniere), ausschließlich der Senkung der weib- 
lichen Geschlechtsorgane (Ziffer 25). 

24) Krankheiten der Nieren, ausschließlich Ziffer 23 b. 

25) Krankheiten der Hamwege (einschließlich des Nierenbeckens) und der Geschlechtsorgane 

(auch Steinkrankheit, Wasserbruch, sowie Krankheiten der weiblichen Brüste), aus- 
schließlich Ziffer 7 a und 7 b. 

26 a) Krankheiten der Haut und des Unterhautzellgewebes, chronische Hautleiden, ausschließ- 
lich Ziffer 5, 7 a und 26 b. 

26 b) Unterschenkelgeschwüre. 

27) Krankheiten der Knochen und der Knochenhaut, der Gelenke ausschließlich Ziffer 2a 
und b, der Muskeln ausschließlich Ziffer 3, der Sehnen und der Schleimbeutel (auch 
Wirbelsäulenverkrümmung, Plattfuß und dergl.). 

28 a) Folgen mechanischer Verietzungen und anderer äußerer Einwirkungen (Vertust ein- 
zelner Körperteile, Knochenbrüche, Verrenkungen, Verstauchungen, Zerreißungen, 
Quetschungen, Wunden, Verbrennung, Erfrieren, Blitzschlag, elektrische Einwirkungen 
und dergl.) ausschließlich Ziffer 28 b. 

28b) Traumatische Neurosen. 

29) Anderweitige Krankheiten und unbestimmte Diagnosen. 

•) Erkrankungen an Tuberkulose, Geschwülsten , Syphilis und Tripper sind nur unter Ziffer 4, 5, 6a, 6b, 
6c, 7 a oder 7b, nicht etwa auch als örtliche Erkrankung der betroffenen Organe zu führen. 



An 
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10, 

Berlin S. O., den — 190 

Der von Ihnen angemeldete Anspruch auf Invalidenrente 
wird hiermit abgewiesen. 

Gegen diesen Bescheid ist gemäß § 114 des Invalidenver- 
sicherungsgesetzes vom 13. Juli 1899 innerhalb eines Monats 
nach der Zustellung die Berufung bei dem Schiedsgericht für 
Arbeiterversicherung Stadtkreis Berlin zu Berlin, Lützowstr.l 1 1/1 12, 
zulässig. 

Bei schriftlicher Erhebung der Berufung ist dem Schriftsatze 
eine Abschrift beizufügen. 

Qrfinde. 

Die im § 15 bezw. § 16 des Invaliden Versicherungsgesetzes 

vorgesehene Rente darf nur dann bewilligt werden, wenn d 

Versicherte dauernd oder mindestens 26 Wochen hindurch un- 
unterbrochen vorübergehend erwerbsunfähig ist. Nach § 5 
Absatz 4 des Gesetzes sind diejenigen Personen dauernd erwerbs- 
unfähig, welche nicht mehr imstande sind, durch eine ihren 
Kräften und Fähigkeiten entsprechende Tätigkeit, die ihnen 
unter billiger Berücksichtigung ihrer Ausbildung und ihres 
bisherigen Berufs zugemutet werden kann, ein Drittel desjenigen 
zu erwerben, was körperlich und geistig gesunde Personen 
derselben Art mit ähnlicher Ausbildung in derselben Gegend 
durch Arbeit zu verdienen pflegen. 

E^ Unter Zugrundelegung de in dem gegenwärtigen Ver- 
fahren über den Gesundheitszustand abgegebenen ärztlichen 

Gutachten vom 

kann Ihre Erwerbsunfähigkeit in dem oben bezeichneten Umfange 
— noch — nicht angenommen werden. 

Ihr Rentenantrag muß daher abgewiesen werden. 



gegen Zustellungsurkunde! 
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11 



Berlin, S. O., den 190- 



Der von Ihnen angemeldete Anspruch auf Altersrente wird 
hiermit abgewiesen. 

Gegen diesen Bescheid ist gemäß § 114 des Invalidenver- 
sicherungsgesetzes vom 13. Juli 1899 innerhalb eines Monats 
nach der Zustellung die Berufung bei dem Schiedsgericht für 
Arbeiterversicherung, Stadtkreis Berlin zu Berlin, Lützow- 
straße 111/112, zulässig. 

Bei schriftlicher Erhebung der Berufung ist dem Schriftsatze 
eine Abschrift beizufügen. 

Qrfinde. 

Anspruch auf Gewährung einer Altersrente haben nur solche 
über 70 Jahre alten Personen, welche die gesetzliche Warte- 
zeit erfüllt haben. Gemäß § 29 Absatz 4 Ziffer 2 des genannten 
Gesetzes beträgt diese 1200 Beitragswochen. Bei Versicherten 
jedoch, welche zu der Zeit, als die Versicherungspflicht für 
ihren Berufszweig in Kraft tritt, das 40. Lebensjahr vollendet 
haben, werden auf die Wartezeit für die Altersrente für jedes 
volle Jahr, um welches ihr Lebensalter zu diesem Zeitpunkte 
das vollendete 40. Lebensjahr überstiegen hat, 40 Wochen und 
für den überschießenden Teil eines solchen Jahres die weiteren 
Wochen, jedoch nicht mehr als 40, angerechnet. Die Anrech- 
nung erfolgt aber nur dann, wenn solche Personen während 
der dem Inkrafttreten unmittelbar vorangegangenen 3 Jahre 

— das sind für Sie die Jahre — berufsmäßig, 

wenn auch nicht ununterbrochen, eine Beschäftigung gehabt 
haben, für welche die Versicherungspflicht bestand oder ein- 
geführt worden ist. Dieser Nachweis wird nur dann erlassen, 
wenn innerhalb der ersten 5 Jahre, nachdem die Versicherungs- 
pflicht für den betreffenden Berufszweig in Kraft getreten ist, 
eine die Versicherungspflicht begründende Beschäftigung für 
die Dauer von mindestens 200 Wochen bestanden hat. 

Da Sie in den Jahren . 

und in der Zeit vom nur 

Beitragsmarken und wochen, im ganzen also 

Beitragswochen nachgewiesen haben, so kann die 

erwähnte Vergünstigung bezüglich der Ermäßigung der Warte- 
zeit bei Ihnen keine Anwendung finden; es ist vielmehr der 
Nachweis von 1200 Wochen von Ihnen zu fordern. Ausweislich 

der Quittungskarten und sind jedoch nur 

Wochen ( Marken und wochen) 

nachgewiesen, womit die Wartezeit nicht erfüllt ist. 

Ihr Rentenantrag muß daher abgewiesen werden. 

Aufrechnungsbescheinigungen liegen bei. 
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12. 



Geschäfts -Nr. 




. 


Rentenzeichen: 

3 




J. 


18 





An 



zu Berlin. 



Str. Nr.- 



Gemäß § 112 Absatz 4 des Invalidenversicherungsgesetzes vom 
13. Juli 1899 wird Ihnen der Bescheid erteilt, daß der von Ihnen 
angemeldete Anspruch auf Invalidenrente (§15 Absatz 2 a. a. O.) 
anerkannt worden ist. 

Sie erhalten vom 190 — ab eine 

jährliche Invalidenrente, die nach der umstehenden Berechnung 

Mark Pfennig, 



in Worten Mark 

Pfennig, beträgt. 

Die Rente wird Ihnen in Monatsbeträgen von Mark 

Pfennig im voraus nach Ausfüllung eines der beifolgenden 




Quittungsmuster am 1. eines jeden Monats durch die Postanstalt 
Ihres Wohnorts (Wohnung) ausgezahlt werden. Der für die Zeit vom 

190 bis 190 zu 

zahlende Betrag beläuft sich auf 

Mark Pfennig 

und kann einige Tage nach Empfang dieses Bescheides bei der Post 
erhoben werden. 

Gegen diesen Bescheid kann gemäß § 114 des Gesetzes inner- 
halb eines Monats nach der Zustellung die Berufung bei dem Schieds- 
gericht für Arbeiterversicherung, Stadtkreis Berlin zu Berlin, Lützow- 
Straße 111/112, eingelegt werden. 

Aufrechnungsbescheinigungen liegen bei. 



Der Vorstand 
der Landes -Versicherungsanstalt Berlin. 

Zur Beachtung: 

Dieser Bescheid ist sorgfältig aufzube- 
wahren, da er auch als Berechtigungs- 
ausweis dienen kann. 
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III. Alters- und Invalidenversicherung (12). 



Berechnung. 

Die Jahresrente setzt sich zusammen aus: 

1. 50,00 Mark Reichszuschuß (§35), 

2. „ Grundbetrag (§ 36 Absatz 2 und 3, § 40 Absatz 1), 

3. „ Rentensteigerung (§ 36 Absatz 4 und 5, § 40 Absatz 1), 



zusammen 



Mark, abgerundet gemäß § 38 auf 
Mark. 



Der Grundbetrag (Ziffer 2), dessen Berechnung stets 500 Beitrags- 
wochen zu Grunde zu legen sind, ergibt sich wie folgt: 



In Rechnung gezogene Beitragswochen 

1. 


Anzahl 
2. 


Pur jede 
Woche sind 
anzurechnen 

Pfennig*) 
3. 


Spalte 2 mal 
Spalte 3 

Mark 

4. 


in Lohnklasse I 

in Lohnklasse II (einschließlich Doppelmarken) 

in Lohnklasse III 

in Lohnklasse IV 

in Lohnklasse V 

für die Dauer bescheinigter Krankheiten (§ 40) 

für die Dauer militärischer Dienstleistungen (§ 40) 

Ergänzungswochen in Lohnklasse I (§ 36 Absatz 3) 


1 


12 
14 
16 
18 
20 
14 
14 
12 


i 

! 
1 

1 
1 

1 

1 

1 

1 
1 

! 


11 
Summe . . 500 










1 


1 
1 

1 



*) Die Zahlen in Spalte 3 ergeben sich bei Teilung der Grundbeträge (Lohnklasse I : 
60 Mark, Lohnklasse II: 70 Mark, Lohnklasse III : ÖO Mark, Lohnklasse IV: 90 Mark, 
Lohnklasse V : 100 Mark) durch 500. 



Die Rentensteigerung (Ziffer 3) berechnet sich wie folgt: 



Überhaupt nachgewiesene Beitragswochen 



1. 



in Lohnklasse I 

in Lohnklasse II (einschließlich Doppelmarken) 

in Lohnklasse III 

in Lohnklasse IV 

in Lohnklasse V 

für die Dauer bescheinigter Krankheiten (§ 40) 

für die Dauer militärischer Dienstleistungen (§ 40) 



Anzahl 
2. 



Steigerungs- 1| 

satz für jedeliSpalte 2 mal 

Beitrags- Spalte 3 

Woche in 

Pfennig 



3 
6 
8 
10 
12 
6 
6 



Mark 
4. 



Summe . . 



III. Alters- und Invalidenversicherang (13). 97 

13. 



Landesversicherungsanstalt Berlin. 

Der Vorstand. 

3 

Rentenzeichen ■ 



Berlin S.O., den 190- 

Am Köllnischen Park 8. 



hs 



Geschäfts-Nr - 

Es wird ersucht, in der Beantwortung 

dieses Schreibens oben vermerkte Ge- 

Schaftsnummer anzugeben. 



D 



welche unter obigem Rentenzeichen eine Rente zugebilligt 

ist, und für d zwecks Erhebung dieser Rente 

Str. Nr als Wohnung angegeben 

war, hat die Auszahlung der Rente durch die Postanstalt der der- 
zeitigen Wohnung Str. Nr 

hierselbst, in Antrag gebracht Die (letzte) Zahlungsanweisung 

ist am / 1 ausgefertigt. 

Die Kaiserliche Ober-Postdirektion ersuchen wir, das Weitere 
zu veranlassen. 



Beglaubigt. 



An 
die Kaiserliche Ober-Postdirektion 

zu 



Man es, Einführung in die Sozialversicherung. 
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14. 

Versicherung sanstalt Nn 3. 

Postvermerk. 




_ U-Nummer 

Pott- Auf gabestempel . 

Rentenquittung, f) 

Mark Pf., 



in Worten Mark Pf., habe ich für den Monat 

190 aus der Postkasse erhalten. 

(Des Empfängers Wohnort:) , den 190 - 

*) (Des Empfängers Vor- und Zuname:) 

(Des Empfängers Stand:) 

Es wird hierdurch unter Beidrückung des Dienstsiegels bescheinigt,**) 

1. dafi vorstehende Unterschrift von dem in dem vorbezeichneten Orte wohn- 
haften Empfänger selbst vollzogen worden ist, 

2.***) daß 



am 1. 190 am Leben gewesen ist. 



, den 190- 



(Dienstsiegel.) (Unterschrift.) 



Anmerkungen. 

t) Der Beglaubigung der Unterschrift bedari es nicht, wenn die Quittung selbst von 
einer öffentlichen Behörde oder einem zur Führung eines öffentlichen Siegels berechtigten 
Beamten unter Beidrückung des Dienstsiegels vollzogen ist. 

*) Zu vollziehen von dem Rentenberechtigten, sofern zu seinen Händen zu zahlen ist, 
anderenfalls von derjenigen Person, zu deren Händen an seiner Statt zu zahlen ist (Vormund, 
Pfleger usw.). 

**) Es genügt die Bescheinigung eines bei der Zahlung nicht beteiligten, zur Führung 
eines öffentlichen Siegels berechtigten Beamten (Bezirksvorsteher, Beamte der Armenpflege, 
Schiedsmann, Geistliche, Standesbeamte, Steuereinnehmer, Qemeinde-[Guts-]Vorsteher, Polizei- 
beamte, Kontrollbeamte der Versicherungsanstalt usw.) unter Beidrückung des Dienstsiegels. 

*♦*) Auszufüllen mit dem Namen des Rentenberechtigten, soweit an seiner Statt zu Händen 
einer anderen Person (Vormund, Pfleger usw.) zu zahlen ist, anderenfalls zu durchstreichen. 
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15. 



Antrag auf 
Heilstätten - 
behandlung. 



Name des(r) Versicherten: 



B ^ 6 
NtSuQ 



Wegen des Fragebogens zum — 

nach Form. 462 heute ab 

Fragebogen liegt bei 



Vorladung 







Zuständig für die Entscheidung ist die Anstalt Berlin. 



.0 



Zuständig für die Entscheidung ist die 

Anstalt Brandenburg. 
Zuständigkeit ist unbestimmt. 



Form. Nr. 5 ist beigefügt 

• in demselben a — b — c — 

gestrichen. 







e 
o 



0» 

Qi 
X 

u 

■ 

4» 

£• 

O 

C 

s 

e 

4» 

e 

e 



In der Rentenregistratur 



Vorgänge 




Ablehnung ohne vorgangige ärztliche Untersuchung. 

(Jugendliche, geringe Beitragszahl, Unfall usw.) 

V. 

Ablehnen nach Form. Nr. 113—114 — 459 — 770 — 771 — 
Zusatz : 



B., d. 



190— 



Vorstand. 



I. 1. Form. Nr. 113 — 114 — 459—770 — 771 

an Antragsteller(in) 

evtl. 2 Quittungskarten Nr. 1 bis mit 

Form. 120 an L. V. A 

II. Für Statistik notiert 

III. Weggelegt. 



heute ab 



-0 
-0 



I 



S ■ o 

o V 



Untersuchung am 



mittag 



Uhr 



Journal ; Nr. 



für Lungenheilstätte — Sanatorium — Männer. - Frauen. 
Form. Nr. 265 an Antragsteller(in) heute ab. 
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III. Alters- und Invalidenversicherung (15). 



Hing. - 



-0 



Joum.-Nr. 



Arztliche Abteilung. 



Ablehnen. 
B., d. 



Vorstand. 



190- 
Arzt. 



II. 1. Form. Nr. 670 (ablehnen- \ 
der Bescheid) an Antrag- 
stelier(in) mit 



1. Walderholungsstätte, Fürsorgestelle. 

2. Lungenheilstätte, Fürsorgestelle. 

— Anwärter, Nachuntersuchung erforder- 
lich — 

3. Lungenheilstätte 
Sanatorium 



1- 



Anwärter. 



B., d. 



evtl. 2. Quittungskarten Nr. 1 bis 
mit Form. 120 an 



L. V. A. 



heute ab 



-0 



II. Für Statistik notiert 

III. Weggelegt. 



-0 



Vorstand. 



190— 
Arzt. 



(Unzutreffendes Ist zu durchstreichen.) 



I. 1. Walderholungsstätte usw. 

a) Form. Nr. 772 an Antragsteller(in) 

b) , , 773 an Fürsorgestelle 

für 



(Stadtgegend, Vorort.) 

c) Für Statistik notiert 



2. Lungenheilstätte und Fürsorgestelle, 
a) In der Anwärterliste notiert — 



heute ab 





^0 



b) Form. Nr. 707 an Antragsteller(in) 

c) , .708 an Fürsorgestelle 
für 



heute ab 



-0 



(Stadtgegend, Vorort) 

3. Anwärter für Lungenheilstätte — Sanatorium. 
a) In der Anwärterliste notiert 



b) Form. Nr. 460 an Antragsteller(inj 
heute ab 



-0 
-0 



(Unzutreffendes zu durchstreichen 

evtl. 
II. Quittungskarten Nr. 1 bis 



mit Formular 120 an L. V. A. 

heute ab 



III. Weggelegt. 
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16. 



Ärztliches Attest 

für die Aufnahme In das Sanatorium Beelitz. 



(Vorname, Name und Stand) : 

geboren am / 18. , in wohnhaft. 

! leidet an 



Ist Erwerbsunfähigkeit eingetreten oder zu befürchten? (Nichtzutreffendes 

zu durchstreichen!)! 

Ist die fHerstellung der Erwerbsfähigkeit überhaupt und in welchem 

Grade mit Wahrscheinlichkeit zu erwarten? 

Zur Wiederherstellung oder Erhaltung der Erwerbsfähigkeit wird des- 
halb ein Aufenthalt im Sanatorium Beelitz empfohlen. (Nichtzutreffendes ist 
zu durchstreichen!) 



Berlin. 



jgj^ (Unterschrift des Arztes.) 



Aufnahme finden solche Personen beiderlei Geschlechts, bei denen die Wiederherstellung 
der Erwerbsfähigkeit oder die Verhütung vorzeitiger Invalidität mit Wahrscheinlichkeit zu 
erwarten ist (Beispiele sind an Nervenschwäche, an chronischen Magenkrankheiten, Bronchial- 
katarrhen, Gelenkrheumatismen, körperlicher Entkräftung nach akuten Krankheiten usw. Leidende, 
femer solche, die nach Operationen wie Perityphlitis, Pleuraempyem, Phlegmonen u. dgl. erwerbs- 
unfähig geblieben sind.) 

Ausgeschlossen von der Aufnahme sind Schwindsüchtige und an ansteckenden Krankheiten 
Leidende. 

Die Einsendung der Gesuche erfolgt an den Vorstand der Landes-Versichemngsanstalt 
Berlin, hier, SO. Am Köllnischen Park 8. 
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17. 



Berlin SO., den 190— 

Geschäfts-Nr 0— 



Ihrem Antrage auf Bewilligung eine 



_ vom 19. 



können wir nach Anhörung unseres Vertrauensarztes nicht entsprechen. 

Wir bemerken ausdrücklich, daß eine Verpflichtung der Ver- 
sicherungsanstalt zur Gewährung de 

nach den gesetzlichen Bestimmungen nicht besteht. 



Beglaubigt. 



18. 



Berlin SQ., den 190— 

Geschäfts-Nr. 

Auf den Antrag vom benachrichtigen wir 

Sie hierdurch, daß wir beschlossen haben, Sie in eine Heilstätte auf- 
zunehmen. 

Die uns zur Verfügung stehenden Heilstätten sind indessen gegen- 
wärtig voll belegt und kann die Aufnahme erst erfolgen, sobald eine 

Stelle für Sie frei wird ; es wird dies voraussichtlich in bis Wochen 

(Monaten) der Fall sein. 

Die Besetzung der freiwerdenden Betten erfolgt streng nach der 
Reihe der Notierungen. 

Bestimmte Mitteilung bezüglich des Tages, an welchem Ihr Ein- 
tritt in die Heilstätte erfolgen soll, wird Ihnen noch zugehen. 

Einen etwaigen Wohnungswechsel, sowie Veränderungen in Ihren 
Krankenkassenverhältnissen wollen Sie uns umgehend anzeigen und die 
genaue Adresse der Krankenkasse bezw. die Nummer des Krankenkassen- 
buches mitteilen. 



Beglaubigt. 



III. Alters- und Invaliderversichening (19). 
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19. 



Fristablauf am. 



d. J. 



Unter Beifügung einer Abschrift 
wird hiermit gegen die nebenbezeich- 
nete Entscheidung das Rechtsmittel 
der Revision eingelegt und beantragt : 
unter Aufhebung des an- 
gefochtenen Urteils 



Revisionsschrift 

in Sachen 
betreffend die Gewährung einer. 
Rente an d. 



Schiedsgericht ffir Arbelterver- 
sicheningy Stadtkreis Berlin. 

Entscheidung vom 190 — 

ProzeSIiste 



Anlagen : Abschrift 

Bd. Akten. 



1 



V. 

Eine Reinschrift sowie eine Ab- 
schrift der nebenstehenden Revi- 
sionsschrift sind zu fertigen und 
mit den Akten an das Reichsver- 
sicherungsamt, Abteilung für Inva- 
lidenversicherung abzusenden. 
Nach 6 Monaten. 



Berlin, den. 



190-. 



Der Vorstand. 



Geschäfts-Nr. II 



1 
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HI. Alters- und Invalidenversicherung (20). 



Renten - Entziehungsverfahren. 



20. 



1. Für die Statistik notiert — auch kreis- 
ärztl. Gutachten 



2. Akten geheftet 

3. Entwurf zum Schreiben an die untere 

Verw. -Beh. zu 

nach F. 353 gefertigt und vorgelegt 

4. Zu 3 mit Akten heute ab 




.0 



Renten - Expedient 



-0 




5. Weggelegt bis zum Eingänge des Gut- 
achtens der unteren Verw.-ßeh. ev. auf 
8 Wochen. 



Mit Gutachten der unteren Verw. -Beh. vorgelegt. 





Renten- Registrator. 
Untere Verwaltungsbehörde hält die Entziehung für 



nicht begründet 



begründet 



Q' A' Herrn Dezernenten zur geneigten Bestimmung 



Soll die Rente 
belassen werden? 



Soll Vertr.-Arzt 

gehört werden? 

ev. welcher? 





Soll die Rente ent- 
zogen werden? 



(falls der Vertr.-Arzt zu hören ist) 
1. Akten sind geheftet 



.2. F. 121 mit F. 533 und Akten 
an Dr. 



heute ab 



-0 
.0 



3. Weggelegt bis zum Eingange des Gutachtens 
ev. auf 14 Tage. 



Wieder vorgelegt mit Gutachten. Kein Eingang. 





Renten- Registrator. 



Q' ^' Herrn Dezernenten zur geneigten Bestimmung. 







Soll die Rente belassen werden? Soll die Rente entzogen werden? 



(falls die Rente belassen wird) 
1. Für Statistik notiert 



-0 



2. F. 236 an die untere Verw.-Beh 
zu heute ab 



-0 



3. (Die Fristen sind von dem Expedienten 
einzufügen) 

a) Frist : Kontrolle nach 



Nachunters, nach 



notiert 
b) Weggelegt. 



Renten-Registrator. 







1. Anhörung der Bei- 
sitzer ist — noch 
nicht erfolgt. 

2. F. 130 beigefügt 



Renten-Expedient. 



V. 



Rente ist zu entziehen. 

(ärztiiche— Gutachten vom 

Bl ) 

Wohnung: 



B.| d. 



Journal-Nr. II 



-0 



Vorstand. 



-0 
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Der Stempelaufdruck 
betreffend die Entziehung 
der Rente ist hierunter zu 
setzen. 



I. 2L) Rentenentziehungsbescheid nach F. 526. 

b) Wegfallanweisung nach F. 97—428 
gefertigt und vorgelegt 

zu a unter «^Einschreiben^ 

zu b 



} 



heute ab 



bei Absendung der Wegfallanweisung Ver- 
merk über den WegfaU der Rente durch 
entsprechend ausgefällten roten Stempel- 
aufdruck nebenstehend gefertigt 

c) F. 70 an Postamt heute ab 

II. Für die Statisik notiert 



> 



III. Weggelegt auf 2 Monate (vom Tage der Ab- 
sendung des Rentenentziehungs- Bescheides ab) 
— bis zum Eingange der Antwort auf F. 70 
ev. auf 8 Tage. 



-0 



-0 







Mit Antwort anf F. 70 vorgelegt 



Renten - Registrator. 



-0 



1. Wegfall-Anweisung nach F. 97—428 

gefertigt und vorgelegt 

Wegfall-Anweisung heute ab. 
Vermerk über den Wegfall der Rente durch 
entsprechend ausgefüllten roten Stempel- 
auforuck nebensteneud gefertigt 

2. Weggelegt auf 2 Monate (vom Tage der Ab- 
sendung des Rentenentziehungsbescheides ab). 








Nach Eintritt der Rechtskraft vorgelegt. 



Renten - Registrator. 



-0 



I. (Von der Renten-Expedition auszuführen). 

1. F. 237 

a) an die untere Verw. - Behörde zu 

b) an die Landes - Versicherungsanstalt 

2. F. 24 an die Rechnungsstelle des R. V. A. 

Tag des Wegfalls: 190— 

Ursache des Wegfalls: Entziehung der 
Rente wegen Wledereintritis der Erwerbs- 
fähigkeit. 

II. In der Rentenliste notiert 



m. Qu.-Karte Nr. 1 bis und — Zählkarte— 

für HeUverfahren entnommen. Vermerk ge- 
fertigt 

IV. Für die Statistik notiert 



V. Wiedervorlagefristen gestrichen und weggelegt 
Wiedervorgelegt 



heute ab 




Renten - Registrator. 



-0 

-0 
-0 

-0 



1.06 III. Alters- und Invalidenversicherung (21). 



21. 



1. An 
d 



Mit Zustellungsurkunde i 



Unter Berücksichtigung de ärztlichen Gutachten vom 

sind Sie nicht mehr als erwerbsunfähig im 



Sinne des § 5 Abs. 4 des Invalidenversicherungsgesetzes anzusehen. 
Die Ihnen unter dem 

bewilligte Invalidenrente von jährlich M. — Rentenzeichen 

3 

wird Ihnen daher hiermit entzogen. (§ 47 des 



Invalidenversicherungsgesetzes). Die Entziehung tritt mit Ablauf 
des Monats in Wirksamkeit, in welchem Ihnen dieser Bescheid 
zugestellt wird. 

Hiergegen kam gemäß § 114 des Invalidenversicherungs- 
gesetzes innerhalb eines Monats nach der Zustellung die Berufung 
bei dem Schiedsgericht für Arbeiterversicherung Stadtkreis Berlin 
zu Berlin, Lützowstraße 111/112, eingelegt werden. 



Ausfertigung der anliegenden Weg- 
fallanweisung erhält die Ober- 
Postdirektion in Berlin. — Form. 70 
(vorläufige Einstellung der Renten- 
zahlung) ist an das Postamt 

in 



zu übersenden. 

3. Zur Statistik. 

4. Wieder vorzulegen mit Zustellungs- 
urkunde zu 1) event. nach 5 Ta- 
gen. (Rechtskraft, Mitteilung an 
die untere Verwaltungsbehörde, 
Rentenliste). 

Berlin, den 190 — 

Landes-Versicherungsanstalt Berlin. 

Der Vorstand. 

Geschäfts-Nr. II 0_ 
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Geschäfts-Nr. 



-0- 



Versicheningsanstalt Nr. 3, 

Rentenzeichen: 
3 



A. 



18 




22. 





Anweisung an die Post 
zur Einstellung von Rentenzahlungen. 



Die am 



abgesandte Anweisung vom 
monatlicher Rente an 



an die Kaiserliche Ober - Postdirektion 
- 1 zur Zahlung von Mk. 



zu 
für 



kommt mit Ablauf des Monats 



D Zahlungsempfänger wohnt seit*j 



tigen Bezirke. 



Berlin SO., den 

Am Kölnischen Park 8. 



190— in Wegfall. 



190— im dor- 



190. 



Der Vorstand der Landes-Versicherungsanstalt BerUn. 



Name der zahlenden Postanstalt: 



'*') Nur auszufüllen, wenn der Empfänger seit dem 
Bestehen der eingangs bezeichneten Zahlungsanweisung 
in einen anderen Dber-Postdirektionsbezirk verzogen ist. 



(Vermerke der O. P. D.) 
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III. Alters- und Invalidenversicherung (23). 



23. 



Anzeige fiber den Tod des Rentenempfängers. 



vonseiten der Post. 



von dritter Seite. 



I .(von der Renten-Expedition auszuführen). 

1. F. 185 an d 

zu heute ab 



2. We 



.0 



Wegfallanweisung 
— Wegfall ab 



nach F. 22-97-428 



gefertigt und vorgelegt 
heute abgesandt 




-0 



IL Weggelegt bis zum Eingange der Antwort 
auf E. ifö ev. auf 4 Wochen. 



I. (von der Renten-Expedition auszuführen). 

1. F. 70 an das Postamt zu 

heute ab 

1. F. 803 an die O.-P.-D. Berlin 

heute ab — 

3. F. 185 an d 

zu heute ab 



4. P. n. Sterbeurkunde liegt vor 



-0 




II. Weggelegt bis zum Eingange der Antw. 
aufT. 7(J-F._ ev. auf 8 Tage (F. 70) — 
14 Tage (F ). 



Mit Antwort auf F. 70 — F. 
gelegt. 



vor- 
-0 



Renten-Registrator. 

L 1. F. 703 an die O.-P.-D. Berlin 

heute ab 

2. Wecfallanweisung nach F. 22 — 97-428 



Wegfallanweisung 
-Wegfall ab 



efertigt und vorgelegt 
eute abgesandt - 







Renten-Expedient. 
II. Weggelegt bis zum Eingange der Antwort 
auf F. 185 - F. 803 ev. auf 3 Wochen. (F. 
64-56). 



Mit Antwort auf F. 185 — F. 803 vorgelegt; F. 64—56 beigefügt. 



Renten-Registrator. 



I. (von der Renten-Expedition auszuführen). 
1. F. 24 an die Rechnungsstelle des R.-V.-A. 

Tag des Wegfalls : 190 

Ursache des Wegfalls: Tod. 

heute ab- 



II. In der Rentenliste notiert- 







lii. Qu.-Karten ausgebucht u. beigefügt 

IV. Für die Statistik notiert 



V. Fristen gelöscht; wiedervorgelegt. 



2. F. 229 an die L. V. A. heute ab- 

3. F. 230 an heute ab- 



-0 
-0 
-0 



-0 



Renten-Registrator. 



A. g 

Akten durchgeprüft, dieselben sind vollständig erledigt. 
Zurückzugebende Urkunden befinden sich nicht in den Akten. 





y. 

Akten weglegen. 

Kassation Kann am — nicht vor dem 1. Jannar 

(1 Jahr länger wegen 

Vor der Kassation ist d 



Bl. 



Renten - Expedient. 



erfolgen. 
-) 



B., d. 



d. A.) zu den Sammelakten zu entnehmen. 
. 
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Vorstand. 



Druck von J. B. Hirschfeld in Leipzig. 



Verlag von J. C B, Mohr (Paul Siebeck) in Tübingen. 

ALFRED MANES: 

Das Reichsgesetz über die privaten 
Versicherungsunternehmungen 

vom 12. Mai 1901. 
Neue Auflage soll Anfang 1908 erscheinen. 

Aus Kritiken über die I.Auflage: 

„Das Werk gibt zunächst eine größere historische Einleitung über die Entwicklung der 
Reichsgesetzgebung auf dem Gebiete des privaten Versicherungswesens. Sodann kommt der 
Kommentar, welcher das Auslegungsmaterial eingehend verarbeitet. Für das größere» nicht 
juristisch oder versicherungstechnisch vorgebildete Publikum werden leicht verstfindliche Be- 
merkungen hinzugefügt, so daß auch der Laie den immerhin etwas spröden Stoff leicht zu 
erfassen vermag. Ein längeres Sachregister erhöht die praktische Brauchbarkeit des Buches.' 

Zeltschrift fflr Verelcbeningswesen, Jahi^uig 1901 Nr. 27. 

.Mit der vorliegenden Bearbeitung des Reichsgesetzes über die privaten Versicherungs- 
Unternehmungen hat der Herausgeber ein Werk geschaffen, das das theoretische Studium und 
die praktische Anwendung des Gesetzes wesentlurh erleichtern und in gleicher Weise dem 
Juristen wie dem nicht juristisch gebildeten Versicherungsfachmann ein handliches Hilfsmittel 
sein wird. Eine 47 Seiten umfassende Einleitung gibt einen Oberblick über die geschichtliche 
Entwicklung der deutschen Reichsgesetzgebung auf dem Gebiete des privaten Versicherungs- 
wesens unaeine Darstellung der Grundzüge des neuen Gesetzes nach den amtlichen Druck- 
schriften. Dann folgt der uesetzestext mit eingehenden Erläuterungen, in denen die gesamten 
Auslegungs-Materialien beachtet sind. Den einzelnen Abschnitten gehen gemeinverständliche 
Vorbemerkungen voraus, die einen systematischen Oberblick über den Inhalt des Gesetzes 
gewähren und namentlich dem Rechtsunkundigen die leitenden Gedanken des Gesetzgebers 
nahe zu bringen geeignet sind, welchem Zweck auch die den einzelnen Paragraphen gegebenen 
Oberschriften dienen. Die Brauchbarkeit des Buches ist noch dadurch erhöht, daß hinter jedem 
Gesetzesparagraphen, in welchem auf Vorschriften anderer Reichsgesetze Bezug genommen 
ist, diese Bestimmungen in ihrem vollen Wortlaute mitabgedruckt sind, so namentlich zahl- 
reiche Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs, des Handelsgesetzbuchs, des Gerichts- 
verfassungsgesetzes, der Zivilprozeßordnung, der Konkursordnung, des Genossenschaftsgesetzes, 
des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, der Gewerbeordnung u. s.w. 
Der Versicherungsfachmann findet also in dem 272 Seiten starken Buche alle Bestimmungen 
vereinigt, welche für die privaten Versicherungs-Untemehmungen in Betracht kommen." 

Deutscher Relchs-Anzelger, Königlich Preußischer Staats-Aiuelger, 20. Auinist 1901. 

.Von den bisher erschienenen Ausgaben des neuen Gesetzes hat die vorliegende große 
Obersichtlichkeit und Vollständigkeit in der Verwertung der jgesetzgeberischen Vorarbeiten 
voraus. Sie zeichnet sich femer dadurch aus, daß sie m gleicher Weise für den Laien, wie 
für den Fachmann und Beamten brauchbar ist, indem in ihr gemeinverständliche Vorbemerkungen 
zu den einzelnen Gesetzesabschnitten gegeben sind. Der Verfasser, der sich das leider noch 
so sehr unbekannte Gebiet des Versicherungswesens zum Spezialstudium gewählt hat, hat 
mit dieser seiner neuesten Arbeit ein für jeden Interessenten wertvolles Werk geschaffen.' 

Norddeutsche Allgemeine Zeltung, Berlin, 10. November 1901. 

Die Haftpflichtversicherung. 

Ihre Geschichte^ wirtschaftliche Bedeutung und Technik, 

Insbesondere In Deutschland. 

Gross 8. 1902. M. 7.20, geb. M. 8.20. 

Aus Kritiken: 

,Der Verfasser ist seinem Vorhaben, eine einigermaßen erschöpfende Behandlung der 
wirtschaftlichen Seite der Haftpflichtversicherung zu bieten, gerecht geworden. Infolge gründ- 
lichen Studiums des einschlägigen Materials ist es dem Verfasser gelungen, von einem der 
interessantesten und schwierigsten Zweige der Versicherung ein klares Büd zu geben, was 
um so höher zu schätzen ist, als, wie im Vorworte selbst hervorgehoben wird, bisher die 
Haftpflichtversicherung in der Literatur etwas vernachlässigt wurde.* 

Deutsche Versicherungs-Zeitung, 1902 Nr. 39. 



Verlag von J. C. B, Mohr (Paul Siebeck) in Tübingen. 

Weitere Besprechungen über Manes, Haftpflichtversicherung: 

,Man muß es dem Verfasser Dank wissen, daß er sich diesen Gegenstand, den er be- 
kanntlich kurz schon im Handwörterbuch der Staatswissenschaften behandelt hat, zur Be- 
arbeitung gewählt hat, weil es bisher an einer zusammenfassenden erschöpfenden Darstellung 
der Materie gefehlt hat; und man wird ihm auch die Anerkennung über die Art und Weise, 
wie er seine Aufgabe gelöst hat, nicht versagen können. Nicht nur, daß er die weit zerstreute 
Literatur wohl nahezu erschöpfend berücksichtigt hat, hat er auch mit ungeheurem Fleiß die 
meist schwer erhältlichen sonstigen Materialien gesammelt und das Ganze zu einem Werke 
verarbeitet, das als wertvolle Bereicherung unserer Assekuranzliteratur bezeichnet und be- 
sonders auch dem Praktiker zum Studium angelegentlichst empfohlen werden darf. Der 
Herr Verfasser ist Theoretiker und es läßt sich nicht leugnen, daß seine Theorie hier und da 
mit der Praxis nicht ganz im Einklang steht; ja mit manchen Aufassungen wird er bei dem 
Praktiker, besonders oei dem Nur-Praktiker auf heftigen Widerspruch stoßen. So muß aber 
anerkannt werden, daß er sich überall bemüht hat, sein Thema sachlich zu behandeln, ja, 
daß man selbst da. wo man abweichender Meinung ist, seine Ansichten gern liest. Das ganze 
Werk zerfällt in zwei Teile: einen theoretischen, der die Geschichte der Haftpflichtversicherung, 
ihre Stellung in der Volkswirtschaft und die Untemehmungsformen behandelt. In dem zweiten 
oder praktischen Teil wird zunächst der innere Betrieb im Al^emeinen und dann der der einzelnen 
Versicherungsarten dargestellt. — Indem wir uns vorbehalten, auf einzelne Teile des inter- 
essanten und anregenden Werkes gelegentlich noch ausführlicher zurückzukommen, wollen 
wir es heute unseren Lesern nur nochmals bestens empfehlen, überzeugt, daß auch die Praxis 
manche beachtenswerte Anregung darin finden wird." 

Annalen des gesamten Versicherungswesens» 1902 33. Jahrgang Nr. 23. 

„Die Haftpflichtversicherung, welche zuerst als Versicherung gegen die Gefahren aus 
dem Reichshaftpflichtgesetz von 1871 Gegenstand des Privatversicherungsgeschäftes gewesen 
ist und nach der Abßsung der Unternehmerhaftpflicht durch die Arbeiterunfallversicherung 
sich allmählich als selbständiger Versicherungssweig entwickelt, sodann mit Einführung des 
büi^erlichen Gesetzbuches infolge der verschärften Haftpflichtbestimmungen eine besondere 
Bedeutung erlangt hat, ist in Literatur und Wissenschaft noch lange nicht genügend beachtet. 
Es ist ein Verdienst des Verfassers, der, aus Lexis' Schule hervorgegangen, sich durch seine 
versicherungswissenschaftlichen SpezialStudien bereits vorteilhaft bekannt gemacht hat, auf 
Grund eifrig gesammelten und nicht allgemein zugänglichen Materials eine genaue Be- 
schreibung der Praxis dieses Versicherungszweiges geliefert und die theoretischen unterlagen 
derselben eingehend untersucht zu haben. Dem Privatversicherungsgeschäfte kann niclits 
mehr nützen, als wenn die bestehenden Einrichtungen von unparteiischer wissenschaftlicher 
Seite vorurteilsfrei beschrieben und kritisiert werden und dadurch die Oberzeugung von der 
wirtschaftlichen Bedeutung der Versicherung in immer weitere Kreise getragen wiroT" 

Frankfurter Zeitung (Prof. Dr. Bleicher), %• Jahrgang Nr. 220. 

„Die Arbeit bekundet eine intensive Durchdringung des Stoffes sowohl in juristischer, 
technischer als vor allem in volkswirtschaftlicher Beziehung. Gerade in letzterer Hinsicht 
dürfte sie berufen sein, den mißverständlichen Auffassungen des Wesens der Haftpflicht- 
versicherung bahnbrechend entgegenzutreten und die mannigfachen Bedenken, denen diese 
Branche noch immer selbst in gebildeten Kreisen begegnet, zu zerstreuen. Sehr wohltuend 
wirkt die große Objektivität bei Erörterung von Fragen besonders versicherungstechnischer 
Natur, welche in der Fachpresse durch einseitige und leidenschaftliche Stellungnahme mehr 
verwirrt als geklärt wurden." 

Literarische Mitteilungen der Annalen^des Deutschen Reichs, XV. Jahrgang Nr. 11. 
„In dem vorliegenden Werke bietet der durch seine zahlreichen, das Versicherungs- 
wesen behandelnden Arbeiten vorteilhaft bekannte Verfasser eine ausführliche Darstellung des 
Gegenstandes und der Einrichtungen einer Versicherungsart, welcher in der Literatur bisher 
noch keine systematische Bearbeitung zuteil wurde. Und doch handelt es sich um einen 
Versicherungszweig, der allein in Deutschland jähriich viele Millionen umsetzt und nach 
und nach durch seine evidente Nützlichkeit jedem größeren Industriellen bekannt geworden ist 
Angesichts der Schwierigkeit der Materialbeschaffung und besonders der Schwierig- 
keit, die für den Schriftsteller besteht, aus dem trockenen Stoffe ein lebensvolles Bild geschäft- 
licher Tätigkeit und ihrer wirtschaftlichen Wirkungen zu schaffen, ist das vorliegende Werk, 
welchem übrigens für eine spätere Auflage ein alphabetisches Sachregister dringend zu 
wünschen ist, als eine sehr verdienstvolle Leistung willKommen zu heißen. Mag sich auch dem 
Auge des Praktikers manches in anderem Lichte darstellen als dem des Theoretikers, so 
schudert der Verfasser, abgesehen von dem Werte seiner durchaus sachlichen Kritik, unter 
allen Umständen eine reiche Fülle volkswirtschaftlich bedeutsamer Erscheinungen, die ohne 
sein Buch der wissenschaftlichen Welt wohl noch längere Zeit unbekannt geblieben wären." 

Zeitschrift fflr Sozialwissenschaft (Direlctor Dr. Hiestand), VI. Jahrgang Heft 4. 

„Mit Freuden ist die vorilegende Schrift zu begrüßen, welche die bisher so stiefmütter- 
lich behandelte Haftpflichtversicherung in wirtschaftlicher Hinsicht (abgesehen von der Rück- 
versicherung) einer eingehenden Betrachtung unterzieht. Man muß dem Verfasser umso 
§rößeren Dank für seine mühevolle Arbeit wissen, als seine Forschungen auf einem Material 
eruhen, das größtenteils nicht publiziert oder allgemein nicht zugänglich ist." 

Zeitschrift fflr das gesamte Handelsrecht (Prof. Dr. Olerke), November 1901 Heft 3 4 
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